
HVA L-StB Anhang 
 

 

 

 

Handbuch 
für die 

Vergabe und Ausführung 
von Lieferungen und Leistungen im Straßen-  

und Brückenbau 
(HVA L-StB) 

 
 
 
 

Anhang 
 

Ergänzende Unterlagen 
 

 

Stand: 04/17  Anhang − Deckblatt 



HVA L-StB Anhang Inhaltsverzeichnis 
 

 

Inhaltsverzeichnis 
 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)    Seite 1 – 52 

Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverordnung-VgV)   Seite 1 – 65 

Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)   Seite 1 – 29 

VOL/B   Seite 1 – 9 

ZVB(VOL)-StB ...............................................................................................................................  Seite 1 – 4 

 

Stand: 04-17  Anhang − Inhaltsverzeichnis − Seite 1 



HVA L – StB Anhang GWB 

Auszug 

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

(GWB) 

vom 17. Februar 2016 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750, 3245), zuletzt 

geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2258) 
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§ 111 Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen, deren Teile 

unterschiedlichen rechtlichen Regelungen unterliegen 
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Tätigkeiten umfassen 
§ 113 Verordnungsermächtigung 
§ 114 Monitoring und Pflicht zur Übermittlung von Vergabedaten 
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Teil 4 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen 

Kapitel 1 
Vergabeverfahren 

Abschnitt 1 
Grundsätze, Definitionen und Anwendungsbereich 

§ 97 

Grundsätze der Vergabe 
(1) Öffentliche Aufträge und Konzessionen werden im Wettbewerb und im Wege 
transparenter Verfahren vergeben. Dabei werden die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit 
und der Verhältnismäßigkeit gewahrt. 

(2) Die Teilnehmer an einem Vergabeverfahren sind gleich zu behandeln, es sei denn, 
eine Ungleichbehandlung ist aufgrund dieses Gesetzes ausdrücklich geboten oder 
gestattet. 

(3) Bei der Vergabe werden Aspekte der Qualität und der Innovation sowie soziale und 
umweltbezogene Aspekte nach Maßgabe dieses Teils berücksichtigt. 

(4) Mittelständische Interessen sind bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vornehmlich 
zu berücksichtigen. Leistungen sind in der Menge aufgeteilt (Teillose) und getrennt 
nach Art oder Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben. Mehrere Teil- oder Fachlose dürfen 
zusammen vergeben werden, wenn wirtschaftliche oder technische Gründe dies 
erfordern. Wird ein Unternehmen, das nicht öffentlicher Auftraggeber oder 
Sektorenauftraggeber ist, mit der Wahrnehmung oder Durchführung einer öffentlichen 
Aufgabe betraut, verpflichtet der öffentliche Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber 
das Unternehmen, sofern es Unteraufträge vergibt, nach den Sätzen 1 bis 3 zu 
verfahren. 

(5) Für das Senden, Empfangen, Weiterleiten und Speichern von Daten in einem 
Vergabeverfahren verwenden Auftraggeber und Unternehmen grundsätzlich 
elektronische Mittel nach Maßgabe der aufgrund des § 113 erlassenen Verordnungen. 

(6) Unternehmen haben Anspruch darauf, dass die Bestimmungen über das 
Vergabeverfahren eingehalten werden. 

§ 98 

Auftraggeber 
Auftraggeber im Sinne dieses Teils sind öffentliche Auftraggeber im Sinne des § 99, 
Sektorenauftraggeber im Sinne des § 100 und Konzessionsgeber im Sinne des § 101. 

§ 99 

Öffentliche Auftraggeber 
Öffentliche Auftraggeber sind 
 
Stand: 04/17  Anhang – GWB – Seite 5 
 



HVA L – StB Anhang GWB 

1. Gebietskörperschaften sowie deren Sondervermögen, 

2. andere juristische Personen des öffentlichen und des privaten Rechts, die zu dem 
besonderen Zweck gegründet wurden, im Allgemeininteresse liegende Aufgaben 
nichtgewerblicher Art zu erfüllen, sofern 

a) sie überwiegend von Stellen nach Nummer 1 oder 3 einzeln oder gemeinsam 
durch Beteiligung oder auf sonstige Weise finanziert werden, 

b) ihre Leitung der Aufsicht durch Stellen nach Nummer 1 oder 3 unterliegt oder  

c) mehr als die Hälfte der Mitglieder eines ihrer zur Geschäftsführung oder zur 
Aufsicht berufenen Organe durch Stellen nach Nummer 1 oder 3 bestimmt 
worden sind;  

 dasselbe gilt, wenn diese juristische Person einer anderen juristischen Person des 
öffentlichen oder privaten Rechts einzeln oder gemeinsam mit anderen die 
überwiegende Finanzierung gewährt, über deren Leitung die Aufsicht ausübt oder 
die Mehrheit der Mitglieder eines zur Geschäftsführung oder Aufsicht berufenen 
Organs bestimmt hat, 

3. Verbände, deren Mitglieder unter Nummer 1 oder 2 fallen, 

4. natürliche oder juristische Personen des privaten Rechts sowie juristische 
Personen des öffentlichen Rechts, soweit sie nicht unter Nummer 2 fallen, in den 
Fällen, in denen sie für Tiefbaumaßnahmen, für die Errichtung von 
Krankenhäusern, Sport-, Erholungs- oder Freizeiteinrichtungen, Schul-, 
Hochschul- oder Verwaltungsgebäuden oder für damit in Verbindung stehende 
Dienstleistungen und Wettbewerbe von Stellen, die unter die Nummern 1, 2 oder 3 
fallen, Mittel erhalten, mit denen diese Vorhaben zu mehr als 50 Prozent 
subventioniert werden. 

§ 100 

Sektorenauftraggeber 
(1) Sektorenauftraggeber sind 

1. öffentliche Auftraggeber gemäß § 99 Nummer 1 bis 3, die eine Sektorentätigkeit 
gemäß § 102 ausüben, 

2. natürliche oder juristische Personen des privaten Rechts, die eine 
Sektorentätigkeit gemäß § 102 ausüben, wenn 

a)  diese Tätigkeit auf der Grundlage von besonderen oder ausschließlichen 
Rechten ausgeübt wird, die von einer zuständigen Behörde gewährt wurden, 
oder 

b) öffentliche Auftraggeber gemäß § 99 Nummer 1 bis 3 auf diese Personen 
einzeln oder gemeinsam einen beherrschenden Einfluss ausüben können. 

(2) Besondere oder ausschließliche Rechte im Sinne von Absatz 1 Nummer 2 
Buchstabe a sind Rechte, die dazu führen, dass die Ausübung dieser Tätigkeit einem 
oder mehreren Unternehmen vorbehalten wird und dass die Möglichkeit anderer 
Unternehmen, diese Tätigkeit auszuüben, erheblich beeinträchtigt wird. Keine 
besonderen oder ausschließlichen Rechte in diesem Sinne sind Rechte, die aufgrund 
eines Verfahrens nach den Vorschriften dieses Teils oder aufgrund eines sonstigen 
Verfahrens gewährt wurden, das angemessen bekannt gemacht wurde und auf 
objektiven Kriterien beruht. 
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(3) Die Ausübung eines beherrschenden Einflusses im Sinne von 
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b wird vermutet, wenn ein öffentlicher Auftraggeber 
gemäß § 99 Nummer 1 bis 3  

1. unmittelbar oder mittelbar die Mehrheit des gezeichneten Kapitals des 
Unternehmens besitzt,  

2. über die Mehrheit der mit den Anteilen am Unternehmen verbundenen 
Stimmrechte verfügt oder 

3. mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgans des Unternehmens bestellen kann. 

 
§ 101 

Konzessionsgeber 
(1) Konzessionsgeber sind 

1. öffentliche Auftraggeber gemäß § 99 Nummer 1 bis 3, die eine Konzession 
vergeben, 

2. Sektorenauftraggeber gemäß § 100 Absatz 1 Nummer 1, die eine 
Sektorentätigkeit gemäß § 102 Absatz 2 bis 6 ausüben und eine Konzession zum 
Zweck der Ausübung dieser Tätigkeit vergeben,  

3. Sektorenauftraggeber gemäß § 100 Absatz 1 Nummer 2, die eine 
Sektorentätigkeit gemäß § 102 Absatz 2 bis 6 ausüben und eine Konzession zum 
Zweck der Ausübung dieser Tätigkeit vergeben. 

(2) § 100 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend. 

§ 102 
Sektorentätigkeiten 

(1) Sektorentätigkeiten im Bereich Wasser sind 

1. die Bereitstellung oder das Betreiben fester Netze zur Versorgung der 
Allgemeinheit im Zusammenhang mit der Gewinnung, der Fortleitung und der 
Abgabe von Trinkwasser, 

2. die Einspeisung von Trinkwasser in diese Netze. 

Als Sektorentätigkeiten gelten auch Tätigkeiten nach Satz 1, die im Zusammenhang 
mit Wasserbau-, Bewässerungs- oder Entwässerungsvorhaben stehen, sofern die zur 
Trinkwasserversorgung bestimmte Wassermenge mehr als 20 Prozent der 
Gesamtwassermenge ausmacht, die mit den entsprechenden Vorhaben oder 
Bewässerungs- oder Entwässerungsanlagen zur Verfügung gestellt wird oder die im 
Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung oder -behandlung steht. Die 
Einspeisung von Trinkwasser in feste Netze zur Versorgung der Allgemeinheit durch 
einen Sektorenauftraggeber nach § 100 Absatz 1 Nummer 2 gilt nicht als 
Sektorentätigkeit, sofern die Erzeugung von Trinkwasser durch den betreffenden 
Auftraggeber erfolgt, weil dessen Verbrauch für die Ausübung einer Tätigkeit 
erforderlich ist, die keine Sektorentätigkeit nach den Absätzen 1 bis 4 ist, und die 
Einspeisung in das öffentliche Netz nur von dem Eigenverbrauch des betreffenden 
Auftraggebers abhängt und bei Zugrundelegung des Durchschnitts der letzten drei 
Jahre einschließlich des laufenden Jahres nicht mehr als 30 Prozent der gesamten 
Trinkwassererzeugung des betreffenden Auftraggebers ausmacht. 

(2) Sektorentätigkeiten im Bereich Elektrizität sind 
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1. die Bereitstellung oder das Betreiben fester Netze zur Versorgung der 
Allgemeinheit im Zusammenhang mit der Erzeugung, der Fortleitung und der 
Abgabe von Elektrizität, 

2. die Einspeisung von Elektrizität in diese Netze, es sei denn, 

a) die Elektrizität wird durch den Sektorenauftraggeber nach § 100 Absatz 1 
Nummer 2 erzeugt, weil ihr Verbrauch für die Ausübung einer Tätigkeit 
erforderlich ist, die keine Sektorentätigkeit nach den Absätzen 1 bis 4 ist, und 

b) die Einspeisung hängt nur von dem Eigenverbrauch des Sektorenauftraggebers 
ab und macht bei Zugrundelegung des Durchschnitts der letzten drei Jahre 
einschließlich des laufenden Jahres nicht mehr als 30 Prozent der gesamten 
Energieerzeugung des Sektorenauftraggebers aus. 

(3) Sektorentätigkeiten im Bereich von Gas und Wärme sind 

1. die Bereitstellung oder das Betreiben fester Netze zur Versorgung der 
Allgemeinheit im Zusammenhang mit der Erzeugung, der Fortleitung und der 
Abgabe von Gas und Wärme, 

2. die Einspeisung von Gas und Wärme in diese Netze, es sei denn,  

a) die Erzeugung von Gas oder Wärme durch den Sektorenauftraggeber nach 
§ 100 Absatz 1 Nummer 2 ergibt sich zwangsläufig aus der Ausübung einer 
Tätigkeit, die keine Sektorentätigkeit nach den Absätzen 1 bis 4 ist, und 

b) die Einspeisung zielt nur darauf ab, diese Erzeugung wirtschaftlich zu nutzen 
und macht bei Zugrundelegung des Durchschnitts der letzten drei Jahre 
einschließlich des laufenden Jahres nicht mehr als 20 Prozent des Umsatzes 
des Sektorenauftraggebers aus. 

(4) Sektorentätigkeiten im Bereich Verkehrsleistungen sind die Bereitstellung oder das 
Betreiben von Netzen zur Versorgung der Allgemeinheit mit Verkehrsleistungen per 
Eisenbahn, automatischen Systemen, Straßenbahn, Trolleybus, Bus oder Seilbahn; ein 
Netz gilt als vorhanden, wenn die Verkehrsleistung gemäß den von einer zuständigen 
Behörde festgelegten Bedingungen erbracht wird; dazu gehören die Festlegung der 
Strecken, die Transportkapazitäten und die Fahrpläne. 

(5) Sektorentätigkeiten im Bereich Häfen und Flughäfen sind Tätigkeiten im 
Zusammenhang mit der Nutzung eines geografisch abgegrenzten Gebiets mit dem 
Zweck, für Luft-, See- oder Binnenschifffahrtsverkehrsunternehmen Flughäfen, See- 
oder Binnenhäfen oder andere Terminaleinrichtungen bereitzustellen. 

(6) Sektorentätigkeiten im Bereich fossiler Brennstoffe sind Tätigkeiten zur Nutzung 
eines geografisch abgegrenzten Gebiets zum Zweck 

1. der Förderung von Öl oder Gas oder 

2. der Exploration oder Förderung von Kohle oder anderen festen Brennstoffen. 

(7) Für die Zwecke der Absätze 1 bis 3 umfasst der Begriff „Einspeisung“ die 
Erzeugung und Produktion sowie den Groß- und Einzelhandel. Die Erzeugung von Gas 
fällt unter Absatz 6. 

§ 103 
Öffentliche Aufträge, Rahmenvereinbarungen und Wettbewerbe 

(1) Öffentliche Aufträge sind entgeltliche Verträge zwischen öffentlichen Auftraggebern 
oder Sektorenauftraggebern und Unternehmen über die Beschaffung von Leistungen, 
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die die Lieferung von Waren, die Ausführung von Bauleistungen oder die Erbringung 
von Dienstleistungen zum Gegenstand haben.  

(2) Lieferaufträge sind Verträge zur Beschaffung von Waren, die insbesondere Kauf 
oder Ratenkauf oder Leasing, Mietverhältnisse oder Pachtverhältnisse mit oder ohne 
Kaufoption betreffen. Die Verträge können auch Nebenleistungen umfassen. 

(3) Bauaufträge sind Verträge über die Ausführung oder die gleichzeitige Planung und 
Ausführung 

1. von Bauleistungen im Zusammenhang mit einer der Tätigkeiten, die in Anhang II 
der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 26. 
Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 65) und Anhang I der 
Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 26. 
Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich der  
Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 243) genannt 
sind, oder  

2. eines Bauwerkes für den öffentlichen Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber, 
das Ergebnis von Tief- oder Hochbauarbeiten ist und eine wirtschaftliche oder 
technische Funktion erfüllen soll. 

Ein Bauauftrag liegt auch vor, wenn ein Dritter eine Bauleistung gemäß den vom 
öffentlichen Auftraggeber oder Sektorenauftraggeber genannten Erfordernissen 
erbringt, die Bauleistung dem Auftraggeber unmittelbar wirtschaftlich zugutekommt und 
dieser einen entscheidenden Einfluss auf Art und Planung der Bauleistung hat.  

(4) Als Dienstleistungsaufträge gelten die Verträge über die Erbringung von 
Leistungen, die nicht unter die Absätze 2 und 3 fallen. 

(5) Rahmenvereinbarungen sind Vereinbarungen zwischen einem oder mehreren 
öffentlichen Auftraggebern oder Sektorenauftraggebern und einem oder mehreren 
Unternehmen, die dazu dienen, die Bedingungen für die öffentlichen Aufträge, die 
während eines bestimmten Zeitraums vergeben werden sollen, festzulegen, 
insbesondere in Bezug auf den Preis. Für die Vergabe von Rahmenvereinbarungen 
gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist, dieselben Vorschriften wie für die Vergabe 
entsprechender öffentlicher Aufträge. 

(6) Wettbewerbe sind Auslobungsverfahren, die dem Auftraggeber aufgrund 
vergleichender Beurteilung durch ein Preisgericht mit oder ohne Verteilung von Preisen 
zu einem Plan oder einer Planung verhelfen sollen. 

§ 104 
Verteidigungs- oder sicherheitsspezifische öffentliche Aufträge 

(1) Verteidigungs- oder sicherheitsspezifische öffentliche Aufträge sind öffentliche 
Aufträge, deren Auftragsgegenstand mindestens eine der folgenden Leistungen 
umfasst: 

1. die Lieferung von Militärausrüstung, einschließlich dazugehöriger Teile, Bauteile 
oder Bausätze, 

2. die Lieferung von Ausrüstung, die im Rahmen eines Verschlusssachenauftrags 
vergeben wird, einschließlich der dazugehörigen Teile, Bauteile oder Bausätze, 

3. Liefer-, Bau- und Dienstleistungen in unmittelbarem Zusammenhang mit der in den 
Nummern 1 und 2 genannten Ausrüstung in allen Phasen des Lebenszyklus der 
Ausrüstung oder 
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4. Bau- und Dienstleistungen speziell für militärische Zwecke oder Bau- und 
Dienstleistungen, die im Rahmen eines Verschlusssachenauftrags vergeben 
werden. 

(2) Militärausrüstung ist jede Ausrüstung, die eigens zu militärischen Zwecken 
konzipiert oder für militärische Zwecke angepasst wird und zum Einsatz als Waffe, 
Munition oder Kriegsmaterial bestimmt ist. 

(3) Ein Verschlusssachenauftrag im Sinne dieser Vorschrift ist ein Auftrag im speziellen 
Bereich der nicht-militärischen Sicherheit, der ähnliche Merkmale aufweist und ebenso 
schutzbedürftig ist wie ein Auftrag über die Lieferung von Militärausrüstung im Sinne 
des Absatzes 1 Nummer 1 oder wie Bau- und Dienstleistungen speziell für militärische 
Zwecke im Sinne des Absatzes 1 Nummer 4, und 

1. bei dessen Erfüllung oder Erbringung Verschlusssachen nach § 4 des Gesetzes 
über die Voraussetzungen und das Verfahren von Sicherheitsüberprüfungen des 
Bundes oder nach den entsprechenden Bestimmungen der Länder verwendet 
werden oder 

2. der Verschlusssachen im Sinne der Nummer 1 erfordert oder beinhaltet. 

§ 105 
Konzessionen 

(1) Konzessionen sind entgeltliche Verträge, mit denen ein oder mehrere 
Konzessionsgeber ein oder mehrere Unternehmen 

1. mit der Erbringung von Bauleistungen betrauen (Baukonzessionen); dabei besteht 
die Gegenleistung entweder allein in dem Recht zur Nutzung des Bauwerks oder 
in diesem Recht zuzüglich einer Zahlung; oder 

2. mit der Erbringung und der Verwaltung von Dienstleistungen betrauen, die nicht in 
der Erbringung von Bauleistungen nach Nummer 1 bestehen 
(Dienstleistungskonzessionen); dabei besteht die Gegenleistung entweder allein in 
dem Recht zur Verwertung der Dienstleistungen oder in diesem Recht zuzüglich 
einer Zahlung. 

(2) In Abgrenzung zur Vergabe öffentlicher Aufträge geht bei der Vergabe einer Bau- 
oder Dienstleistungskonzession das Betriebsrisiko für die Nutzung des Bauwerks oder 
für die Verwertung der Dienstleistungen auf den Konzessionsnehmer über. Dies ist der 
Fall, wenn 

1. unter normalen Betriebsbedingungen nicht gewährleistet ist, dass die 
Investitionsaufwendungen oder die Kosten für den Betrieb des Bauwerks oder die 
Erbringung der Dienstleistungen wieder erwirtschaftet werden können, und 

2. der Konzessionsnehmer den Unwägbarkeiten des Marktes tatsächlich ausgesetzt 
ist, so dass potenzielle geschätzte Verluste des Konzessionsnehmers nicht 
vernachlässigbar sind. 

Das Betriebsrisiko kann ein Nachfrage- oder Angebotsrisiko sein. 

§ 106 
Schwellenwerte 

(1) Dieser Teil gilt für die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen sowie 
die Ausrichtung von Wettbewerben, deren geschätzter Auftrags- oder Vertragswert 
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ohne Umsatzsteuer die jeweils festgelegten Schwellenwerte erreicht oder 
überschreitet. § 114 Absatz 2 bleibt unberührt. 

(2) Der jeweilige Schwellenwert ergibt sich 

1. für öffentliche Aufträge und Wettbewerbe, die von öffentlichen Auftraggebern 
vergeben werden, aus Artikel 4 der Richtlinie 2014/24/EU in der jeweils geltenden 
Fassung; der sich hieraus für zentrale Regierungsbehörden ergebende 
Schwellenwert ist von allen obersten Bundesbehörden sowie allen oberen 
Bundesbehörden und vergleichbaren Bundeseinrichtungen anzuwenden, 

2. für öffentliche Aufträge und Wettbewerbe, die von Sektorenauftraggebern zum 
Zweck der Ausübung einer Sektorentätigkeit vergeben werden, aus Artikel 15 der 
Richtlinie 2014/25/EU in der jeweils geltenden Fassung, 

3. für verteidigungs- oder sicherheitsspezifische öffentliche Aufträge aus Artikel 8 der 
Richtlinie 2009/81/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 
2009 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- 
und Dienstleistungsaufträge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit und zur 
Änderung der Richtlinien 2004/17/EG und 2004/18/EG (ABl. L 216 vom 20.8.2009, 
S. 76) in der jeweils geltenden Fassung, 

4. für Konzessionen aus Artikel 8 der Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Konzessionsvergabe 
(ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung. 

(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie gibt die geltenden 
Schwellenwerte unverzüglich, nachdem sie im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht worden sind, im Bundesanzeiger bekannt. 

§ 107 
Allgemeine Ausnahmen 

(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
Konzessionen 

1. zu Schiedsgerichts- und Schlichtungsdienstleistungen, 

2. für den Erwerb, die Miete oder die Pacht von Grundstücken, vorhandenen 
Gebäuden oder anderem unbeweglichen Vermögen sowie Rechten daran, 
ungeachtet ihrer Finanzierung, 

3. zu Arbeitsverträgen,  

4. zu Dienstleistungen des Katastrophenschutzes, des Zivilschutzes und der 
Gefahrenabwehr, die von gemeinnützigen Organisationen oder Vereinigungen 
erbracht werden und die unter die Referenznummern des Common Procurement 
Vocabulary 75250000-3, 75251000-0, 75251100-1, 75251110-4, 75251120-7, 
75252000-7, 75222000-8, 98113100-9 und 85143000-3 mit Ausnahme des 
Einsatzes von Krankenwagen zur Patientenbeförderung fallen; gemeinnützige 
Organisationen oder Vereinigungen im Sinne dieser Nummer sind insbesondere 
die Hilfsorganisationen, die nach Bundes- oder Landesrecht als Zivil- und 
Katastrophenschutzorganisationen anerkannt sind. 

(2) Dieser Teil ist ferner nicht auf öffentliche Aufträge und Konzessionen anzuwenden, 

1. bei denen die Anwendung dieses Teils den Auftraggeber dazu zwingen würde, im 
Zusammenhang mit dem Vergabeverfahren oder der Auftragsausführung 
Auskünfte zu erteilen, deren Preisgabe seiner Ansicht nach wesentlichen 
Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland im Sinne des Artikels 346 
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Absatz 1 Buchstabe a des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
widerspricht, oder 

2. die dem Anwendungsbereich des Artikels 346 Absatz 1 Buchstabe b des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union unterliegen. 

§ 108 
Ausnahmen bei öffentlich-öffentlicher Zusammenarbeit 

(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen, die 
von einem öffentlichen Auftraggeber im Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 an eine 
juristische Person des öffentlichen oder privaten Rechts vergeben werden, wenn  

1. der öffentliche Auftraggeber über die juristische Person eine ähnliche Kontrolle wie 
über seine eigenen Dienststellen ausübt, 

2. mehr als 80 Prozent der Tätigkeiten der juristischen Person der Ausführung von 
Aufgaben dienen, mit denen sie von dem öffentlichen Auftraggeber oder von einer 
anderen juristischen Person, die von diesem kontrolliert wird, betraut wurde, und 

3. an der juristischen Person keine direkte private Kapitalbeteiligung besteht, mit 
Ausnahme nicht beherrschender Formen der privaten Kapitalbeteiligung und 
Formen der privaten Kapitalbeteiligung ohne Sperrminorität, die durch gesetzliche 
Bestimmungen vorgeschrieben sind und die keinen maßgeblichen Einfluss auf die 
kontrollierte juristische Person vermitteln. 

(2) Die Ausübung einer Kontrolle im Sinne von Absatz 1 Nummer 1 wird vermutet, 
wenn der öffentliche Auftraggeber einen ausschlaggebenden Einfluss auf die 
strategischen Ziele und die wesentlichen Entscheidungen der juristischen Person 
ausübt. Die Kontrolle kann auch durch eine andere juristische Person ausgeübt 
werden, die von dem öffentlichen Auftraggeber auf gleiche Weise kontrolliert wird. 

(3) Absatz 1 gilt auch für die Vergabe öffentlicher Aufträge, die von einer kontrollierten 
juristischen Person, die zugleich öffentlicher Auftraggeber im Sinne des 
§ 99 Nummer 1 bis 3 ist, an den kontrollierenden öffentlichen Auftraggeber oder an 
eine von diesem öffentlichen Auftraggeber kontrollierte andere juristische Person 
vergeben werden. Voraussetzung ist, dass keine direkte private Kapitalbeteiligung an 
der juristischen Person besteht, die den öffentlichen Auftrag erhalten soll. 
Absatz 1 Nummer 3 zweiter Halbsatz gilt entsprechend. 

(4) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen, bei 
denen der öffentliche Auftraggeber im Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 über eine 
juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts zwar keine Kontrolle im Sinne 
des Absatzes 1 Nummer 1 ausübt, aber  

1. der öffentliche Auftraggeber gemeinsam mit anderen öffentlichen Auftraggebern 
über die juristische Person eine ähnliche Kontrolle ausübt wie jeder der 
öffentlichen Auftraggeber über seine eigenen Dienststellen, 

2. mehr als 80 Prozent der Tätigkeiten der juristischen Person der Ausführung von 
Aufgaben dienen, mit denen sie von den öffentlichen Auftraggebern oder von einer 
anderen juristischen Person, die von diesen Auftraggebern kontrolliert wird, betraut 
wurde, und 

3. an der juristischen Person keine direkte private Kapitalbeteiligung besteht; 
Absatz 1 Nummer 3 zweiter Halbsatz gilt entsprechend. 
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(5) Eine gemeinsame Kontrolle im Sinne von Absatz 4 Nummer 1 besteht, wenn 

1. sich die beschlussfassenden Organe der juristischen Person aus Vertretern 
sämtlicher teilnehmender öffentlicher Auftraggeber zusammensetzen; ein 
einzelner Vertreter kann mehrere oder alle teilnehmenden öffentlichen 
Auftraggeber vertreten, 

2. die öffentlichen Auftraggeber gemeinsam einen ausschlaggebenden Einfluss auf 
die strategischen Ziele und die wesentlichen Entscheidungen der juristischen 
Person ausüben können und 

3. die juristische Person keine Interessen verfolgt, die den Interessen der öffentlichen 
Auftraggeber zuwiderlaufen. 

(6) Dieser Teil ist ferner nicht anzuwenden auf Verträge, die zwischen zwei oder 
mehreren öffentlichen Auftraggebern im Sinne des § 99 Nummer 1 bis 3 geschlossen 
werden, wenn  

1. der Vertrag eine Zusammenarbeit zwischen den beteiligten öffentlichen 
Auftraggebern begründet oder erfüllt, um sicherzustellen, dass die von ihnen zu 
erbringenden öffentlichen Dienstleistungen im Hinblick auf die Erreichung 
gemeinsamer Ziele ausgeführt werden, 

2. die Durchführung der Zusammenarbeit nach Nummer 1 ausschließlich durch 
Überlegungen im Zusammenhang mit dem öffentlichen Interesse bestimmt wird 
und 

3. die öffentlichen Auftraggeber auf dem Markt weniger als 20 Prozent der 
Tätigkeiten erbringen, die durch die Zusammenarbeit nach Nummer 1 erfasst sind. 

(7) Zur Bestimmung des prozentualen Anteils nach Absatz 1 Nummer 2, 
Absatz 4 Nummer 2 und Absatz 6 Nummer 3 wird der durchschnittliche Gesamtumsatz 
der letzten drei Jahre vor Vergabe des öffentlichen Auftrags oder ein anderer 
geeigneter tätigkeitsgestützter Wert herangezogen. Ein geeigneter tätigkeitsgestützter 
Wert sind zum Beispiel die Kosten, die der juristischen Person oder dem öffentlichen 
Auftraggeber in dieser Zeit in Bezug auf Liefer-, Bau- und Dienstleistungen entstanden 
sind. Liegen für die letzten drei Jahre keine Angaben über den Umsatz oder einen 
geeigneten alternativen tätigkeitsgestützten Wert wie zum Beispiel Kosten vor oder 
sind sie nicht aussagekräftig, genügt es, wenn der tätigkeitsgestützte Wert 
insbesondere durch Prognosen über die Geschäftsentwicklung glaubhaft gemacht 
wird. 

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten entsprechend für Sektorenauftraggeber im Sinne des 
§ 100 Absatz 1 Nummer 1 hinsichtlich der Vergabe von öffentlichen Aufträgen sowie 
für Konzessionsgeber im Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 1 und 2 hinsichtlich der 
Vergabe von Konzessionen. 

§ 109 
Ausnahmen für Vergaben auf der Grundlage internationaler Verfahrensregeln  

(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden, wenn öffentliche Aufträge, Wettbewerbe oder 
Konzessionen  

1. nach Vergabeverfahren zu vergeben oder durchzuführen sind, die festgelegt 
werden durch 

a) ein Rechtsinstrument, das völkerrechtliche Verpflichtungen begründet, wie eine 
im Einklang mit den EU-Verträgen geschlossene internationale Übereinkunft 
oder Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und einem oder 
mehreren Staaten, die nicht Vertragsparteien des Übereinkommens über den 
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Europäischen Wirtschaftsraum sind, oder ihren Untereinheiten über Liefer-, 
Bau- oder Dienstleistungen für ein von den Unterzeichnern gemeinsam zu 
verwirklichendes oder zu nutzendes Projekt, oder 

b) eine internationale Organisation oder 

2. gemäß den Vergaberegeln einer internationalen Organisation oder internationalen 
Finanzierungseinrichtung bei vollständiger Finanzierung der öffentlichen Aufträge 
und Wettbewerbe durch diese Organisation oder Einrichtung zu vergeben sind; für 
den Fall einer überwiegenden Kofinanzierung öffentlicher Aufträge und 
Wettbewerbe durch eine internationale Organisation oder eine internationale 
Finanzierungseinrichtung einigen sich die Parteien auf die anwendbaren 
Vergabeverfahren. 

(2) Für verteidigungs- oder sicherheitsspezifische öffentliche Aufträge ist § 145 
Nummer 7 und für Konzessionen in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit ist 
§ 150 Nummer 7 anzuwenden. 

§ 110 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen, 
die verschiedene Leistungen zum Gegenstand haben 

(1) Öffentliche Aufträge, die verschiedene Leistungen wie Liefer-, Bau- oder 
Dienstleistungen zum Gegenstand haben, werden nach den Vorschriften vergeben, 
denen der Hauptgegenstand des Auftrags zuzuordnen ist. Dasselbe gilt für die 
Vergabe von Konzessionen, die sowohl Bau- als auch Dienstleistungen zum 
Gegenstand haben. 

(2) Der Hauptgegenstand öffentlicher Aufträge und Konzessionen, die  

1. teilweise aus Dienstleistungen, die den Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen über soziale und andere besondere Dienstleistungen im Sinne des 
§ 130 oder Konzessionen über soziale und andere besondere Dienstleistungen im 
Sinne des § 153 unterfallen, und teilweise aus anderen Dienstleistungen bestehen 
oder  

2. teilweise aus Lieferleistungen und teilweise aus Dienstleistungen bestehen,  
 
wird danach bestimmt, welcher geschätzte Wert der jeweiligen Liefer- oder 
Dienstleistungen am höchsten ist. 

§ 111 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen,  

deren Teile unterschiedlichen rechtlichen Regelungen unterliegen 
(1) Sind die verschiedenen Teile eines öffentlichen Auftrags, die jeweils 
unterschiedlichen rechtlichen Regelungen unterliegen, objektiv trennbar, so dürfen 
getrennte Aufträge für jeden Teil oder darf ein Gesamtauftrag vergeben werden.  

(2) Werden getrennte Aufträge vergeben, so wird jeder einzelne Auftrag nach den 
Vorschriften vergeben, die auf seine Merkmale anzuwenden sind. 

(3) Wird ein Gesamtauftrag vergeben,  

1. kann der Auftrag ohne Anwendung dieses Teils vergeben 
werden, wenn ein Teil des Auftrags die Voraussetzungen des 
§ 107 Absatz 2 Nummer 1 oder 2 erfüllt und die Vergabe eines 
Gesamtauftrags aus objektiven Gründen gerechtfertigt ist, 
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2. kann der Auftrag nach den Vorschriften über die Vergabe von verteidigungs- oder 
sicherheitsspezifischen Aufträgen vergeben werden, wenn ein Teil des Auftrags 
diesen Vorschriften unterliegt und die Vergabe eines Gesamtauftrags aus 
objektiven Gründen gerechtfertigt ist, 

3. sind die Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch 
Sektorenauftraggeber anzuwenden, wenn ein Teil des Auftrags diesen 
Vorschriften unterliegt und der Wert dieses Teils den geltenden Schwellenwert 
erreicht oder überschreitet; dies gilt auch dann, wenn der andere Teil des Auftrags 
den Vorschriften über die Vergabe von Konzessionen unterliegt, 

4. sind die Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch öffentliche 
Auftraggeber anzuwenden, wenn ein Teil des Auftrags den Vorschriften zur 
Vergabe von Konzessionen und ein anderer Teil des Auftrags den Vorschriften zur 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch öffentliche Auftraggeber unterliegt und 
wenn der Wert dieses Teils den geltenden Schwellenwert erreicht oder 
überschreitet, 

5. sind die Vorschriften dieses Teils anzuwenden, wenn ein Teil des Auftrags den 
Vorschriften dieses Teils und ein anderer Teil des Auftrags sonstigen Vorschriften 
außerhalb dieses Teils unterliegt; dies gilt ungeachtet des Wertes des Teils, der 
sonstigen Vorschriften außerhalb dieses Teils unterliegen würde und ungeachtet 
ihrer rechtlichen Regelung.  

(4) Sind die verschiedenen Teile eines öffentlichen Auftrags, die jeweils 
unterschiedlichen rechtlichen Regelungen unterliegen, objektiv nicht trennbar,  

1. wird der Auftrag nach den Vorschriften vergeben, denen der Hauptgegenstand des 
Auftrags zuzuordnen ist; enthält der Auftrag Elemente einer 
Dienstleistungskonzession und eines Lieferauftrags, wird der Hauptgegenstand 
danach bestimmt, welcher geschätzte Wert der jeweiligen Dienst- oder 
Lieferleistungen höher ist, 

2. kann der Auftrag ohne Anwendung der Vorschriften dieses Teils oder gemäß den 
Vorschriften über die Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
öffentlichen Aufträgen vergeben werden, wenn der Auftrag Elemente enthält, auf 
die § 107 Absatz 2 Nummer 1 oder 2 anzuwenden ist. 

(5) Die Entscheidung, einen Gesamtauftrag oder getrennte Aufträge zu vergeben, darf 
nicht zu dem Zweck getroffen werden, die Auftragsvergabe von den Vorschriften zur 
Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen auszunehmen. 

(6) Auf die Vergabe von Konzessionen sind die Absätze 1, 2 und 3 Nummer 1 und 2 
sowie die Absätze 4 und 5 entsprechend anzuwenden. 

§ 112 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Konzessionen,  

die verschiedene Tätigkeiten umfassen 
(1) Umfasst ein öffentlicher Auftrag mehrere Tätigkeiten, von denen eine Tätigkeit eine 
Sektorentätigkeit im Sinne des § 102 darstellt, dürfen getrennte Aufträge für die 
Zwecke jeder einzelnen Tätigkeit oder darf ein Gesamtauftrag vergeben werden. 

(2) Werden getrennte Aufträge vergeben, so wird jeder einzelne Auftrag nach den 
Vorschriften vergeben, die auf seine Merkmale anzuwenden sind.  

(3) Wird ein Gesamtauftrag vergeben, unterliegt dieser Auftrag den Bestimmungen, die 
für die Tätigkeit gelten, für die der Auftrag hauptsächlich bestimmt ist. Ist der Auftrag 
sowohl für eine Sektorentätigkeit im Sinne des § 102 als auch für eine Tätigkeit 
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bestimmt, die Verteidigungs- oder Sicherheitsaspekte umfasst, ist 
§ 111 Absatz 3 Nummer 1 und 2 entsprechend anzuwenden. 

(4) Die Entscheidung, einen Gesamtauftrag oder getrennte Aufträge zu vergeben, darf 
nicht zu dem Zweck getroffen werden, die Auftragsvergabe von den Vorschriften 
dieses Teils auszunehmen. 

(5) Ist es objektiv unmöglich, festzustellen, für welche Tätigkeit der Auftrag 
hauptsächlich bestimmt ist, unterliegt die Vergabe 

1. den Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch öffentliche 
Auftraggeber, wenn eine der Tätigkeiten, für die der Auftrag bestimmt ist, unter 
diese Vorschriften fällt, 

2. den Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch 
Sektorenauftraggeber, wenn der Auftrag sowohl für eine Sektorentätigkeit im 
Sinne des § 102 als auch für eine Tätigkeit bestimmt ist, die in den 
Anwendungsbereich der Vorschriften zur Vergabe von Konzessionen fallen würde, 

3. den Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch 
Sektorenauftraggeber, wenn der Auftrag sowohl für eine Sektorentätigkeit im 
Sinne des § 102 als auch für eine Tätigkeit bestimmt ist, die weder in den 
Anwendungsbereich der Vorschriften zur Vergabe von Konzessionen noch in den 
Anwendungsbereich der Vorschriften zur Vergabe öffentlicher Aufträge durch 
öffentliche Auftraggeber fallen würde. 

(6) Umfasst eine Konzession mehrere Tätigkeiten, von denen eine Tätigkeit eine 
Sektorentätigkeit im Sinne des § 102 darstellt, sind die Absätze 1 bis 4 entsprechend 
anzuwenden. Ist es objektiv unmöglich, festzustellen, für welche Tätigkeit die 
Konzession hauptsächlich bestimmt ist, unterliegt die Vergabe 

1. den Vorschriften zur Vergabe von Konzessionen durch Konzessionsgeber im 
Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 1, wenn eine der Tätigkeiten, für die die 
Konzession bestimmt ist, diesen Bestimmungen und die andere Tätigkeit den 
Bestimmungen für die Vergabe von Konzessionen durch Konzessionsgeber im 
Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 unterliegt, 

2. den Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch öffentliche 
Auftraggeber, wenn eine der Tätigkeiten, für die die Konzession bestimmt ist, unter 
diese Vorschriften fällt, 

3. den Vorschriften zur Vergabe von Konzessionen, wenn eine der Tätigkeiten, für 
die die Konzession bestimmt ist, diesen Vorschriften und die andere Tätigkeit 
weder den Vorschriften zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch 
Sektorenauftraggeber noch den Vorschriften zur Vergabe öffentlicher Aufträge 
durch öffentliche Auftraggeber unterliegt. 

§ 113 
Verordnungsermächtigung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnungen mit Zustimmung des 
Bundesrates die Einzelheiten zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
Konzessionen sowie zur Ausrichtung von Wettbewerben zu regeln. Diese 
Ermächtigung umfasst die Befugnis zur Regelung von Anforderungen an den 
Auftragsgegenstand und an das Vergabeverfahren, insbesondere zur Regelung 

1. der Schätzung des Auftrags- oder Vertragswertes, 

2. der Leistungsbeschreibung, der Bekanntmachung, der Verfahrensarten und des 
Ablaufs des Vergabeverfahrens, der Nebenangebote, der Vergabe von 
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Unteraufträgen sowie der Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen, die 
soziale und andere besondere Dienstleistungen betreffen, 

3. der besonderen Methoden und Instrumente in Vergabeverfahren und für 
Sammelbeschaffungen einschließlich der zentralen Beschaffung, 

4. des Sendens, Empfangens, Weiterleitens und Speicherns von Daten einschließlich 
der Regelungen zum Inkrafttreten der entsprechenden Verpflichtungen,  

5. der Auswahl und Prüfung der Unternehmen und Angebote sowie des Abschlusses 
des Vertrags, 

6. der Aufhebung des Vergabeverfahrens, 

7. der verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen Anforderungen im Hinblick auf den 
Geheimschutz, auf die allgemeinen Regelungen zur Wahrung der Vertraulichkeit, 
auf die Versorgungssicherheit sowie auf die besonderen Regelungen für die 
Vergabe von Unteraufträgen, 

8. der Voraussetzungen, nach denen Sektorenauftraggeber, Konzessionsgeber oder 
Auftraggeber nach dem Bundesberggesetz von der Verpflichtung zur Anwendung 
dieses Teils befreit werden können, sowie des dabei anzuwendenden Verfahrens 
einschließlich der erforderlichen Ermittlungsbefugnisse des Bundeskartellamtes 
und der Einzelheiten der Kostenerhebung; Vollstreckungserleichterungen dürfen 
vorgesehen werden. 

Die Rechtsverordnungen sind dem Bundestag zuzuleiten. Die Zuleitung erfolgt vor der 
Zuleitung an den Bundesrat. Die Rechtsverordnungen können durch Beschluss des 
Bundestages geändert oder abgelehnt werden. Der Beschluss des Bundestages wird 
der Bundesregierung zugeleitet. Hat sich der Bundestag nach Ablauf von drei 
Sitzungswochen seit Eingang der Rechtsverordnungen nicht mit ihnen befasst, so 
werden die unveränderten Rechtsverordnungen dem Bundesrat zugeleitet. 

§ 114 
Monitoring und Pflicht zur Übermittlung von Vergabedaten 

(1) Die obersten Bundesbehörden und die Länder erstatten in ihrem jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie über die 
Anwendung der Vorschriften dieses Teils und der aufgrund des § 113 erlassenen 
Rechtsverordnungen bis zum 15. Februar 2017 und danach alle drei Jahre jeweils bis 
zum 15. Februar schriftlich Bericht. 

(2) Auftraggeber im Sinne des § 98 übermitteln an das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie Daten zu öffentlichen Aufträgen im Sinne des § 103 Absatz 1 
und zu Konzessionen im Sinne des § 105 zur Gewinnung flächendeckender Daten im 
Vergabewesen. Die zu übermittelnden Daten umfassen für öffentliche Aufträge im 
Sinne des § 103 Absatz 1 und für Konzessionen im Sinne des § 105 oberhalb der 
jeweils geltenden Schwellenwerte maximal Daten, die in den Bekanntmachungen über 
vergebene öffentliche Aufträge und Konzessionen enthalten sind. Die zu 
übermittelnden Daten umfassen für öffentliche Aufträge durch öffentliche Auftraggeber 
im Sinne des § 99 unterhalb der jeweils geltenden Schwellenwerte und oberhalb einer 
durch die Verordnung nach Satz 4 festzulegenden Bagatellgrenze Daten zur Art und 
zur Menge der Leistung sowie zum Wert des erfolgreichen Angebots. Die 
Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Einzelheiten der Datenübermittlung einschließlich des Umfangs der zu 
übermittelnden Daten und des Zeitpunkts des Inkrafttretens der entsprechenden 
Verpflichtungen zu regeln.  
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Abschnitt 2 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch öffentliche Auftraggeber 

Unterabschnitt 1 
Anwendungsbereich 

§ 115 
Anwendungsbereich 

Dieser Abschnitt ist anzuwenden auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und die 
Ausrichtung von Wettbewerben durch öffentliche Auftraggeber. 

§ 116 
Besondere Ausnahmen 

(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch 
öffentliche Auftraggeber, wenn diese Aufträge Folgendes zum Gegenstand haben: 

1. Rechtsdienstleistungen, die eine der folgenden Tätigkeiten betreffen: 

a) Vertretung eines Mandanten durch einen Rechtsanwalt in  

aa) Gerichts- oder Verwaltungsverfahren vor nationalen oder internationalen     
Gerichten, Behörden oder Einrichtungen, 

bb) nationalen oder internationalen Schiedsgerichts- oder Schlichtungs-
verfahren, 

b) Rechtsberatung durch einen Rechtsanwalt, sofern diese zur Vorbereitung 
eines Verfahrens im Sinne von Buchstabe a dient oder wenn konkrete 
Anhaltspunkte dafür vorliegen und eine hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass 
die Angelegenheit, auf die sich die Rechtsberatung bezieht, Gegenstand eines 
solchen Verfahrens werden wird, 

c) Beglaubigungen und Beurkundungen, sofern sie von Notaren vorzunehmen 
sind, 

d) Tätigkeiten von gerichtlich bestellten Betreuern, Vormündern, Pflegern, 
Verfahrensbeiständen, Sachverständigen oder Verwaltern oder sonstige 
Rechtsdienstleistungen, deren Erbringer durch ein Gericht dafür bestellt oder 
durch Gesetz dazu bestimmt werden, um bestimmte Aufgaben unter der 
Aufsicht dieser Gerichte wahrzunehmen, oder 

e) Tätigkeiten, die zumindest teilweise mit der Ausübung von hoheitlichen 
Befugnissen verbunden sind, 

2. Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen, es sei denn es handelt sich um 
Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen, die unter die Referenznummern 
des Common Procurement Vocabulary 73000000-2 bis 73120000-9, 73300000-5, 
73420000-2 und 73430000-5 fallen und bei denen 

a) die Ergebnisse ausschließlich Eigentum des Auftraggebers für seinen 
Gebrauch bei der Ausübung seiner eigenen Tätigkeit werden und 

b) die Dienstleistung vollständig durch den Auftraggeber vergütet wird, 

3. den Erwerb, die Entwicklung, die Produktion oder die Koproduktion von 
Sendematerial für audiovisuelle Mediendienste oder Hörfunkmediendienste, wenn 
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diese Aufträge von Anbietern von audiovisuellen Mediendiensten oder 
Hörfunkmediendiensten vergeben werden, die Ausstrahlungszeit oder die 
Bereitstellung von Sendungen, wenn diese Aufträge an Anbieter von 
audiovisuellen Mediendiensten oder Hörfunkmediendiensten vergeben werden,  

4. finanzielle Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Ausgabe, dem Verkauf, 
dem Ankauf oder der Übertragung von Wertpapieren oder anderen 
Finanzinstrumenten, Dienstleistungen der Zentralbanken sowie mit der 
Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität und dem Europäischen Stabilitätsmechanismus 
durchgeführte Transaktionen, 

5. Kredite und Darlehen, auch im Zusammenhang mit der Ausgabe, dem Verkauf, 
dem Ankauf oder der Übertragung von Wertpapieren oder anderen 
Finanzinstrumenten oder 

6. Dienstleistungen, die an einen öffentlichen Auftraggeber nach 
§ 99 Nummer 1 bis 3 vergeben werden, der ein auf Gesetz oder Verordnung 
beruhendes ausschließliches Recht hat, die Leistungen zu erbringen. 

(2) Dieser Teil ist ferner nicht auf öffentliche Aufträge und Wettbewerbe anzuwenden, 
die hauptsächlich den Zweck haben, dem öffentlichen Auftraggeber die Bereitstellung 
oder den Betrieb öffentlicher Kommunikationsnetze oder die Bereitstellung eines oder 
mehrerer elektronischer Kommunikationsdienste für die Öffentlichkeit zu ermöglichen. 

§ 117 
Besondere Ausnahmen für Vergaben, 

die Verteidigungs- oder Sicherheitsaspekte umfassen 
Bei öffentlichen Aufträgen und Wettbewerben, die Verteidigungs- oder 
Sicherheitsaspekte umfassen, ohne verteidigungs- oder sicherheitsspezifische 
Aufträge zu sein, ist dieser Teil nicht anzuwenden, 

1. soweit der Schutz wesentlicher Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik 
Deutschland nicht durch weniger einschneidende Maßnahmen gewährleistet 
werden kann, zum Beispiel durch Anforderungen, die auf den Schutz der 
Vertraulichkeit der Informationen abzielen, die der öffentliche Auftraggeber im 
Rahmen eines Vergabeverfahrens zur Verfügung stellt, 

2. soweit die Voraussetzungen des Artikels 346 Absatz 1 Buchstabe a des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union erfüllt sind, 

3. wenn die Vergabe und die Ausführung des Auftrags für geheim erklärt werden 
oder nach den Rechts- oder Verwaltungsvorschriften besondere 
Sicherheitsmaßnahmen erfordern; Voraussetzung hierfür ist eine Feststellung 
darüber, dass die betreffenden wesentlichen Interessen nicht durch weniger 
einschneidende Maßnahmen gewährleistet werden können, zum Beispiel durch 
Anforderungen, die auf den Schutz der Vertraulichkeit der Informationen abzielen, 

4. wenn der öffentliche Auftraggeber verpflichtet ist, die Vergabe oder Durchführung 
nach anderen Vergabeverfahren vorzunehmen, die festgelegt sind durch 

a) eine im Einklang mit den EU-Verträgen geschlossene internationale 
Übereinkunft oder Vereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und einem oder mehreren Staaten, die nicht Vertragsparteien des 
Übereinkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, oder ihren 
Untereinheiten über Liefer-, Bau- oder Dienstleistungen für ein von den 
Unterzeichnern gemeinsam zu verwirklichendes oder zu nutzendes Projekt, 

 
Stand: 04/17  Anhang – GWB – Seite 19 
 



HVA L – StB Anhang GWB 

b) eine internationale Übereinkunft oder Vereinbarung im Zusammenhang mit 
der Stationierung von Truppen, die Unternehmen betrifft, die ihren Sitz in der 
Bundesrepublik Deutschland oder einem Staat haben, der nicht Vertragspartei 
des Übereinkommens über den Europäischen Wirtschaftsraums ist, oder 

c) eine internationale Organisation oder 

5. wenn der öffentliche Auftraggeber gemäß den Vergaberegeln einer internationalen 
Organisation oder internationalen Finanzierungseinrichtung einen öffentlichen 
Auftrag vergibt oder einen Wettbewerb ausrichtet und dieser öffentliche Auftrag 
oder Wettbewerb vollständig durch diese Organisation oder Einrichtung finanziert 
wird. Im Falle einer überwiegenden Kofinanzierung durch eine internationale 
Organisation oder eine internationale Finanzierungseinrichtung einigen sich die 
Parteien auf die anwendbaren Vergabeverfahren. 

§ 118 
Bestimmten Auftragnehmern vorbehaltene öffentliche Aufträge 

(1) Öffentliche Auftraggeber können das Recht zur Teilnahme an Vergabeverfahren 
Werkstätten für Menschen mit Behinderungen und Unternehmen vorbehalten, deren 
Hauptzweck die soziale und berufliche Integration von Menschen mit Behinderungen 
oder von benachteiligten Personen ist, oder bestimmen, dass öffentliche Aufträge im 
Rahmen von Programmen mit geschützten Beschäftigungsverhältnissen 
durchzuführen sind. 

(2) Voraussetzung ist, dass mindestens 30 Prozent der in diesen Werkstätten oder 
Unternehmen Beschäftigten Menschen mit Behinderungen oder benachteiligte 
Personen sind. 

Unterabschnitt 2 
Vergabeverfahren und Auftragsausführung 

§ 119 
Verfahrensarten 

(1) Die Vergabe von öffentlichen Aufträgen erfolgt im offenen Verfahren, im nicht 
offenen Verfahren, im Verhandlungsverfahren, im wettbewerblichen Dialog oder in der 
Innovationspartnerschaft. 

(2) Öffentlichen Auftraggebern stehen das offene Verfahren und das nicht offene 
Verfahren, das stets einen Teilnahmewettbewerb erfordert, nach ihrer Wahl zur 
Verfügung. Die anderen Verfahrensarten stehen nur zur Verfügung, soweit dies 
aufgrund dieses Gesetzes gestattet ist. 

(3) Das offene Verfahren ist ein Verfahren, in dem der öffentliche Auftraggeber eine 
unbeschränkte Anzahl von Unternehmen öffentlich zur Abgabe von Angeboten 
auffordert. 

(4) Das nicht offene Verfahren ist ein Verfahren, bei dem der öffentliche Auftraggeber 
nach vorheriger öffentlicher Aufforderung zur Teilnahme eine beschränkte Anzahl von 
Unternehmen nach objektiven, transparenten und nichtdiskriminierenden Kriterien 
auswählt (Teilnahmewettbewerb), die er zur Abgabe von Angeboten auffordert.  

(5) Das Verhandlungsverfahren ist ein Verfahren, bei dem sich der öffentliche 
Auftraggeber mit oder ohne Teilnahmewettbewerb an ausgewählte Unternehmen 
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wendet, um mit einem oder mehreren dieser Unternehmen über die Angebote zu 
verhandeln. 

(6) Der wettbewerbliche Dialog ist ein Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge mit 
dem Ziel der Ermittlung und Festlegung der Mittel, mit denen die Bedürfnisse des 
öffentlichen Auftraggebers am besten erfüllt werden können. Nach einem 
Teilnahmewettbewerb eröffnet der öffentliche Auftraggeber mit den ausgewählten 
Unternehmen einen Dialog zur Erörterung aller Aspekte der Auftragsvergabe. 

(7) Die Innovationspartnerschaft ist ein Verfahren zur Entwicklung innovativer, noch 
nicht auf dem Markt verfügbarer Liefer-, Bau- oder Dienstleistungen und zum 
anschließenden Erwerb der daraus hervorgehenden Leistungen. Nach einem 
Teilnahmewettbewerb verhandelt der öffentliche Auftraggeber in mehreren Phasen mit 
den ausgewählten Unternehmen über die Erst- und Folgeangebote. 

§ 120 
Besondere Methoden und Instrumente in Vergabeverfahren 

(1) Ein dynamisches Beschaffungssystem ist ein zeitlich befristetes, ausschließlich 
elektronisches Verfahren zur Beschaffung marktüblicher Leistungen, bei denen die 
allgemein auf dem Markt verfügbaren Merkmale den Anforderungen des öffentlichen 
Auftraggebers genügen.  

(2) Eine elektronische Auktion ist ein sich schrittweise wiederholendes elektronisches 
Verfahren zur Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots. Jeder elektronischen Auktion 
geht eine vollständige erste Bewertung aller Angebote voraus.  

(3) Ein elektronischer Katalog ist ein auf der Grundlage der Leistungsbeschreibung 
erstelltes Verzeichnis der zu beschaffenden Liefer-, Bau- und Dienstleistungen in 
einem elektronischen Format. Er kann insbesondere beim Abschluss von 
Rahmenvereinbarungen eingesetzt werden und Abbildungen, Preisinformationen und 
Produktbeschreibungen umfassen. 

(4) Eine zentrale Beschaffungsstelle ist ein öffentlicher Auftraggeber, der für andere 
öffentliche Auftraggeber dauerhaft Liefer- und Dienstleistungen beschafft, öffentliche 
Aufträge vergibt oder Rahmenvereinbarungen abschließt (zentrale 
Beschaffungstätigkeit). Öffentliche Auftraggeber können Liefer- und Dienstleistungen 
von zentralen Beschaffungsstellen erwerben oder Liefer-, Bau- und 
Dienstleistungsaufträge mittels zentraler Beschaffungsstellen vergeben. Öffentliche 
Aufträge zur Ausübung zentraler Beschaffungstätigkeiten können an eine zentrale 
Beschaffungsstelle vergeben werden, ohne ein Vergabeverfahren nach den 
Vorschriften dieses Teils durchzuführen. Derartige Dienstleistungsaufträge können 
auch Beratungs- und Unterstützungsleistungen bei der Vorbereitung oder 
Durchführung von Vergabeverfahren umfassen. Die Teile 1 bis 3 bleiben unberührt. 

§ 121 
Leistungsbeschreibung 

(1) In der Leistungsbeschreibung ist der Auftragsgegenstand so eindeutig und 
erschöpfend wie möglich zu beschreiben, so dass die Beschreibung für alle 
Unternehmen im gleichen Sinne verständlich ist und die Angebote miteinander 
verglichen werden können. Die Leistungsbeschreibung enthält die Funktions- oder 
Leistungsanforderungen oder eine Beschreibung der zu lösenden Aufgabe, deren 
Kenntnis für die Erstellung des Angebots erforderlich ist, sowie die Umstände und 
Bedingungen der Leistungserbringung. 
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(2) Bei der Beschaffung von Leistungen, die zur Nutzung durch natürliche Personen 
vorgesehen sind, sind bei der Erstellung der Leistungsbeschreibung außer in 
ordnungsgemäß begründeten Fällen die Zugänglichkeitskriterien für Menschen mit 
Behinderungen oder die Konzeption für alle Nutzer zu berücksichtigen. 

(3) Die Leistungsbeschreibung ist den Vergabeunterlagen beizufügen. 

§ 122 
Eignung 

(1) Öffentliche Aufträge werden an fachkundige und leistungsfähige (geeignete) 
Unternehmen vergeben, die nicht nach den §§ 123 oder 124 ausgeschlossen worden 
sind. 

(2) Ein Unternehmen ist geeignet, wenn es die durch den öffentlichen Auftraggeber im 
Einzelnen zur ordnungsgemäßen Ausführung des öffentlichen Auftrags festgelegten 
Kriterien (Eignungskriterien) erfüllt. Die Eignungskriterien dürfen ausschließlich 
Folgendes betreffen: 

1. Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung, 

2. wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit, 

3. technische und berufliche Leistungsfähigkeit. 

(3) Der Nachweis der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen nach 
den §§ 123 und 124 kann ganz oder teilweise durch die Teilnahme an 
Präqualifizierungssystemen erbracht werden. 

(4) Eignungskriterien müssen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung und zu 
diesem in einem angemessenen Verhältnis stehen. Sie sind in der 
Auftragsbekanntmachung, der Vorinformation oder der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung aufzuführen. 

§ 123 
Zwingende Ausschlussgründe 

(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine 
Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer 
Straftat nach: 

1. § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des 
Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des 
Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland), 

2. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme 
an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller 
Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu 
verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 
Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen, 

3. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter 
Vermögenswerte), 
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4. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt 
der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen 
Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, 

5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen 
den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der 
Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, 

6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen 
Verkehr), 

7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von 
Mandatsträgern), 

8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), 
jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und 
internationale Bedienstete), 

9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung 
(Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem 
Geschäftsverkehr) oder 

10. den §§ 232, 223a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis  233a des Strafgesetzbuches 
(Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der 
Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung). 

(2) Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Absatzes 1 
stehen eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den 
vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich. 

(3) Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen 
zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens 
Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der 
Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender 
Stellung. 

(4) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn  

1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder 
Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine 
rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung 
festgestellt wurde oder 

2. die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer 
Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen können. 

Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch 
nachgekommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der 
Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, 
Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat. 

(5) Von einem Ausschluss nach Absatz 1 kann abgesehen werden, wenn dies aus 
zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses geboten ist. Von einem Ausschluss 
nach Absatz 4 Satz 1 kann abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden Gründen 
des öffentlichen Interesses geboten ist oder ein Ausschluss offensichtlich 
unverhältnismäßig wäre. § 125 bleibt unberührt. 
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§ 124 
Fakultative Ausschlussgründe 

(1) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von 
der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn 

1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen 
geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat, 

2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein 
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet 
worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt 
worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder 
seine Tätigkeit eingestellt hat, 

3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere 
Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage 
gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden, 

4. der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass 
das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die 
eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs 
bezwecken oder bewirken, 

5. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der 
die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber 
tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen 
könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam 
beseitigt werden kann, 

6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in 
die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese 
Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen 
beseitigt werden kann, 

7. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines 
früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder 
fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu 
Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat, 

8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine 
schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder 
nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder 

9. das Unternehmen 

a)  versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in 
unzulässiger Weise zu beeinflussen, 

b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige 
Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder 

c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die 
Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen 
könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln. 

(2) § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 
des Mindestlohngesetzes und § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes bleiben 
unberührt. 
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§ 125 
Selbstreinigung 

(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen, bei dem ein Ausschlussgrund 
nach § 123 oder § 124 vorliegt, nicht von der Teilnahme an dem Vergabeverfahren 
aus, wenn das Unternehmen nachgewiesen hat, dass es 

1. für jeden durch eine Straftat oder ein Fehlverhalten verursachten Schaden einen 
Ausgleich gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet hat, 

2. die Tatsachen und Umstände, die mit der Straftat oder dem Fehlverhalten und 
dem dadurch verursachten Schaden in Zusammenhang stehen, durch eine aktive 
Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden und dem öffentlichen Auftraggeber 
umfassend geklärt hat, und 

3. konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen ergriffen hat, 
die geeignet sind, weitere Straftaten oder weiteres Fehlverhalten zu vermeiden. 

§ 123 Absatz 4 Satz 2 bleibt unberührt. 

(2) Öffentliche Auftraggeber bewerten die von dem Unternehmen ergriffenen 
Selbstreinigungsmaßnahmen und berücksichtigen dabei die Schwere und die 
besonderen Umstände der Straftat oder des Fehlverhaltens. Erachten die öffentlichen 
Auftraggeber die Selbstreinigungsmaßnahmen des Unternehmens als unzureichend, 
so begründen sie diese Entscheidung gegenüber dem Unternehmen. 

§ 126 
Zulässiger Zeitraum für Ausschlüsse 

Wenn ein Unternehmen, bei dem ein Ausschlussgrund vorliegt, keine oder keine 
ausreichenden Selbstreinigungsmaßnahmen nach § 125 ergriffen hat, darf es  

1. bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes nach § 123 höchstens fünf Jahre ab dem 
Tag der rechtskräftigen Verurteilung von der Teilnahme an Vergabeverfahren 
ausgeschlossen werden, 

2. bei Vorliegen eines Ausschlussgrundes nach § 124 höchstens drei Jahre ab dem 
betreffenden Ereignis von der Teilnahme an Vergabeverfahren ausgeschlossen 
werden. 

§ 127 
Zuschlag 

(1) Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. Grundlage dafür ist eine 
Bewertung des öffentlichen Auftraggebers, ob und inwieweit das Angebot die 
vorgegebenen Zuschlagskriterien erfüllt. Das wirtschaftlichste Angebot bestimmt sich 
nach dem besten Preis-Leistungs-Verhältnis. Zu dessen Ermittlung können neben dem 
Preis oder den Kosten auch qualitative, umweltbezogene oder soziale Aspekte 
berücksichtigt werden. 

(2) Verbindliche Vorschriften zur Preisgestaltung sind bei der Ermittlung des 
wirtschaftlichsten Angebots zu beachten. 

(3) Die Zuschlagskriterien müssen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen. 
Diese Verbindung ist auch dann anzunehmen, wenn sich ein Zuschlagskriterium auf 
Prozesse im Zusammenhang mit der Herstellung, Bereitstellung oder Entsorgung der 
Leistung, auf den Handel mit der Leistung oder auf ein anderes Stadium im 
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Lebenszyklus der Leistung bezieht, auch wenn sich diese Faktoren nicht auf die 
materiellen Eigenschaften des Auftragsgegenstandes auswirken. 

(4) Die Zuschlagskriterien müssen so festgelegt und bestimmt sein, dass die 
Möglichkeit eines wirksamen Wettbewerbs gewährleistet wird, der Zuschlag nicht 
willkürlich erteilt werden kann und eine wirksame Überprüfung möglich ist, ob und 
inwieweit die Angebote die Zuschlagskriterien erfüllen. Lassen öffentliche Auftraggeber 
Nebenangebote zu, legen sie die Zuschlagskriterien so fest, dass sie sowohl auf 
Hauptangebote als auch auf Nebenangebote anwendbar sind. 

(5) Die Zuschlagskriterien und deren Gewichtung müssen in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen aufgeführt werden.  

§ 128 
Auftragsausführung 

(1) Unternehmen haben bei der Ausführung des öffentlichen Auftrags alle für sie 
geltenden rechtlichen Verpflichtungen einzuhalten, insbesondere Steuern, Abgaben 
und Beiträge zur Sozialversicherung zu entrichten, die arbeitsschutzrechtlichen 
Regelungen einzuhalten und den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wenigstens 
diejenigen Mindestarbeitsbedingungen einschließlich des Mindestentgelts zu 
gewähren, die nach dem Mindestlohngesetz, einem nach dem Tarifvertragsgesetz mit 
den Wirkungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes für allgemein verbindlich 
erklärten Tarifvertrag oder einer nach § 7, § 7a oder § 11 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes oder einer nach § 3a des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung für die betreffende Leistung verbindlich vorgegeben 
werden. 

(2) Öffentliche Auftraggeber können darüber hinaus besondere Bedingungen für die 
Ausführung eines Auftrags (Ausführungsbedingungen) festlegen, sofern diese mit dem 
Auftragsgegenstand entsprechend § 127 Absatz 3 in Verbindung stehen. Die 
Ausführungsbedingungen müssen sich aus der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen ergeben. Sie können insbesondere wirtschaftliche, 
innovationsbezogene, umweltbezogene, soziale oder beschäftigungspolitische Belange 
oder den Schutz der Vertraulichkeit von Informationen umfassen. 

§ 129 
Zwingend zu berücksichtigende Ausführungsbedingungen 

Ausführungsbedingungen, die der öffentliche Auftraggeber dem beauftragten 
Unternehmen verbindlich vorzugeben hat, dürfen nur aufgrund eines Bundes- oder 
Landesgesetzes festgelegt werden. 

§ 130 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen 

über soziale und andere besondere Dienstleistungen 
(1) Bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen über soziale und andere besondere 
Dienstleistungen im Sinne des Anhangs XIV der Richtlinie 2014/24/EU stehen 
öffentlichen Auftraggebern das offene Verfahren, das nicht offene Verfahren, das 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb, der wettbewerbliche Dialog und die 
Innovationspartnerschaft nach ihrer Wahl zur Verfügung. Ein Verhandlungsverfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb steht nur zur Verfügung, soweit dies aufgrund dieses 
Gesetzes gestattet ist. 
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(2) Abweichend von § 132 Absatz 3 ist die Änderung eines öffentlichen Auftrags über 
soziale und andere besondere Dienstleistungen im Sinne des Anhangs XIV der 
Richtlinie 2014/24/EU ohne Durchführung eines neuen Vergabeverfahrens zulässig, 
wenn der Wert der Änderung nicht mehr als 20 Prozent des ursprünglichen 
Auftragswertes beträgt. 

§ 131 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen über  

Personenverkehrsleistungen im Eisenbahnverkehr 
(1) Bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen, deren Gegenstand 
Personenverkehrsleistungen im Eisenbahnverkehr sind, stehen öffentlichen 
Auftraggebern das offene und das nicht offene Verfahren, das Verhandlungsverfahren 
mit Teilnahmewettbewerb, der wettbewerbliche Dialog und die 
Innovationspartnerschaft nach ihrer Wahl zur Verfügung. Ein Verhandlungsverfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb steht nur zur Verfügung, soweit dies aufgrund dieses 
Gesetzes gestattet ist.  

(2) Anstelle des § 108 Absatz 1 ist Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 
über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315 vom 
3.12.2007, S. 1) anzuwenden. Artikel 5 Absatz 5 und Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 bleiben unberührt. 

(3) Öffentliche Auftraggeber, die öffentliche Aufträge im Sinne von Absatz 1 vergeben, 
sollen gemäß Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 verlangen, dass 
bei einem Wechsel des Betreibers der Personenverkehrsleistung der ausgewählte 
Betreiber die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die beim bisherigen Betreiber für 
die Erbringung dieser Verkehrsleistung beschäftigt waren, übernimmt und ihnen die 
Rechte gewährt, auf die sie Anspruch hätten, wenn ein Übergang gemäß § 613a des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs erfolgt wäre. Für den Fall, dass ein öffentlicher Auftraggeber 
die Übernahme von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Sinne von Satz 1 
verlangt, beschränkt sich das Verlangen auf diejenigen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die für die Erbringung der übergehenden Verkehrsleistung unmittelbar 
erforderlich sind. Der öffentliche Auftraggeber soll Regelungen vorsehen, durch die 
eine missbräuchliche Anpassung tarifvertraglicher Regelungen zu Lasten des neuen 
Betreibers zwischen der Veröffentlichung der Auftragsbekanntmachung und der 
Übernahme des Betriebes ausgeschlossen wird. Der bisherige Betreiber ist nach 
Aufforderung durch den öffentlichen Auftraggeber verpflichtet, alle hierzu erforderlichen 
Angaben zu machen. 

§ 132 
Auftragsänderungen während der Vertragslaufzeit 

(1) Wesentliche Änderungen eines öffentlichen Auftrags während der Vertragslaufzeit 
erfordern ein neues Vergabeverfahren. Wesentlich sind Änderungen, die dazu führen, 
dass sich der öffentliche Auftrag erheblich von dem ursprünglich vergebenen 
öffentlichen Auftrag unterscheidet. Eine wesentliche Änderung liegt insbesondere vor, 
wenn  

1. mit der Änderung Bedingungen eingeführt werden, die, wenn sie für das 
ursprüngliche Vergabeverfahren gegolten hätten,  

a) die Zulassung anderer Bewerber oder Bieter ermöglicht hätten,  
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b) die Annahme eines anderen Angebots ermöglicht hätten oder 

c) das Interesse weiterer Teilnehmer am Vergabeverfahren geweckt hätten, 

2. mit der Änderung das wirtschaftliche Gleichgewicht des öffentlichen Auftrags 
zugunsten des Auftragnehmers in einer Weise verschoben wird, die im 
ursprünglichen Auftrag nicht vorgesehen war, 

3. mit der Änderung der Umfang des öffentlichen Auftrags erheblich ausgeweitet wird 
oder 

4. ein neuer Auftragnehmer den Auftragnehmer in anderen als den in Absatz 2 Satz 
1 Nummer 4 vorgesehenen Fällen ersetzt.  

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 ist die Änderung eines öffentlichen Auftrags ohne 
Durchführung eines neuen Vergabeverfahrens zulässig, wenn 

1. in den ursprünglichen Vergabeunterlagen klare, genaue und eindeutig formulierte 
Überprüfungsklauseln oder Optionen vorgesehen sind, die Angaben zu Art, 
Umfang und Voraussetzungen möglicher Auftragsänderungen enthalten, und sich 
aufgrund der Änderung der Gesamtcharakter des Auftrags nicht verändert, 

2. zusätzliche Liefer-, Bau- oder Dienstleistungen erforderlich geworden sind, die 
nicht in den ursprünglichen Vergabeunterlagen vorgesehen waren, und ein 
Wechsel des Auftragnehmers 

a) aus wirtschaftlichen oder technischen Gründen nicht erfolgen kann und 

b) mit erheblichen Schwierigkeiten oder beträchtlichen Zusatzkosten für den 
öffentlichen Auftraggeber verbunden wäre, 

3. die Änderung aufgrund von Umständen erforderlich geworden ist, die der 
öffentliche Auftraggeber im Rahmen seiner Sorgfaltspflicht nicht vorhersehen 
konnte, und sich aufgrund der Änderung der Gesamtcharakter des Auftrags nicht 
verändert oder 

4. ein neuer Auftragnehmer den bisherigen Auftragnehmer ersetzt  

a) aufgrund einer Überprüfungsklausel im Sinne von Nummer 1, 

b) aufgrund der Tatsache, dass ein anderes Unternehmen, das die ursprünglich 
festgelegten Anforderungen an die Eignung erfüllt, im Zuge einer 
Unternehmensumstrukturierung, wie zum Beispiel durch Übernahme, 
Zusammenschluss, Erwerb oder Insolvenz, ganz oder teilweise an die Stelle 
des ursprünglichen Auftragnehmers tritt, sofern dies keine weiteren 
wesentlichen Änderungen im Sinne des Absatzes 1 zur Folge hat, oder  

c) aufgrund der Tatsache, dass der öffentliche Auftraggeber selbst die 
Verpflichtungen des Hauptauftragnehmers gegenüber seinen 
Unterauftragnehmern übernimmt.  

In den Fällen des Satzes 1 der Nummern 2 und 3 darf der Preis um nicht mehr als 50 
Prozent des Werts des ursprünglichen Auftrags erhöht werden. Bei mehreren 
aufeinander folgenden Änderungen des Auftrags gilt diese Beschränkung für den Wert 
jeder einzelnen Änderung, sofern die Änderungen nicht mit dem Ziel vorgenommen 
werden, die Vorschriften dieses Teils zu umgehen.  

(3) Die Änderung eines öffentlichen Auftrags ohne Durchführung eines neuen 
Vergabeverfahrens ist ferner zulässig, wenn sich der Gesamtcharakter des Auftrags 
nicht ändert und der Wert der Änderung  

1. die jeweiligen Schwellenwerte nach § 106 nicht übersteigt und  
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2. bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen nicht mehr als 10 Prozent und bei 
Bauaufträgen nicht mehr als 15 Prozent des ursprünglichen Auftragswertes 
beträgt. 

Bei mehreren aufeinander folgenden Änderungen ist der Gesamtwert der Änderungen 
maßgeblich.  

(4) Enthält der Vertrag eine Indexierungsklausel, wird für die Wertberechnung gemäß 
Absatz 2 Satz 2 und 3 sowie gemäß Absatz 3 der höhere Preis als Referenzwert 
herangezogen.  

(5) Änderungen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3 sind im Amtsblatt der 
Europäischen Union bekannt zu machen.  

§ 133 
Kündigung von öffentlichen Aufträgen in besonderen Fällen 

(1) Unbeschadet des § 135 können öffentliche Auftraggeber einen öffentlichen Auftrag 
während der Vertragslaufzeit kündigen, wenn 

1. eine wesentliche Änderung vorgenommen wurde, die nach § 132 ein neues 
Vergabeverfahren erfordert hätte, 

2. zum Zeitpunkt der Zuschlagserteilung ein zwingender Ausschlussgrund nach 
§ 123 Absatz 1 bis 4 vorlag oder 

3. der öffentliche Auftrag aufgrund einer schweren Verletzung der Verpflichtungen 
aus dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union oder aus den 
Vorschriften dieses Teils, die der Europäische Gerichtshof in einem Verfahren 
nach Artikel 258 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
festgestellt hat, nicht an den Auftragnehmer hätte vergeben werden dürfen. 

(2) Wird ein öffentlicher Auftrag gemäß Absatz 1 gekündigt, kann der Auftragnehmer 
einen seinen bisherigen Leistungen entsprechenden Teil der Vergütung verlangen. Im 
Fall des Absatzes 1 Nummer 2 steht dem Auftragnehmer ein Anspruch auf Vergütung 
insoweit nicht zu, als seine bisherigen Leistungen infolge der Kündigung für den 
öffentlichen Auftraggeber nicht von Interesse sind.  

(3) Die Berechtigung, Schadensersatz zu verlangen, wird durch die Kündigung nicht 
ausgeschlossen. 

§ 134 
Informations- und Wartepflicht 

(1) Öffentliche Auftraggeber haben die Bieter, deren Angebote nicht berücksichtigt 
werden sollen, über den Namen des Unternehmens, dessen Angebot angenommen 
werden soll, über die Gründe der vorgesehenen Nichtberücksichtigung ihres Angebots 
und über den frühesten Zeitpunkt des Vertragsschlusses unverzüglich in Textform zu 
informieren. Dies gilt auch für Bewerber, denen keine Information über die Ablehnung 
ihrer Bewerbung zur Verfügung gestellt wurde, bevor die Mitteilung über die 
Zuschlagsentscheidung an die betroffenen Bieter ergangen ist.  

(2) Ein Vertrag darf erst 15 Kalendertage nach Absendung der Information nach Absatz 
1 geschlossen werden. Wird die Information auf elektronischem Weg oder per Fax 
versendet, verkürzt sich die Frist auf zehn Kalendertage. Die Frist beginnt am Tag 
nach der Absendung der Information durch den Auftraggeber; auf den Tag des 
Zugangs beim betroffenen Bieter und Bewerber kommt es nicht an. 
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(3) Die Informationspflicht entfällt in Fällen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne 
Teilnahmewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit gerechtfertigt ist. Im Fall 
verteidigungs- oder sicherheitsspezifischer Aufträge können öffentliche Auftraggeber 
beschließen, bestimmte Informationen über die Zuschlagserteilung oder den Abschluss 
einer Rahmenvereinbarung nicht mitzuteilen, soweit die Offenlegung den 
Gesetzesvollzug behindert, dem öffentlichen Interesse, insbesondere Verteidigungs- 
oder Sicherheitsinteressen, zuwiderläuft, berechtigte geschäftliche Interessen von 
Unternehmen schädigt oder den lauteren Wettbewerb zwischen ihnen beeinträchtigen 
könnte. 

§ 135 
Unwirksamkeit 

(1) Ein öffentlicher Auftrag ist von Anfang an unwirksam, wenn der öffentliche 
Auftraggeber 

1. gegen § 134 verstoßen hat oder 

2. den Auftrag ohne vorherige Veröffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Europäischen Union vergeben hat, ohne dass dies aufgrund Gesetzes 
gestattet ist, 

und dieser Verstoß in einem Nachprüfungsverfahren festgestellt worden ist. 

(2) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 kann nur festgestellt werden, wenn sie im 
Nachprüfungsverfahren innerhalb von 30 Kalendertagen nach der Information der 
betroffenen Bieter und Bewerber durch den öffentlichen Auftraggeber über den 
Abschluss des Vertrags, jedoch nicht später als sechs Monate nach Vertragsschluss geltend 
gemacht worden ist. Hat der Auftraggeber die Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen 
Union bekannt gemacht, endet die Frist zur Geltendmachung der Unwirksamkeit 30 
Kalendertage nach Veröffentlichung der Bekanntmachung der Auftragsvergabe im 
Amtsblatt der Europäischen Union.  

(3) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 Nummer 2 tritt nicht ein, wenn  

1. der öffentliche Auftraggeber der Ansicht ist, dass die Auftragsvergabe ohne 
vorherige Veröffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 
Union zulässig ist, 

2. der öffentliche Auftraggeber eine Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlicht hat, mit der er die Absicht bekundet, den Vertrag 
abzuschließen, und 

3. der Vertrag nicht vor Ablauf einer Frist von mindestens zehn Kalendertagen, 
gerechnet ab dem Tag nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung, 
abgeschlossen wurde. 

Die Bekanntmachung nach Satz 1 Nummer 2 muss den Namen und die Kontaktdaten 
des öffentlichen Auftraggebers, die Beschreibung des Vertragsgegenstands, die 
Begründung der Entscheidung des Auftraggebers, den Auftrag ohne vorherige 
Veröffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union zu 
vergeben, und den Namen und die Kontaktdaten des Unternehmens, das den 
Zuschlag erhalten soll, umfassen. 
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Abschnitt 3 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen in besonderen Bereichen und von 

Konzessionen 

Unterabschnitt 1 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch Sektorenauftraggeber 

§ 136 
Anwendungsbereich 

Dieser Unterabschnitt ist anzuwenden auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
die Ausrichtung von Wettbewerben durch Sektorenauftraggeber zum Zweck der 
Ausübung einer Sektorentätigkeit. 

§ 137 
Besondere Ausnahmen 

(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch 
Sektorenauftraggeber zum Zweck der Ausübung einer Sektorentätigkeit, wenn die 
Aufträge Folgendes zum Gegenstand haben: 

1. Rechtsdienstleistungen im Sinne des § 116  Absatz 1 Nummer 1, 

2. Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen im Sinne des § 116 Absatz 1 
Nummer 2, 

3. Ausstrahlungszeit oder Bereitstellung von Sendungen, wenn diese Aufträge an 
Anbieter von audiovisuellen Mediendiensten oder Hörfunkmediendiensten 
vergeben werden,  

4. finanzielle Dienstleistungen im Sinne des § 116 Absatz 1 Nummer 4,  

5. Kredite und Darlehen im Sinne des § 116 Absatz 1 Nummer 5,  

6. Dienstleistungen im Sinne des § 116 Absatz 1 Nummer 6, wenn diese Aufträge 
aufgrund eines ausschließlichen Rechts vergeben werden, 

7. die Beschaffung von Wasser im Rahmen der Trinkwasserversorgung, 

8. die Beschaffung von Energie oder von Brennstoffen zur Energieerzeugung im 
Rahmen der Energieversorgung oder 

9. die Weiterveräußerung oder Vermietung an Dritte, wenn 

a) dem Sektorenauftraggeber kein besonderes oder ausschließliches Recht zum 
Verkauf oder zur Vermietung des Auftragsgegenstandes zusteht und 

  b) andere Unternehmen die Möglichkeit haben, den Auftragsgegenstand unter den 
gleichen Bedingungen wie der betreffende Sektorenauftraggeber zu verkaufen 
oder zu vermieten. 

(2) Dieser Teil ist ferner nicht anzuwenden auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
und die Ausrichtung von Wettbewerben, die Folgendes zum Gegenstand haben: 

1. Liefer-, Bau- und Dienstleistungen sowie die Ausrichtung von Wettbewerben durch 
Sektorenauftraggeber nach § 100 Absatz 1 Nummer 2, soweit sie anderen 
Zwecken dienen als einer Sektorentätigkeit, oder 
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2. die Durchführung von Sektorentätigkeiten außerhalb des Gebietes der 
Europäischen Union, wenn der Auftrag in einer Weise vergeben wird, die nicht mit 
der tatsächlichen Nutzung eines Netzes oder einer Anlage innerhalb dieses 
Gebietes verbunden ist. 

§ 138 
Besondere Ausnahme für die Vergabe an verbundene Unternehmen 

(1)   Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen,  

1. die ein Sektorenauftraggeber an ein verbundenes Unternehmen vergibt oder 

2. die ein Gemeinschaftsunternehmen, das ausschließlich mehrere 
Sektorenauftraggeber zur Durchführung einer Sektorentätigkeit gebildet haben, an 
ein Unternehmen vergibt, das mit einem dieser Sektorenauftraggeber verbunden 
ist. 

(2)  Ein verbundenes Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 ist 

1. ein Unternehmen, dessen Jahresabschluss mit dem Jahresabschluss des 
Auftraggebers in einem Konzernabschluss eines Mutterunternehmens 
entsprechend § 271 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs nach den Vorschriften 
über die Vollkonsolidierung einzubeziehen ist, oder 

2. ein Unternehmen, das 

   a) mittelbar oder unmittelbar einem beherrschenden Einfluss nach § 100 Absatz 3 
des Sektorenauftraggebers unterliegen kann, 

b) einen beherrschenden Einfluss nach § 100 Absatz 3 auf den Sektorenauftrag-
geber ausüben kann oder 

 c) gemeinsam mit dem Auftraggeber aufgrund der Eigentumsverhältnisse, der        
finanziellen Beteiligung oder der für das Unternehmen geltenden 
Bestimmungen dem beherrschenden Einfluss nach § 100 Absatz 3 eines 
anderen Unternehmens unterliegt. 

(3)  Absatz 1 gilt für Liefer-, Bau-, oder Dienstleistungsaufträge, sofern unter 
Berücksichtigung aller Liefer-, Bau- oder Dienstleistungen, die von dem 
verbundenen Unternehmen während der letzten drei Jahre in der Europäischen 
Union erbracht wurden, mindestens 80 Prozent des im jeweiligen Leistungssektor 
insgesamt erzielten durchschnittlichen Umsatzes dieses Unternehmens aus der 
Erbringung von Liefer-, Bau- oder Dienstleistungen für den Sektorenauftraggeber 
oder andere mit ihm verbundene Unternehmen stammen. 

(4) Werden gleiche oder gleichartige Liefer-, Bau- oder Dienstleistungen von mehr als 
einem mit dem Sektorenauftraggeber verbundenen und mit ihm wirtschaftlich 
zusammengeschlossenen Unternehmen erbracht, so werden die Prozentsätze 
nach Absatz 3 unter Berücksichtigung des Gesamtumsatzes errechnet, den diese 
verbundenen Unternehmen mit der Erbringung der jeweiligen Liefer-, Dienst- oder 
Bauleistung erzielen. 

(5) Liegen für die letzten drei Jahre keine Umsatzzahlen vor, genügt es, wenn das 
Unternehmen etwa durch Prognosen über die Tätigkeitsentwicklung glaubhaft 
macht, dass die Erreichung des nach Absatz 3 geforderten Umsatzziels 
wahrscheinlich ist. 
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§ 139 
Besondere Ausnahme für die Vergabe 

durch oder an ein Gemeinschaftsunternehmen 
(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von öffentlichen Aufträgen,  

1. die ein Gemeinschaftsunternehmen, das mehrere Sektorenauftraggeber 
ausschließlich zur Durchführung von Sektorentätigkeiten gebildet haben, an einen 
dieser Auftraggeber vergibt oder 

2. die ein Sektorenauftraggeber, der einem Gemeinschaftsunternehmen im Sinne der 
Nummer 1 angehört, an dieses Gemeinschaftsunternehmen vergibt. 

(2) Voraussetzung ist, dass  

1. das Gemeinschaftsunternehmen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 gebildet 
wurde, um die betreffende Sektorentätigkeit während eines Zeitraums von 
mindestens drei Jahren durchzuführen, und  

2. in dem Gründungsakt des Gemeinschaftsunternehmens festgelegt wird, dass die 
das Gemeinschaftsunternehmen bildenden Sektorenauftraggeber dem 
Gemeinschaftsunter-nehmen mindestens während desselben Zeitraums 
angehören werden. 

§ 140 
Besondere Ausnahme für unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzte Tätigkeiten 

(1) Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf öffentliche Aufträge, die zum Zweck der 
Ausübung einer Sektorentätigkeit vergeben werden, wenn die Sektorentätigkeit 
unmittelbar dem Wettbewerb auf Märkten ausgesetzt ist, die keiner 
Zugangsbeschränkung unterliegen. Dasselbe gilt für Wettbewerbe, die im 
Zusammenhang mit der Sektorentätigkeit ausgerichtet werden. 

(2) Für Gutachten und Stellungnahmen, die aufgrund der nach § 113 Satz 2 Nummer 8 
erlassenen Rechtsverordnung vorgenommen werden, erhebt das Bundeskartellamt 
Kosten (Gebühren und Auslagen) zur Deckung des Verwaltungsaufwands. § 80 Absatz 
1 Satz 3 und Absatz 2 Satz 1, Satz 2 Nummer 1, Satz 3 und 4, Absatz 5 Satz 1 sowie 
Absatz 6 Satz 1 Nummer 2, Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Hinsichtlich der Möglichkeit 
zur Beschwerde über die Kostenentscheidung gilt § 63 Absatz 1 und Absatz 4 
entsprechend. 

§ 141 
Verfahrensarten 

(1) Sektorenauftraggebern stehen das offene Verfahren, das nicht offene Verfahren, 
das Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb und der wettbewerbliche Dialog 
nach ihrer Wahl zur Verfügung. 

(2) Das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb und die 
Innovationspartnerschaft stehen nur zur Verfügung, soweit dies aufgrund dieses 
Gesetzes gestattet ist. 
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§ 142 
Sonstige anwendbare Vorschriften 

Im Übrigen gelten für die Vergabe von öffentlichen Aufträgen durch 
Sektorenauftraggeber zum Zweck der Ausübung von Sektorentätigkeiten die § 118 und 
§ 119, soweit in § 141 nicht abweichend geregelt, die §§ 120 bis 129, § 130 in 
Verbindung mit Anhang XVII der Richtlinie 2014/25/EU sowie die §§ 131 bis 135 mit 
der Maßgabe entsprechend, dass 

1. Sektorenauftraggeber abweichend von § 122 Absatz 1 und 2 die Unternehmen 
anhand objektiver Kriterien auswählen, die allen interessierten Unternehmen 
zugänglich sind, 

2. Sektorenauftraggeber nach § 100 Absatz 1 Nummer 2 ein Unternehmen nach 
§ 123 ausschließen können, aber nicht ausschließen müssen, 

3. § 132 Absatz 2 Satz 2 und 3 nicht anzuwenden ist. 

§ 143 
Regelung für Auftraggeber nach dem Bundesberggesetz 

(1) Sektorenauftraggeber, die nach dem Bundesberggesetz berechtigt sind, Erdöl, 
Gas, Kohle oder andere feste Brennstoffe aufzusuchen oder zu gewinnen, müssen 
bei der Vergabe von Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsaufträgen oberhalb der 
Schwellenwerte nach § 106 Absatz 2 Nummer 2 zur Durchführung der Aufsuchung 
oder Gewinnung von Erdöl, Gas, Kohle oder anderen festen Brennstoffen die 
Grundsätze der Nichtdiskriminierung und der wettbewerbsorientierten 
Auftragsvergabe beachten. Insbesondere müssen sie Unternehmen, die ein Interesse 
an einem solchen Auftrag haben können, ausreichend informieren und bei der 
Auftragsvergabe objektive Kriterien zugrunde legen. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht 
für die Vergabe von Aufträgen, deren Gegenstand die Beschaffung von Energie oder 
Brennstoffen zur Energieerzeugung ist. 

(2) Die Auftraggeber nach Absatz 1 erteilen der Europäischen Kommission über das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie Auskunft über die Vergabe der unter 
diese Vorschrift fallenden Aufträge nach Maßgabe der Entscheidung 93/327/EWG 
der Kommission vom 13. Mai 1993 zur Festlegung der Voraussetzungen, unter denen 
die öffentlichen Auftraggeber, die geographisch abgegrenzte Gebiete zum Zwecke 
der Aufsuchung oder Förderung von Erdöl, Gas, Kohle oder anderen festen 
Brennstoffen nutzen, der Kommission Auskunft über die von ihnen vergebenen 
Aufträge zu erteilen haben (ABl. L 129 vom 27.05.1993 S. 25). Sie können über das 
Verfahren gemäß der Rechtsverordnung nach § 113 Satz 2 Nummer 8 unter den dort 
geregelten Voraussetzungen eine Befreiung von der Pflicht zur Anwendung dieser 
Bestimmung erreichen. 
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Unterabschnitt 2 
Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen öffentlichen 

Aufträgen 

§ 144 
Anwendungsbereich 

Dieser Unterabschnitt ist anzuwenden auf die Vergabe von verteidigungs- oder 
sicherheitsspezifischen öffentlichen Aufträgen durch öffentliche Auftraggeber und 
Sektorenauftraggeber.  

§ 145 
Besondere Ausnahmen für die Vergabe 

von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen öffentlichen Aufträgen 
Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von verteidigungs- oder 
sicherheitsspezifischen öffentlichen Aufträgen, die 

1. den Zwecken nachrichtendienstlicher Tätigkeiten dienen, 

2. im Rahmen eines Kooperationsprogramms vergeben werden, das 

a) auf Forschung und Entwicklung beruht und 

b) mit mindestens einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union für die 
Entwicklung eines neuen Produkts und gegebenenfalls die späteren Phasen 
des gesamten oder eines Teils des Lebenszyklus dieses Produkts durchgeführt 
wird; 

beim Abschluss eines solchen Abkommens teilt die Europäische Kommission den 
Anteil der Forschungs- und Entwicklungsausgaben an den Gesamtkosten des 
Programms, die Vereinbarung über die Kostenteilung und gegebenenfalls den 
geplanten Anteil der Beschaffungen je Mitgliedstaat mit, 

3. in einem Staat außerhalb der Europäischen Union vergeben werden; zu diesen 
Aufträgen gehören auch zivile Beschaffungen im Rahmen des Einsatzes von 
Streitkräften oder von Polizeien des Bundes oder der Länder außerhalb des 
Gebiets der Europäischen Union, wenn der Einsatz es erfordert, dass im 
Einsatzgebiet ansässige Unternehmen beauftragt werden; zivile Beschaffungen 
sind Beschaffungen nicht militärischer Produkte und Beschaffungen von Bau- oder 
Dienstleistungen für logistische Zwecke, 

4. die Bundesregierung, eine Landesregierung oder eine Gebietskörperschaft an eine 
andere Regierung oder an eine Gebietskörperschaft eines anderen Staates vergibt 
und die Folgendes zum Gegenstand haben: 

a) die Lieferung von Militärausrüstung im Sinne des § 104 Absatz 2 oder die 
Lieferung von Ausrüstung, die im Rahmen eines Verschlusssachenauftrags im 
Sinne des § 104 Absatz 3 vergeben wird,  

b) Bau- und Dienstleistungen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dieser 
Ausrüstung stehen, 

c) Bau- und Dienstleistungen speziell für militärische Zwecke oder  

d) Bau- und Dienstleistungen, die im Rahmen eines Verschlusssachenauftrags 
im Sinne des § 104 Absatz 3 vergeben werden, 
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5. Finanzdienstleistungen mit Ausnahme von Versicherungsdienstleistungen zum 
Gegenstand haben, 

6. Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen zum Gegenstand haben, es sei 
denn, die Ergebnisse werden ausschließlich Eigentum des Auftraggebers für 
seinen Gebrauch bei der Ausübung seiner eigenen Tätigkeit und die 
Dienstleistung wird vollständig durch den Auftraggeber vergütet, oder 

7. besonderen Verfahrensregeln unterliegen, 

a) die sich aus einem internationalen Abkommen oder einer internationalen 
Vereinbarung ergeben, das oder die zwischen einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union und einem oder mehreren Staaten, 
die nicht Vertragsparteien des Übereinkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum sind, geschlossen wurde, 

b) die sich aus einem internationalen Abkommen oder einer internationalen 
Vereinbarung im Zusammenhang mit der Stationierung von Truppen ergeben, 
das oder die Unternehmen eines Mitgliedstaats der Europäischen Union oder 
eines anderen Staates betrifft, oder 

c) die für eine internationale Organisation gelten, wenn diese für ihre Zwecke 
Beschaffungen tätigt oder wenn ein Mitgliedstaat öffentliche Aufträge nach 
diesen Regeln vergeben muss. 

§ 146 
Verfahrensarten 

Bei der Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen öffentlichen Aufträgen 
stehen öffentlichen Auftraggebern und Sektorenauftraggebern das nicht offene 
Verfahren und das Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach ihrer Wahl 
zur Verfügung. Das Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb und der 
wettbewerbliche Dialog stehen nur zur Verfügung, soweit dies aufgrund dieses 
Gesetzes gestattet ist.  

§ 147 
Sonstige anwendbare Vorschriften 

Im Übrigen gelten für die Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
öffentlichen Aufträgen die §§ 119, 120, 121 Absatz 1 und 3 sowie die §§ 122 bis 135 
mit der Maßgabe entsprechend, dass ein Unternehmen gemäß § 124 Absatz 1 auch 
dann von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausgeschlossen werden kann, 
wenn das Unternehmen nicht die erforderliche Vertrauenswürdigkeit aufweist, um 
Risiken für die nationale Sicherheit auszuschließen. Der Nachweis, dass Risiken für 
die nationale Sicherheit nicht auszuschließen sind, kann auch mit Hilfe geschützter 
Datenquellen erfolgen. 
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Unterabschnitt 3 
Vergabe von Konzessionen 

§ 148 
Anwendungsbereich 

Dieser Unterabschnitt ist anzuwenden auf die Vergabe von Konzessionen durch 
Konzessionsgeber.  

§ 149 
Besondere Ausnahmen 

Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von: 

1. Konzessionen zu Rechtsdienstleistungen im Sinne des § 116 Absatz 1 Nummer 1, 

2. Konzessionen zu Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen im Sinne des 
§ 116 Absatz 1 Nummer 2, 

3. Konzessionen zu audiovisuellen Mediendiensten oder Hörfunkmediendiensten im 
Sinne des § 116 Absatz 1 Nummer 3, 

4. Konzessionen zu finanziellen Dienstleistungen im Sinne des § 116 Absatz 1 
Nummer 4,  

5. Konzessionen zu Krediten und Darlehen im Sinne des § 116 Absatz 1 Nummer 5,  

6. Dienstleistungskonzessionen, die an einen Konzessionsgeber nach 
§ 101 Absatz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 aufgrund eines auf Gesetz oder 
Verordnung beruhenden ausschließlichen Rechts vergeben werden, 

7. Dienstleistungskonzessionen, die an ein Unternehmen aufgrund eines 
ausschließlichen Rechts vergeben werden, das diesem im Einklang mit den 
nationalen und unionsrechtlichen Rechtsvorschriften über den Marktzugang für 
Tätigkeiten nach § 102 Absatz 2 bis 6 gewährt wurde; ausgenommen hiervon sind 
Dienstleistungskonzessionen für Tätigkeiten, für die die Unionsvorschriften keine 
branchenspezifischen Transparenzverpflichtungen vorsehen; Auftraggeber, die 
einem Unternehmen ein ausschließliches Recht im Sinne dieser Vorschrift 
gewähren, setzen die Europäische Kommission hierüber binnen eines Monats 
nach Gewährung dieses Rechts in Kenntnis,  

8. Konzessionen, die hauptsächlich dazu dienen, dem Konzessionsgeber im Sinne 
des § 101 Absatz 1 Nummer 1 die Bereitstellung oder den Betrieb öffentlicher 
Kommunikationsnetze oder die Bereitstellung eines oder mehrerer elektronischer 
Kommunikationsdienste für die Öffentlichkeit zu ermöglichen, 

9. Konzessionen im Bereich Wasser, die  

a)  die Bereitstellung oder das Betreiben fester Netze zur Versorgung der 
Allgemeinheit im Zusammenhang mit der Gewinnung, dem Transport oder der 
Verteilung von Trinkwasser oder die Einspeisung von Trinkwasser in diese 
Netze betreffen oder 

b) mit einer Tätigkeit nach Buchstabe a im Zusammenhang stehen und einen der 
nachfolgend aufgeführten Gegenstände haben: 

aa) Wasserbau-, Bewässerungs- und Entwässerungsvorhaben, sofern die zur 
Trinkwasserversorgung bestimmte Wassermenge mehr als 20 Prozent 
der Gesamtwassermenge ausmacht, die mit den entsprechenden 
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Vorhaben oder Bewässerungs- oder Entwässerungsanlagen zur 
Verfügung gestellt wird, oder 

bb) Abwasserbeseitigung oder -behandlung, 

10. Dienstleistungskonzessionen zu Lotteriedienstleistungen, die unter die 
Referenznummer des Common Procurement Vocabulary 92351100-7 fallen, und 
die einem Unternehmen auf der Grundlage eines ausschließlichen Rechts gewährt 
werden, 

11. Konzessionen, die Konzessionsgeber im Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 2 und 
Nummer 3 zur Durchführung ihrer Tätigkeiten in einem nicht der Europäischen 
Union angehörenden Staat in einer Weise vergeben, die nicht mit der physischen 
Nutzung eines Netzes oder geografischen Gebiets in der Europäischen Union 
verbunden ist, oder 

12. Konzessionen, die im Bereich der Luftverkehrsdienste auf der Grundlage der 
Erteilung einer Betriebsgenehmigung im Sinne der Verordnung (EG) 
Nr. 1008/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. September 
2008 über gemeinsame Vorschriften für die Durchführung von 
Luftverkehrsdiensten in der Gemeinschaft (ABl. L 293 vom 31.10.2008, S. 3) 
vergeben werden, oder von Konzessionen, die die Beförderung von Personen im 
Sinne des § 1 des Personenbeförderungsgesetzes betreffen. 

§ 150 
Besondere Ausnahmen für die Vergabe 

von Konzessionen in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit 
Dieser Teil ist nicht anzuwenden auf die Vergabe von Konzessionen in den Bereichen 
Verteidigung und Sicherheit, 

1. bei denen die Anwendung der Vorschriften dieses Teils den Konzessionsgeber 
verpflichten würde, Auskünfte zu erteilen, deren Preisgabe seines Erachtens den 
wesentlichen Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland zuwiderläuft, 
oder wenn die Vergabe und Durchführung der Konzession als geheim zu erklären 
sind oder von besonderen Sicherheitsmaßnahmen gemäß den geltenden Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften begleitet sein müssen, sofern der Konzessionsgeber 
festgestellt hat, dass die betreffenden wesentlichen Interessen nicht durch weniger 
einschneidende Maßnahmen gewahrt werden können, wie beispielsweise durch 
Anforderungen, die auf den Schutz der Vertraulichkeit der Informationen abzielen, 
die Konzessionsgeber im Rahmen eines Konzessionsvergabeverfahrens zur 
Verfügung stellen, 

2. die im Rahmen eines Kooperationsprogramms vergeben werden, das  

a) auf Forschung und Entwicklung beruht und 

b) mit mindestens einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union für die 
Entwicklung eines neuen Produkts und gegebenenfalls die späteren Phasen 
des gesamten oder eines Teils des Lebenszyklus dieses Produkts 
durchgeführt wird, 

3. die die Bundesregierung an eine andere Regierung für in unmittelbarem 
Zusammenhang mit Militärausrüstung oder sensibler Ausrüstung stehende Bau- 
und Dienstleistungen oder für Bau- und Dienstleistungen speziell für militärische 
Zwecke oder für sensible Bau- und Dienstleistungen vergibt, 

4. die in einem Staat, der nicht Vertragspartei des Übereinkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum ist, im Rahmen des Einsatzes von Truppen 
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außerhalb des Gebiets der Europäischen Union vergeben werden, wenn der 
Einsatz erfordert, dass diese Konzessionen an im Einsatzgebiet ansässige 
Unternehmen vergeben werden, 

5. die durch andere Ausnahmevorschriften dieses Teils erfasst werden, 

6. die nicht bereits gemäß den Nummern 1 bis 5 ausgeschlossen sind, wenn der 
Schutz wesentlicher Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland nicht 
durch weniger einschneidende Maßnahmen garantiert werden kann, wie 
beispielsweise durch Anforderungen, die auf den Schutz der Vertraulichkeit der 
Informationen abzielen, die Konzessionsgeber im Rahmen eines 
Konzessionsvergabeverfahrens zur Verfügung stellen, oder 

7. die besonderen Verfahrensregeln unterliegen,  

a) die sich aus einem internationalen Abkommen oder einer internationalen 
Vereinbarung ergeben, das oder die zwischen einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union und einem oder mehreren Staaten, 
die nicht Vertragsparteien des Übereinkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum sind, geschlossenen wurde, 

b) die sich aus einem internationalen Abkommen oder einer internationalen 
Vereinbarung im Zusammenhang mit der Stationierung von Truppen ergeben, 
das oder die Unternehmen eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 
eines anderen Staates betrifft, oder 

c) die für eine internationale Organisation gelten, wenn diese für ihre Zwecke 
Beschaffungen tätigt oder wenn ein Mitgliedstaat der Europäischen Union 
Aufträge nach diesen Regeln vergeben muss. 

§ 151 
Verfahren 

Konzessionsgeber geben die Absicht bekannt, eine Konzession zu vergeben. Auf die 
Veröffentlichung der Konzessionsvergabeabsicht darf nur verzichtet werden, soweit 
dies aufgrund dieses Gesetzes zulässig ist. Im Übrigen dürfen Konzessionsgeber das 
Verfahren zur Vergabe von Konzessionen vorbehaltlich der aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Verordnung zu den Einzelheiten des Vergabeverfahrens frei ausgestalten.  

§ 152 
Anforderungen im Konzessionsvergabeverfahren 

(1) Zur Leistungsbeschreibung ist § 121 Absatz 1 und 3 entsprechend anzuwenden.  

(2) Konzessionen werden an geeignete Unternehmen im Sinne des § 122 vergeben. 

(3) Der Zuschlag wird auf der Grundlage objektiver Kriterien erteilt, die sicherstellen, 
dass die Angebote unter wirksamen Wettbewerbsbedingungen bewertet werden, so 
dass ein wirtschaftlicher Gesamtvorteil für den Konzessionsgeber ermittelt werden 
kann. Die Zuschlagskriterien müssen mit dem Konzessionsgegenstand in Verbindung 
stehen und dürfen dem Konzessionsgeber keine uneingeschränkte Wahlfreiheit 
einräumen. Sie können qualitative, umweltbezogene oder soziale Belange umfassen. 
Die Zuschlagskriterien müssen mit einer Beschreibung einhergehen, die eine wirksame 
Überprüfung der von den Bietern übermittelten Informationen gestatten, damit bewertet 
werden kann, ob und inwieweit die Angebote die Zuschlagskriterien erfüllen. 
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(4) Die Vorschriften zur Auftragsausführung nach § 128 und zu den zwingend zu 
berücksichtigenden Ausführungsbedingungen nach § 129 sind entsprechend 
anzuwenden. 

§ 153 
Vergabe von Konzessionen über soziale und andere besondere Dienstleistungen 
Für das Verfahren zur Vergabe von Konzessionen, die soziale und andere besondere 
Dienstleistungen im Sinne des Anhangs IV der Richtlinie 2014/23/EU betreffen, sind 
§§ 151und  152 anzuwenden. 

§ 154 
Sonstige anwendbare Vorschriften 

Im Übrigen sind für die Vergabe von Konzessionen einschließlich der Konzessionen 
nach § 153 folgende Vorschriften entsprechend anzuwenden: 

1. § 118 hinsichtlich vorbehaltener Konzessionen, 

2. die §§ 123 bis 126 mit der Maßgabe, dass 

a) Konzessionsgeber nach § 101 Absatz 1 Nummer 3 ein Unternehmen unter 
den Voraussetzungen des § 123 ausschließen können, aber nicht 
ausschließen müssen, 

b) Konzessionsgeber im Fall einer Konzession in den Bereichen Verteidigung 
und Sicherheit ein Unternehmen von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen können, wenn das Unternehmen nicht die 
erforderliche Vertrauenswürdigkeit aufweist, um Risiken für die nationale 
Sicherheit auszuschließen; der Nachweis kann auch mithilfe geschützter 
Datenquellen erfolgen, 

3. § 131 Absatz 2 und 3 und § 132 mit der Maßgabe, dass 

a) § 132 Absatz 2 Satz 2 und 3 für die Vergabe von Konzessionen, die Tätigkeiten 
nach § 102 Absatz 2 bis 6 betreffen, nicht anzuwenden ist und  

b) die Obergrenze des § 132 Absatz 3 Nummer 2 für Bau- und Dienstleistungs-
konzessionen einheitlich 10 Prozent des Wertes der ursprünglichen Konzession 
beträgt, 

4. die §§ 133 bis 135, 

5. § 138 hinsichtlich der Vergabe von Konzessionen durch Konzessionsgeber im 
Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 2 und 3 an verbundene Unternehmen, 

6. § 139 hinsichtlich der Vergabe von Konzessionen durch Konzessionsgeber im 
Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 2 und 3 an ein Gemeinschaftsunternehmen 
oder durch Gemeinschaftsunternehmen an einen Konzessionsgeber im Sinne des 
§ 101 Absatz 1 Nummer 2 und 3 und 

7. § 140 hinsichtlich der Vergabe von Konzessionen durch Konzessionsgeber im 
Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 2 und 3 für unmittelbar dem Wettbewerb 
ausgesetzte Tätigkeiten. 
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Kapitel 2 
Nachprüfungsverfahren 

Abschnitt 1 
Nachprüfungsbehörden 

§ 155 
Grundsatz 

Unbeschadet der Prüfungsmöglichkeiten von Aufsichtsbehörden unterliegt die Vergabe 
öffentlicher Aufträge und von Konzessionen der Nachprüfung durch die 
Vergabekammern. 

§ 156 
Vergabekammern 

(1) Die Nachprüfung der Vergabe öffentlicher Aufträge und der Vergabe von 
Konzessionen nehmen die Vergabekammern des Bundes für die dem Bund 
zuzurechnenden öffentlichen Aufträge und Konzessionen, die Vergabekammern der 
Länder für die diesen zuzurechnenden öffentlichen Aufträge und Konzessionen wahr. 

(2) Rechte aus § 97 Absatz 6 sowie sonstige Ansprüche gegen Auftraggeber, die auf 
die Vornahme oder das Unterlassen einer Handlung in einem Vergabeverfahren 
gerichtet sind, können nur vor den Vergabekammern und dem Beschwerdegericht 
geltend gemacht werden. 

(3) Die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte für die Geltendmachung von 
Schadensersatzansprüchen und die Befugnisse der Kartellbehörden zur Verfolgung 
von Verstößen insbesondere gegen die §§ 19 und 20 bleiben unberührt. 

§ 157 
Besetzung, Unabhängigkeit 

(1) Die Vergabekammern üben ihre Tätigkeit im Rahmen der Gesetze unabhängig und 
in eigener Verantwortung aus. 

(2) Die Vergabekammern entscheiden in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und 
zwei Beisitzern, von denen einer ein ehrenamtlicher Beisitzer ist. Der Vorsitzende und 
der hauptamtliche Beisitzer müssen Beamte auf Lebenszeit mit der Befähigung zum 
höheren Verwaltungsdienst oder vergleichbar fachkundige Angestellte sein. Der 
Vorsitzende oder der hauptamtliche Beisitzer muss die Befähigung zum Richteramt 
haben; in der Regel soll dies der Vorsitzende sein. Die Beisitzer sollen über gründliche 
Kenntnisse des Vergabewesens, die ehrenamtlichen Beisitzer auch über mehrjährige 
praktische Erfahrungen auf dem Gebiet des Vergabewesens verfügen. Bei der 
Überprüfung der Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen Aufträgen im 
Sinne des § 104 können die Vergabekammern abweichend von Satz 1 auch in der 
Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei hauptamtlichen Beisitzern entscheiden. 

(3) Die Kammer kann das Verfahren dem Vorsitzenden oder dem hauptamtlichen 
Beisitzer ohne mündliche Verhandlung durch unanfechtbaren Beschluss zur alleinigen 
Entscheidung übertragen. Diese Übertragung ist nur möglich, sofern die Sache keine 
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wesentlichen Schwierigkeiten in tatsächlicher oder rechtlicher Hinsicht aufweist und die 
Entscheidung nicht von grundsätzlicher Bedeutung sein wird. 

(4) Die Mitglieder der Kammer werden für eine Amtszeit von fünf Jahren bestellt. Sie 
entscheiden unabhängig und sind nur dem Gesetz unterworfen. 

§ 158 
Einrichtung, Organisation 

(1) Der Bund richtet die erforderliche Anzahl von Vergabekammern beim 
Bundeskartellamt ein. Einrichtung und Besetzung der Vergabekammern sowie die 
Geschäftsverteilung bestimmt der Präsident des Bundeskartellamts. Ehrenamtliche 
Beisitzer und deren Stellvertreter ernennt er auf Vorschlag der Spitzenorganisationen 
der öffentlich-rechtlichen Kammern. Der Präsident des Bundeskartellamts erlässt nach 
Genehmigung durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie eine 
Geschäftsordnung und veröffentlicht diese im Bundesanzeiger. 

(2) Die Einrichtung, Organisation und Besetzung der in diesem Abschnitt genannten 
Stellen (Nachprüfungsbehörden) der Länder bestimmen die nach Landesrecht 
zuständigen Stellen, mangels einer solchen Bestimmung die Landesregierung, die die 
Ermächtigung weiter übertragen kann. Die Länder können gemeinsame 
Nachprüfungsbehörden einrichten. 

§ 159 
Abgrenzung der Zuständigkeit der Vergabekammern 

(1) Die Vergabekammer des Bundes ist zuständig für die Nachprüfung der 
Vergabeverfahren 

1. des Bundes; 

2. von öffentlichen Auftraggebern im Sinne des § 99 Nummer 2, von 
Sektorenauftraggebern im Sinne des § 100 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit 
§ 99 Nummer 2 und Konzessionsgebern im Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 1 
in Verbindung mit § 99 Nummer 2, sofern der Bund die Beteiligung überwiegend 
verwaltet oder die sonstige Finanzierung überwiegend gewährt hat oder über die 
Leitung überwiegend die Aufsicht ausübt oder die Mitglieder des zur 
Geschäftsführung oder zur Aufsicht berufenen Organs überwiegend bestimmt hat, 
es sei denn, die an dem Auftraggeber Beteiligten haben sich auf die Zuständigkeit 
einer anderen Vergabekammer geeinigt; 

3. von Sektorenauftraggebern im Sinne des § 100 Absatz 1 Nummer 2 und von 
Konzessionsgebern im Sinne des § 101 Absatz 1 Nummer 3, sofern der Bund auf 
sie einen beherrschenden Einfluss ausübt; ein beherrschender Einfluss liegt vor, 
wenn der Bund unmittelbar oder mittelbar die Mehrheit des gezeichneten Kapitals 
des Auftraggebers besitzt oder über die Mehrheit der mit den Anteilen des 
Auftraggebers verbundenen Stimmrechte verfügt oder mehr als die Hälfte der 
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Auftraggebers 
bestellen kann; 

4. von Auftraggebern im Sinne des § 99 Nummer 4, sofern der Bund die Mittel 
überwiegend bewilligt hat; 

5. die im Rahmen der Organleihe für den Bund durchgeführt werden; 

6. in Fällen, in denen sowohl die Vergabekammer des Bundes als auch eine oder 
mehrere Vergabekammern der Länder zuständig sind. 
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(2) Wird das Vergabeverfahren von einem Land im Rahmen der Auftragsverwaltung für 
den Bund durchgeführt, ist die Vergabekammer dieses Landes zuständig. Ist in 
entsprechender Anwendung des Absatzes 1 Nummer 2 bis 5 ein Auftraggeber einem 
Land zuzuordnen, ist die Vergabekammer des jeweiligen Landes zuständig. 

(3) In allen anderen Fällen wird die Zuständigkeit der Vergabekammern nach dem Sitz 
des Auftraggebers bestimmt. Bei länderübergreifenden Beschaffungen benennen die 
Auftraggeber in der Vergabebekanntmachung nur eine zuständige Vergabekammer. 

Abschnitt 2 
Verfahren vor der Vergabekammer 

§ 160 
Einleitung, Antrag 

(1) Die Vergabekammer leitet ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag ein. 

(2) Antragsbefugt ist jedes Unternehmen, das ein Interesse an dem öffentlichen 
Auftrag oder der Konzession hat und eine Verletzung in seinen Rechten nach 
§ 97 Absatz 6 durch Nichtbeachtung von Vergabevorschriften geltend macht. Dabei ist 
darzulegen, dass dem Unternehmen durch die behauptete Verletzung der 
Vergabevorschriften ein Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht. 

(3) Der Antrag ist unzulässig, soweit 

1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor 
Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem Auftraggeber 
nicht innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist 
nach § 134 Absatz 2 bleibt unberührt, 

2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung 
erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung 
benannten Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem 
Auftraggeber gerügt werden, 

3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen 
erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur 
Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 

4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer 
Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind. 

Satz 1 gilt nicht bei einem Antrag auf Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags 
nach § 135 Absatz 1 Nummer 2. § 134 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

§ 161 
Form, Inhalt 

(1) Der Antrag ist schriftlich bei der Vergabekammer einzureichen und unverzüglich zu 
begründen. Er soll ein bestimmtes Begehren enthalten. Ein Antragsteller ohne 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes hat einen Empfangsbevollmächtigten im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zu benennen.  

(2) Die Begründung muss die Bezeichnung des Antragsgegners, eine Beschreibung 
der behaupteten Rechtsverletzung mit Sachverhaltsdarstellung und die Bezeichnung 
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der verfügbaren Beweismittel enthalten sowie darlegen, dass die Rüge gegenüber dem 
Auftraggeber erfolgt ist; sie soll, soweit bekannt, die sonstigen Beteiligten benennen. 

§ 162 
Verfahrensbeteiligte, Beiladung 

Verfahrensbeteiligte sind der Antragsteller, der Auftraggeber und die Unternehmen, 
deren Interessen durch die Entscheidung schwerwiegend berührt werden und die 
deswegen von der Vergabekammer beigeladen worden sind. Die Entscheidung über 
die Beiladung ist unanfechtbar. 

§ 163 
Untersuchungsgrundsatz 

(1) Die Vergabekammer erforscht den Sachverhalt von Amts wegen. Sie kann sich 
dabei auf das beschränken, was von den Beteiligten vorgebracht wird oder ihr sonst 
bekannt sein muss. Zu einer umfassenden Rechtmäßigkeitskontrolle ist die 
Vergabekammer nicht verpflichtet. Sie achtet bei ihrer gesamten Tätigkeit darauf, dass 
der Ablauf des Vergabeverfahrens nicht unangemessen beeinträchtigt wird. 

(2) Die Vergabekammer prüft den Antrag darauf, ob er offensichtlich unzulässig oder 
unbegründet ist. Dabei berücksichtigt die Vergabekammer auch einen vorsorglich 
hinterlegten Schriftsatz (Schutzschrift) des Auftraggebers. Sofern der Antrag nicht 
offensichtlich unzulässig oder unbegründet ist, übermittelt die Vergabekammer dem 
Auftraggeber eine Kopie des Antrags und fordert bei ihm die Akten an, die das 
Vergabeverfahren dokumentieren (Vergabeakten). Der Auftraggeber hat die 
Vergabeakten der Kammer sofort zur Verfügung zu stellen. Die §§ 57 bis 59 Absatz 1 
bis 5 sowie § 61 gelten entsprechend. 

§ 164 
Aufbewahrung vertraulicher Unterlagen 

(1) Die Vergabekammer stellt die Vertraulichkeit von Verschlusssachen und anderen 
vertraulichen Informationen sicher, die in den von den Parteien übermittelten 
Unterlagen enthalten sind. 

(2) Die Mitglieder der Vergabekammern sind zur Geheimhaltung verpflichtet; die 
Entscheidungsgründe dürfen Art und Inhalt der geheim gehaltenen Urkunden, Akten, 
elektronischen Dokumente und Auskünfte nicht erkennen lassen. 

§ 165 
Akteneinsicht 

(1) Die Beteiligten können die Akten bei der Vergabekammer einsehen und sich durch 
die Geschäftsstelle auf ihre Kosten Ausfertigungen, Auszüge oder Abschriften erteilen 
lassen. 

(2) Die Vergabekammer hat die Einsicht in die Unterlagen zu versagen, soweit dies 
aus wichtigen Gründen, insbesondere des Geheimschutzes oder zur Wahrung von 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen, geboten ist. 

(3) Jeder Beteiligte hat mit Übersendung seiner Akten oder Stellungnahmen auf die in 
Absatz 2 genannten Geheimnisse hinzuweisen und diese in den Unterlagen 
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entsprechend kenntlich zu machen. Erfolgt dies nicht, kann die Vergabekammer von 
seiner Zustimmung auf Einsicht ausgehen. 

(4) Die Versagung der Akteneinsicht kann nur im Zusammenhang mit der sofortigen 
Beschwerde in der Hauptsache angegriffen werden. 

§ 166 
Mündliche Verhandlung 

(1) Die Vergabekammer entscheidet aufgrund einer mündlichen Verhandlung, die sich 
auf einen Termin beschränken soll. Alle Beteiligten haben Gelegenheit zur 
Stellungnahme. Mit Zustimmung der Beteiligten oder bei Unzulässigkeit oder bei 
offensichtlicher Unbegründetheit des Antrags kann nach Lage der Akten entschieden 
werden. 

(2) Auch wenn die Beteiligten in dem Verhandlungstermin nicht erschienen oder nicht 
ordnungsgemäß vertreten sind, kann in der Sache verhandelt und entschieden werden.  

§ 167 
Beschleunigung 

(1) Die Vergabekammer trifft und begründet ihre Entscheidung schriftlich innerhalb 
einer Frist von fünf Wochen ab Eingang des Antrags. Bei besonderen tatsächlichen 
oder rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahmefall die Frist durch 
Mitteilung an die Beteiligten um den erforderlichen Zeitraum verlängern. Dieser 
Zeitraum soll nicht länger als zwei Wochen dauern. Er begründet diese Verfügung 
schriftlich. 

(2) Die Beteiligten haben an der Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken, wie es 
einem auf Förderung und raschen Abschluss des Verfahrens bedachten Vorgehen 
entspricht. Den Beteiligten können Fristen gesetzt werden, nach deren Ablauf weiterer 
Vortrag unbeachtet bleiben kann. 

§ 168 
Entscheidung der Vergabekammer 

(1) Die Vergabekammer entscheidet, ob der Antragsteller in seinen Rechten verletzt ist 
und trifft die geeigneten Maßnahmen, um eine Rechtsverletzung zu beseitigen und 
eine Schädigung der betroffenen Interessen zu verhindern. Sie ist an die Anträge nicht 
gebunden und kann auch unabhängig davon auf die Rechtmäßigkeit des 
Vergabeverfahrens einwirken. 

(2) Ein wirksam erteilter Zuschlag kann nicht aufgehoben werden. Hat sich das 
Nachprüfungsverfahren durch Erteilung des Zuschlags, durch Aufhebung oder durch 
Einstellung des Vergabeverfahrens oder in sonstiger Weise erledigt, stellt die 
Vergabekammer auf Antrag eines Beteiligten fest, ob eine Rechtsverletzung 
vorgelegen hat. § 167 Absatz 1 gilt in diesem Fall nicht. 

(3) Die Entscheidung der Vergabekammer ergeht durch Verwaltungsakt. Die 
Vollstreckung richtet sich, auch gegen einen Hoheitsträger, nach den 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzen des Bundes und der Länder. Die §§ 61 und 86a 
Satz 2 gelten entsprechend. 
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§ 169 
Aussetzung des Vergabeverfahrens 

(1) Informiert die Vergabekammer den Auftraggeber in Textform über den Antrag auf 
Nachprüfung, darf dieser vor einer Entscheidung der Vergabekammer und dem Ablauf 
der Beschwerdefrist nach § 172 Absatz 1 den Zuschlag nicht erteilen. 

(2) Die Vergabekammer kann dem Auftraggeber auf seinen Antrag oder auf Antrag des 
Unternehmens, das nach § 134 vom Auftraggeber als das Unternehmen benannt ist, 
das den Zuschlag erhalten soll, gestatten, den Zuschlag nach Ablauf von zwei Wochen 
seit Bekanntgabe dieser Entscheidung zu erteilen, wenn unter Berücksichtigung aller 
möglicherweise geschädigten Interessen sowie des Interesses der Allgemeinheit an 
einem raschen Abschluss des Vergabeverfahrens die nachteiligen Folgen einer 
Verzögerung der Vergabe bis zum Abschluss der Nachprüfung die damit verbundenen 
Vorteile überwiegen. Bei der Abwägung ist das Interesse der Allgemeinheit an einer 
wirtschaftlichen Erfüllung der Aufgaben des Auftraggebers zu berücksichtigen; bei 
verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen Aufträgen im Sinne des § 104 sind 
zusätzlich besondere Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen zu berücksichtigen. Die 
Vergabekammer berücksichtigt dabei auch die allgemeinen Aussichten des 
Antragstellers im Vergabeverfahren, den Auftrag oder die Konzession zu erhalten. Die 
Erfolgsaussichten des Nachprüfungsantrags müssen nicht in jedem Fall Gegenstand 
der Abwägung sein. Das Beschwerdegericht kann auf Antrag das Verbot des 
Zuschlags nach Absatz 1 wiederherstellen; § 168 Absatz 2 Satz 1 bleibt unberührt. 
Wenn die Vergabekammer den Zuschlag nicht gestattet, kann das Beschwerdegericht 
auf Antrag des Auftraggebers unter den Voraussetzungen der Sätze 1 bis 4 den 
sofortigen Zuschlag gestatten. Für das Verfahren vor dem Beschwerdegericht gilt 
§ 176 Absatz 2 Satz 1 und 2 und Absatz 3 entsprechend. Eine sofortige Beschwerde 
nach § 171 Absatz 1 ist gegen Entscheidungen der Vergabekammer nach diesem 
Absatz nicht zulässig. 

(3) Sind Rechte des Antragstellers aus § 97 Absatz 6 im Vergabeverfahren auf andere 
Weise als durch den drohenden Zuschlag gefährdet, kann die Kammer auf besonderen 
Antrag mit weiteren vorläufigen Maßnahmen in das Vergabeverfahren eingreifen. Sie 
legt dabei den Beurteilungsmaßstab des Absatzes 2 Satz 1 zugrunde. Diese 
Entscheidung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Vergabekammer kann die von ihr 
getroffenen weiteren vorläufigen Maßnahmen nach den 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzen des Bundes und der Länder durchsetzen; die 
Maßnahmen sind sofort vollziehbar. § 86a Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Macht der Auftraggeber das Vorliegen der Voraussetzungen nach § 117 Nummer 1 
bis 3 oder § 150 Nummer 1 oder 6 geltend, entfällt das Verbot des Zuschlages nach 
Absatz 1 fünf Werktage nach Zustellung eines entsprechenden Schriftsatzes an den 
Antragsteller; die Zustellung ist durch die Vergabekammer unverzüglich nach Eingang 
des Schriftsatzes vorzunehmen. Auf Antrag kann das Beschwerdegericht das Verbot 
des Zuschlages wiederherstellen. § 176 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 sowie Absatz 
3 und 4 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 170 
Ausschluss von abweichendem Landesrecht 

Soweit dieser Unterabschnitt Regelungen zum Verwaltungsverfahren enthält, darf 
hiervon durch Landesrecht nicht abgewichen werden. 
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Abschnitt 3 
Sofortige Beschwerde 

§ 171 
Zulässigkeit, Zuständigkeit 

(1) Gegen Entscheidungen der Vergabekammer ist die sofortige Beschwerde zulässig. 
Sie steht den am Verfahren vor der Vergabekammer Beteiligten zu. 

(2) Die sofortige Beschwerde ist auch zulässig, wenn die Vergabekammer über einen 
Antrag auf Nachprüfung nicht innerhalb der Frist des § 167 Absatz 1 entschieden hat; 
in diesem Fall gilt der Antrag als abgelehnt. 

(3) Über die sofortige Beschwerde entscheidet ausschließlich das für den Sitz der 
Vergabekammer zuständige Oberlandesgericht. Bei den Oberlandesgerichten wird ein 
Vergabesenat gebildet. 

(4) Rechtssachen nach den Absätzen 1 und 2 können von den Landesregierungen 
durch Rechtsverordnung anderen Oberlandesgerichten oder dem Obersten 
Landesgericht zugewiesen werden. Die Landesregierungen können die Ermächtigung 
auf die Landesjustizverwaltungen übertragen. 

§ 172 
Frist, Form, Inhalt 

(1) Die sofortige Beschwerde ist binnen einer Notfrist von zwei Wochen, die mit der 
Zustellung der Entscheidung, im Fall des § 171 Absatz 2 mit dem Ablauf der Frist 
beginnt, schriftlich bei dem Beschwerdegericht einzulegen. 

(2) Die sofortige Beschwerde ist zugleich mit ihrer Einlegung zu begründen. Die 
Beschwerdebegründung muss enthalten: 

1. die Erklärung, inwieweit die Entscheidung der Vergabekammer angefochten und 
eine abweichende Entscheidung beantragt wird,  

2. die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt. 

(3) Die Beschwerdeschrift muss durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. Dies gilt 
nicht für Beschwerden von juristischen Personen des öffentlichen Rechts. 

(4) Mit der Einlegung der Beschwerde sind die anderen Beteiligten des Verfahrens vor 
der Vergabekammer vom Beschwerdeführer durch Übermittlung einer Ausfertigung der 
Beschwerdeschrift zu unterrichten.  

     § 173 
Wirkung 

(1) Die sofortige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung gegenüber der Entscheidung 
der Vergabekammer. Die aufschiebende Wirkung entfällt zwei Wochen nach Ablauf der 
Beschwerdefrist. Hat die Vergabekammer den Antrag auf Nachprüfung abgelehnt, so 
kann das Beschwerdegericht auf Antrag des Beschwerdeführers die aufschiebende 
Wirkung bis zur Entscheidung über die Beschwerde verlängern. 

(2) Das Gericht lehnt den Antrag nach Absatz 1 Satz 3 ab, wenn unter 
Berücksichtigung aller möglicherweise geschädigten Interessen die nachteiligen 
Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis zur Entscheidung über die Beschwerde die 
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damit verbundenen Vorteile überwiegen. Bei der Abwägung ist das Interesse der 
Allgemeinheit an einer wirtschaftlichen Erfüllung der Aufgaben des Auftraggebers zu 
berücksichtigen; bei verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen Aufträgen im Sinne 
des § 104 sind zusätzlich besondere Verteidigungs- und Sicherheitsinteressen zu 
berücksichtigen. Das Gericht berücksichtigt bei seiner Entscheidung auch die 
Erfolgsaussichten der Beschwerde, die allgemeinen Aussichten des Antragstellers im 
Vergabeverfahren, den öffentlichen Auftrag oder die Konzession zu erhalten, und das 
Interesse der Allgemeinheit an einem raschen Abschluss des Vergabeverfahrens. 

(3) Hat die Vergabekammer dem Antrag auf Nachprüfung durch Untersagung des 
Zuschlags stattgegeben, so unterbleibt dieser, solange nicht das Beschwerdegericht 
die Entscheidung der Vergabekammer nach § 176 oder § 178 aufhebt. 

§ 174 
Beteiligte am Beschwerdeverfahren 

An dem Verfahren vor dem Beschwerdegericht beteiligt sind die an dem Verfahren vor 
der Vergabekammer Beteiligten. 

§ 175 
Verfahrensvorschriften 

(1) Vor dem Beschwerdegericht müssen sich die Beteiligten durch einen Rechtsanwalt 
als Bevollmächtigten vertreten lassen. Juristische Personen des öffentlichen Rechts 
können sich durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt vertreten 
lassen. 

(2) Die §§ 69, 70 Absatz 1 bis 3, § 71 Absatz 1 und 6, §§ 71a, 72, 73 mit Ausnahme 
der Verweisung auf § 227 Absatz 3 der Zivilprozessordnung, die §§ 78, 165 und 167 
Absatz 2 Satz 1 sind entsprechend anzuwenden.  

§ 176 
Vorabentscheidung über den Zuschlag 

(1) Auf Antrag des Auftraggebers oder auf Antrag des Unternehmens, das nach § 134 
vom Auftraggeber als das Unternehmen benannt ist, das den Zuschlag erhalten soll, 
kann das Gericht den weiteren Fortgang des Vergabeverfahrens und den Zuschlag 
gestatten, wenn unter Berücksichtigung aller möglicherweise geschädigten Interessen 
die nachteiligen Folgen einer Verzögerung der Vergabe bis zur Entscheidung über die 
Beschwerde die damit verbundenen Vorteile überwiegen. Bei der Abwägung ist das 
Interesse der Allgemeinheit an einer wirtschaftlichen Erfüllung der Aufgaben des 
Auftraggebers zu berücksichtigen; bei verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 
Aufträgen im Sinne des § 104 sind zusätzlich besondere Verteidigungs- und 
Sicherheitsinteressen zu berücksichtigen. Das Gericht berücksichtigt bei seiner 
Entscheidung auch die Erfolgsaussichten der sofortigen Beschwerde, die allgemeinen 
Aussichten des Antragstellers im Vergabeverfahren, den öffentlichen Auftrag oder die 
Konzession zu erhalten, und das Interesse der Allgemeinheit an einem raschen 
Abschluss des Vergabeverfahrens. 

(2) Der Antrag ist schriftlich zu stellen und gleichzeitig zu begründen. Die zur 
Begründung des Antrags vorzutragenden Tatsachen sowie der Grund für die 
Eilbedürftigkeit sind glaubhaft zu machen. Bis zur Entscheidung über den Antrag kann 
das Verfahren über die Beschwerde ausgesetzt werden. 
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(3) Die Entscheidung ist unverzüglich, längstens innerhalb von fünf Wochen nach 
Eingang des Antrags zu treffen und zu begründen; bei besonderen tatsächlichen oder 
rechtlichen Schwierigkeiten kann der Vorsitzende im Ausnahmefall die Frist durch 
begründete Mitteilung an die Beteiligten um den erforderlichen Zeitraum verlängern. 
Die Entscheidung kann ohne mündliche Verhandlung ergehen. Ihre Begründung 
erläutert Rechtmäßigkeit oder Rechtswidrigkeit des Vergabeverfahrens. § 175 ist 
anzuwenden. 

(4) Gegen eine Entscheidung nach dieser Vorschrift ist ein Rechtsmittel nicht zulässig.  

§ 177 
Ende des Vergabeverfahrens nach Entscheidung des Beschwerdegerichts 

Ist der Auftraggeber mit einem Antrag nach § 176 vor dem Beschwerdegericht 
unterlegen, gilt das Vergabeverfahren nach Ablauf von zehn Tagen nach Zustellung 
der Entscheidung als beendet, wenn der Auftraggeber nicht die Maßnahmen zur 
Herstellung der Rechtmäßigkeit des Verfahrens ergreift, die sich aus der Entscheidung 
ergeben; das Verfahren darf nicht fortgeführt werden. 

§ 178 
Beschwerdeentscheidung 

Hält das Gericht die Beschwerde für begründet, so hebt es die Entscheidung der 
Vergabekammer auf. In diesem Fall entscheidet das Gericht in der Sache selbst oder 
spricht die Verpflichtung der Vergabekammer aus, unter Berücksichtigung der 
Rechtsauffassung des Gerichts über die Sache erneut zu entscheiden. Auf Antrag stellt 
es fest, ob das Unternehmen, das die Nachprüfung beantragt hat, durch den 
Auftraggeber in seinen Rechten verletzt ist. § 168 Absatz 2 gilt entsprechend. 

§ 179 
Bindungswirkung und Vorlagepflicht 

(1) Wird wegen eines Verstoßes gegen Vergabevorschriften Schadensersatz begehrt 
und hat ein Verfahren vor der Vergabekammer stattgefunden, ist das ordentliche 
Gericht an die bestandskräftige Entscheidung der Vergabekammer und die 
Entscheidung des Oberlandesgerichts sowie gegebenenfalls des nach Absatz 2 
angerufenen Bundesgerichtshofs über die Beschwerde gebunden. 

(2) Will ein Oberlandesgericht von einer Entscheidung eines anderen 
Oberlandesgerichts oder des Bundesgerichtshofs abweichen, so legt es die Sache 
dem Bundesgerichtshof vor. Der Bundesgerichtshof entscheidet anstelle des 
Oberlandesgerichts. Der Bundesgerichtshof kann sich auf die Entscheidung der 
Divergenzfrage beschränken und dem Beschwerdegericht die Entscheidung in der 
Hauptsache übertragen, wenn dies nach dem Sach- und Streitstand des 
Beschwerdeverfahrens angezeigt scheint. Die Vorlagepflicht gilt nicht im Verfahren 
nach § 173 Absatz 1 Satz 3 und nach § 176. 

§ 180 
Schadensersatz bei Rechtsmissbrauch 

(1) Erweist sich der Antrag nach § 160 oder die sofortige Beschwerde nach § 171 als 
von Anfang an ungerechtfertigt, ist der Antragsteller oder der Beschwerdeführer 
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verpflichtet, dem Gegner und den Beteiligten den Schaden zu ersetzen, der ihnen 
durch den Missbrauch des Antrags- oder Beschwerderechts entstanden ist.  

(2) Ein Missbrauch des Antrags- oder Beschwerderechts ist es insbesondere, 

1. die Aussetzung oder die weitere Aussetzung des Vergabeverfahrens durch 
vorsätzlich oder grob fahrlässig vorgetragene falsche Angaben zu erwirken; 

2. die Überprüfung mit dem Ziel zu beantragen, das Vergabeverfahren zu behindern 
oder Konkurrenten zu schädigen; 

3. einen Antrag in der Absicht zu stellen, ihn später gegen Geld oder andere Vorteile 
zurückzunehmen. 

(3) Erweisen sich die von der Vergabekammer entsprechend einem besonderen 
Antrag nach § 169 Absatz 3 getroffenen vorläufigen Maßnahmen als von Anfang an 
ungerechtfertigt, hat der Antragsteller dem Auftraggeber den aus der Vollziehung der 
angeordneten Maßnahme entstandenen Schaden zu ersetzen. 

§ 181 
Anspruch auf Ersatz des Vertrauensschadens 

Hat der Auftraggeber gegen eine den Schutz von Unternehmen bezweckende 
Vorschrift verstoßen und hätte das Unternehmen ohne diesen Verstoß bei der Wertung 
der Angebote eine echte Chance gehabt, den Zuschlag zu erhalten, die aber durch den 
Rechtsverstoß beeinträchtigt wurde, so kann das Unternehmen Schadensersatz für die 
Kosten der Vorbereitung des Angebots oder der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren verlangen. Weiterreichende Ansprüche auf Schadensersatz bleiben 
unberührt. 

§ 182 
Kosten des Verfahrens vor der Vergabekammer 

(1) Für Amtshandlungen der Vergabekammern werden Kosten (Gebühren und 
Auslagen) zur Deckung des Verwaltungsaufwandes erhoben. Das 
Verwaltungskostengesetz vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 821) in der am 14. August 
2013 geltenden Fassung ist anzuwenden. 

(2) Die Gebühr beträgt mindestens 2 500 Euro; dieser Betrag kann aus Gründen der 
Billigkeit bis auf ein Zehntel ermäßigt werden. Die Gebühr soll den Betrag von  
50 000 Euro nicht überschreiten; sie kann im Einzelfall, wenn der Aufwand oder die 
wirtschaftliche Bedeutung außergewöhnlich hoch ist, bis zu einem Betrag von 100 000 
Euro erhöht werden. 

(3) Soweit ein Beteiligter im Verfahren unterliegt, hat er die Kosten zu tragen. Mehrere 
Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner. Kosten, die durch Verschulden eines 
Beteiligten entstanden sind, können diesem auferlegt werden. Hat sich der Antrag vor 
Entscheidung der Vergabekammer durch Rücknahme oder anderweitig erledigt, ist die 
Hälfte der Gebühr zu entrichten. Die Entscheidung, wer die Kosten zu tragen hat, 
erfolgt nach billigem Ermessen. Aus Gründen der Billigkeit kann von der Erhebung von 
Gebühren ganz oder teilweise abgesehen werden. 

(4) Soweit ein Beteiligter im Nachprüfungsverfahren unterliegt, hat er die zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendigen 
Aufwendungen des Antragsgegners zu tragen. Die Aufwendungen der Beigeladenen 
sind nur erstattungsfähig, soweit sie die Vergabekammer aus Billigkeit der 
unterlegenen Partei auferlegt. Hat sich der Antrag durch Rücknahme oder anderweitig 
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erledigt, erfolgt die Entscheidung, wer die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen anderer Beteiligter zu tragen hat, 
nach billigem Ermessen; in Bezug auf die Erstattung der Aufwendungen der 
Beigeladenen gilt im Übrigen Satz 2 entsprechend. § 80 Absatz 1, 2 und 3 Satz 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes und die entsprechenden Vorschriften der 
Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder gelten entsprechend. Ein gesondertes 
Kostenfestsetzungsverfahren findet nicht statt.  

§ 183 
Korrekturmechanismus der Kommission 

(1) Erhält die Bundesregierung im Laufe eines Vergabeverfahrens vor Abschluss des 
Vertrags eine Mitteilung der Europäischen Kommission, dass diese der Auffassung ist, 
es liege ein schwerer Verstoß gegen das Recht der Europäischen Union zur Vergabe 
öffentlicher Aufträge oder zur Vergabe von Konzessionen vor, der zu beseitigen sei, 
teilt das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie dies dem Auftraggeber mit. 

(2) Der Auftraggeber ist verpflichtet, innerhalb von 14 Kalendertagen nach Eingang 
dieser Mitteilung dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie eine umfassende 
Darstellung des Sachverhaltes zu geben und darzulegen, ob der behauptete Verstoß 
beseitigt wurde, oder zu begründen, warum er nicht beseitigt wurde, ob das 
Vergabeverfahren Gegenstand eines Nachprüfungsverfahrens ist oder aus sonstigen 
Gründen ausgesetzt wurde. 

(3) Ist das Vergabeverfahren Gegenstand eines Nachprüfungsverfahrens oder wurde 
es ausgesetzt, so ist der Auftraggeber verpflichtet, das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie unverzüglich über den Ausgang des Verfahrens zu informieren. 

§ 184 
Unterrichtungspflichten der Nachprüfungsinstanzen 

Die Vergabekammern und die Oberlandesgerichte unterrichten das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie bis zum 31. Januar eines jeden Jahres über die Anzahl der 
Nachprüfungsverfahren des Vorjahres und deren Ergebnisse. 

 

Teil 5 
Anwendungsbereich des Ersten bis Dritten Teils dieses Gesetzes 

 § 185 
Unternehmen der öffentlichen Hand, Geltungsbereich 

(1) Die Vorschriften des Ersten bis Dritten Teils dieses Gesetzes sind auch auf 
Unternehmen anzuwenden, die ganz oder teilweise im Eigentum der öffentlichen Hand 
stehen oder die von ihr verwaltet oder betrieben werden. Die §§ 19, 20 und 31b Absatz 
5 sind nicht anzuwenden auf öffentlich-rechtliche Gebühren oder Beiträge. Die 
Vorschriften des Ersten bis Dritten Teils dieses Gesetzes sind nicht auf die Deutsche 
Bundesbank und die Kreditanstalt für Wiederaufbau anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften des Ersten bis Dritten Teils dieses Gesetzes sind auf alle 
Wettbewerbsbeschränkungen anzuwenden, die sich im Geltungsbereich dieses 
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Gesetzes auswirken, auch wenn sie außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
veranlasst werden. 

(3) Die Vorschriften des Energiewirtschaftsgesetzes stehen der Anwendung der §§ 19, 
20 und 29 nicht entgegen, soweit in § 111 des Energiewirtschaftsgesetzes keine 
andere Regelung getroffen ist. 

 

Teil 6 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 § 186 
Übergangsbestimmungen 

(1) § 29 ist nach dem 31. Dezember 2017 nicht mehr anzuwenden. 

(2) Vergabeverfahren, die vor dem 18. April 2016 begonnen haben, einschließlich der 
sich an diese anschließenden Nachprüfungsverfahren sowie am 18. April 2016 
anhängige Nachprüfungsverfahren werden nach dem Recht zu Ende geführt, das zum 
Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens galt. 
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Verordnung zur Modernisierung des Vergaberechts1 

(Vergaberechtsmodernisierungsverordnung – VergRModVO) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624) 

Artikel 1 

Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge 

(Vergabeverordnung – VgV) 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt 1 Allgemeine Bestimmungen und Kommunikation 

Unterabschnitt 1 Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Gegenstand und Anwendungsbereich 

§ 2 Vergabe von Bauaufträgen 

§ 3 Schätzung des Auftragswerts 

§ 4 Gelegentliche gemeinsame Auftragsvergabe; zentrale Beschaffung 

§ 5 Wahrung der Vertraulichkeit 

§ 6 Vermeidung von Interessenkonflikten 

§ 7 Mitwirkung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens 

§ 8 Dokumentation und Vergabevermerk 

Unterabschnitt 2 Kommunikation 

§ 9 Grundsätze der Kommunikation 

§ 10 Anforderungen an die verwendeten elektronischen Mittel 

§ 11 Anforderungen an den Einsatz elektronischer Mittel im Vergabeverfahren 

1 Artikel 1 dieser Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 
2004/18/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 65). Artikel 2 dieser Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 
2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Vergabe von Auf-
trägen im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Aufhebung 
der Richtlinie 2004/17/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 243). Artikel 3 dieser Verordnung dient der Umset-
zung der Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die 
Konzessionsvergabe (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 1). 
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§ 12 Einsatz alternativer elektronischer Mittel bei der Kommunikation 

§ 13 Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Abschnitt 2 Vergabeverfahren 

Unterabschnitt 1 Verfahrensarten 

§ 14 Wahl der Verfahrensart 

§ 15 Offenes Verfahren 

§ 16 Nicht offenes Verfahren 

§ 17 Verhandlungsverfahren 

§ 18 Wettbewerblicher Dialog 

§ 19 Innovationspartnerschaft 

§ 20 Angemessene Fristsetzung; Pflicht zur Fristverlängerung 

Unterabschnitt 2 Besondere Methoden und Instrumente in Vergabeverfahren 

§ 21 Rahmenvereinbarungen 

§ 22 Grundsätze für den Betrieb dynamischer Beschaffungssysteme 

§ 23 Betrieb eines dynamischen Beschaffungssystems 

§ 24 Fristen beim Betrieb dynamischer Beschaffungssysteme 

§ 25 Grundsätze für die Durchführung elektronischer Auktionen 

§ 26 Durchführung elektronischer Auktionen 

§ 27 Elektronische Kataloge 

Unterabschnitt 3 Vorbereitung des Vergabeverfahrens 

§ 28 Markterkundung 

§ 29 Vergabeunterlagen 

§ 30 Aufteilung nach Losen 

§ 31 Leistungsbeschreibung 

§ 32 Technische Anforderungen 

§ 33 Nachweisführung durch Bescheinigungen von Konformitätsbewertungsstellen 

§ 34 Nachweisführung durch Gütezeichen 

§ 35 Nebenangebote 
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§ 36 Unteraufträge 

Unterabschnitt 4 Veröffentlichungen, Transparenz 

§ 37 Auftragsbekanntmachung; Beschafferprofil 

§ 38 Vorinformation 

§ 39 Vergabebekanntmachung; Bekanntmachung über Auftragsänderungen 

§ 40 Veröffentlichung von Bekanntmachungen 

§ 41 Bereitstellung der Vergabeunterlagen 

Unterabschnitt 5 Anforderungen an Unternehmen; Eignung 

§ 42 Auswahl geeigneter Unternehmen; Ausschluss von Bewerbern und Bietern 

§ 43 Rechtsform von Unternehmen und Bietergemeinschaften 

§ 44 Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung 

§ 45 Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 

§ 46 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit 

§ 47 Eignungsleihe 

§ 48 Beleg der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen 

§ 49 Beleg der Einhaltung von Normen der Qualitätssicherung und des Umweltmana-
gements 

§ 50 Einheitliche Europäische Eigenerklärung 

§ 51 Begrenzung der Anzahl der Bewerber 

Unterabschnitt 6 Einreichung, Form und Umgang mit Interessensbekundungen, 
Interessensbestätigungen,  Teilnahmeanträgen und Angeboten 

§ 52 Aufforderung zur Interessensbestätigung, zur Angebotsabgabe, zur Verhandlung 
oder zur Teilnahme am Dialog 

§ 53 Form und Übermittlung der Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen,  
Teilnahmeanträge und Angebote 

§ 54 Aufbewahrung ungeöffneter Interessensbekundungen, Interessensbestätigun-
gen, Teilnahmeanträge und Angebote 

§ 55 Öffnung der Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote 
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Unterabschnitt 7 Prüfung und Wertung der Interessensbestätigungen, Teilnah-
meanträge und Angebote; Zuschlag 

§ 56 Prüfung der Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote; Nach-
forderung von Unterlagen 

§ 57 Ausschluss von Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen, Teilnah-
meanträgen und Angeboten 

§ 58 Zuschlag und Zuschlagskriterien 

§ 59 Berechnung von Lebenszykluskosten 

§ 60 Ungewöhnlich niedrige Angebote 

§ 61 Ausführungsbedingungen 

§ 62 Unterrichtung der Bewerber und Bieter 

§ 63 Aufhebung von Vergabeverfahren 

Abschnitt 3 Besondere Vorschriften für die Vergabe von sozialen und anderen beson-
deren Dienstleistungen 

§ 64 Vergabe von Aufträgen für soziale und andere besondere Dienstleistungen 

§ 65 Ergänzende Verfahrensregeln 

§ 66 Veröffentlichungen, Transparenz 

Abschnitt 4 Besondere Vorschriften für die Beschaffung energieverbrauchsrelevanter 
Leistungen und von Straßenfahrzeugen 

§ 67 Beschaffung energieverbrauchsrelevanter Liefer- oder Dienstleistungen 

§ 68 Beschaffung von Straßenfahrzeugen 

Abschnitt 5 Planungswettbewerbe 

§ 69 Anwendungsbereich 

§ 70 Veröffentlichung, Transparenz 

§ 71 Ausrichtung 

§ 72 Preisgericht 

Abschnitt 6 Besondere Vorschriften für die Vergabe von Architekten- und Ingenieur-
leisten 

Unterabschnitt 1 Allgemeines 

§ 73 Anwendungsbereich und Grundsätze 

§ 74 Verfahrensart 
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§ 75 Eignung 

§ 76 Zuschlag 

§ 77 Kosten und Vergütung 

Unterabschnitt 2 Planungswettbewerbe für Architekten- und Ingenieurleistungen 

§ 78 Grundsätze und Anwendungsbereich für Planungswettbewerbe 

§ 79 Durchführung von Planungswettbewerben 

§ 80 Aufforderung zur Verhandlung; Nutzung der Ergebnisse des Planungswettbe-
werbs 

Abschnitt 7 Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 81 Übergangsbestimmungen 

§ 82 Fristenberechnung 

Anlage 1 (zu § 31 Absatz 2) Technische Anforderungen Begriffsbestimmungen: 

Anlage 2 (zu § 68 Absatz 1 und 3) Daten zur Berechnung der über die Lebensdauer 
von  Straßenfahrzeugen anfallenden externen Kosten 

Anlage 3 (zu § 68 Absatz 3) Methode zur Berechnung der über die Lebensdauer von  
Straßenfahrzeugen anfallenden Betriebskosten 

A b s c h n i t t  1  

A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  u n d  K o m m u n i k a t i o n  

Unterabschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung trifft nähere Bestimmungen über das einzuhaltende Verfahren 
bei der dem Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen unterliegenden 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen und bei der Ausrichtung von Wettbewerben durch 
den öffentlichen Auftraggeber. 

(2) Diese Verordnung ist nicht anzuwenden auf  

1. die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und die Ausrichtung von Wettbewerben 
durch Sektorenauftraggeber zum Zweck der Ausübung einer Sektorentätigkeit, 
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2. die Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen öffentlichen Aufträgen 

und 

3. die Vergabe von Konzessionen durch Konzessionsgeber. 

§ 2 

Vergabe von Bauaufträgen 

Für die Vergabe von Bauaufträgen sind Abschnitt 1 und Abschnitt 2, Unterabschnitt 2 
anzuwenden. Im Übrigen ist Teil A Abschnitt 2 der Vergabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Januar 2016 (BAnz AT 
19.01.2016 B3) anzuwenden. 

§ 3 

Schätzung des Auftragswerts 

(1) Bei der Schätzung des Auftragswerts ist vom voraussichtlichen Gesamtwert der 
vorgesehenen Leistung ohne Umsatzsteuer auszugehen. Zudem sind etwaige Optio-
nen oder Vertragsverlängerungen zu berücksichtigen. Sieht der öffentliche Auftragge-
ber Prämien oder Zahlungen an den Bewerber oder Bieter vor, sind auch diese zu be-
rücksichtigen. 

(2) Die Wahl der Methode zur Berechnung des geschätzten Auftragswerts darf nicht in 
der Absicht erfolgen, die Anwendung der Bestimmungen des Teils 4 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen oder dieser Verordnung zu umgehen. Eine Auf-
tragsvergabe darf nicht so unterteilt werden, dass sie nicht in den Anwendungsbereich 
der Bestimmungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen oder dieser 
Verordnung fällt, es sei denn, es liegen objektive Gründe dafür vor, etwa wenn eine 
eigenständige Organisationseinheit selbstständig für ihre Auftragsvergabe oder be-
stimmte Kategorien der Auftragsvergabe zuständig ist. 

(3) Maßgeblicher Zeitpunkt für die Schätzung des Auftragswerts ist der Tag, an dem 
die Auftragsbekanntmachung abgesendet wird oder das Vergabeverfahren auf sonsti-
ge Weise eingeleitet wird. 

(4) Der Wert einer Rahmenvereinbarung oder eines dynamischen Beschaffungssys-
tems wird auf der Grundlage des geschätzten Gesamtwertes aller Einzelaufträge be-
rechnet, die während der gesamten Laufzeit einer Rahmenvereinbarung oder eines 
dynamischen Beschaffungssystems geplant sind. 

(5) Der zu berücksichtigende Wert im Falle einer Innovationspartnerschaft entspricht 
dem geschätzten Gesamtwert der Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten, die wäh-
rend sämtlicher Phasen der geplanten Partnerschaft stattfinden sollen, sowie der Bau-, 
Liefer- oder Dienstleistungen, die zu entwickeln und am Ende der geplanten Partner-
schaft zu beschaffen sind. 

(6) Bei der Schätzung des Auftragswerts von Bauleistungen ist neben dem Auftrags-
wert der Bauaufträge der geschätzte Gesamtwert aller Liefer- und Dienstleistungen zu 
berücksichtigen, die für die Ausführung der Bauleistungen erforderlich sind und vom 
öffentlichen Auftraggeber zur Verfügung gestellt werden. Die Möglichkeit des öffentli-
chen Auftraggebers, Aufträge für die Planung und die Ausführung von Bauleistungen 
entweder getrennt oder gemeinsam zu vergeben, bleibt unberührt. 
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(7) Kann das beabsichtigte Bauvorhaben oder die vorgesehene Erbringung einer 
Dienstleistung zu einem Auftrag führen, der in mehreren Losen vergeben wird, ist der 
geschätzte Gesamtwert aller Lose zugrunde zu legen. Bei Planungsleistungen gilt dies 
nur für Lose über gleichartige Leistungen. Erreicht oder überschreitet der geschätzte 
Gesamtwert den maßgeblichen Schwellenwert, gilt diese Verordnung für die Vergabe 
jedes Loses.  

(8) Kann ein Vorhaben zum Zweck des Erwerbs gleichartiger Lieferungen zu einem 
Auftrag führen, der in mehreren Losen vergeben wird, ist der geschätzte Gesamtwert 
aller Lose zugrunde zu legen. 

(9) Der öffentliche Auftraggeber kann bei der Vergabe einzelner Lose von Absatz 7 
Satz 3 sowie Absatz 8 abweichen, wenn der geschätzte Nettowert des betreffenden 
Loses bei Liefer- und Dienstleistungen unter 80 000 Euro und bei Bauleistungen unter 
1 Million Euro liegt und die Summe der Nettowerte dieser Lose 20 Prozent des Ge-
samtwertes aller Lose nicht übersteigt. 

(10) Bei regelmäßig wiederkehrenden Aufträgen oder Daueraufträgen über Liefer- oder 
Dienstleistungen sowie bei Liefer- oder Dienstleistungsaufträgen, die innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums verlängert werden sollen, ist der Auftragswert zu schätzen 

1. auf der Grundlage des tatsächlichen Gesamtwertes entsprechender aufeinander-
folgender Aufträge aus dem vorangegangenen Haushaltsjahr oder Geschäftsjahr; 
dabei sind voraussichtliche Änderungen bei Mengen oder Kosten möglichst zu be-
rücksichtigen, die während der zwölf Monate zu erwarten sind, die auf den ur-
sprünglichen Auftrag folgen, oder 

2. auf der Grundlage des geschätzten Gesamtwertes aufeinanderfolgender Aufträge, 
die während der auf die erste Lieferung folgenden zwölf Monate oder während des 
auf die erste Lieferung folgenden Haushaltsjahres oder Geschäftsjahres, wenn 
dieses länger als zwölf Monate ist, vergeben werden. 

(11) Bei Aufträgen über Liefer- oder Dienstleistungen, für die kein Gesamtpreis ange-
geben wird, ist Berechnungsgrundlage für den geschätzten Auftragswert 

1. bei zeitlich begrenzten Aufträgen mit einer Laufzeit von bis zu 48 Monaten der 
Gesamtwert für die Laufzeit dieser Aufträge, und 

2. bei Aufträgen mit unbestimmter Laufzeit oder mit einer Laufzeit von mehr als 48 
Monaten der 48-fache Monatswert. 

(12) Bei einem Planungswettbewerb nach § 69, der zu einem Dienstleistungsauftrag 
führen soll, ist der Wert des Dienstleistungsauftrags zu schätzen zuzüglich etwaiger 
Preisgelder und Zahlungen an die Teilnehmer. Bei allen übrigen Planungswettbewer-
ben entspricht der Auftragswert der Summe der Preisgelder und Zahlungen an die 
Teilnehmer einschließlich des Werts des Dienstleistungsauftrags, der vergeben werden 
könnte, soweit der öffentliche Auftraggeber diese Vergabe in der Wettbewerbsbe-
kanntmachung des Planungswettbewerbs nicht ausschließt. 

§ 4 

Gelegentliche gemeinsame Auftragsvergabe; zentrale Beschaffung 

(1) Mehrere öffentliche Auftraggeber können vereinbaren, bestimmte öffentliche Auf-
träge gemeinsam zu vergeben. Dies gilt auch für die Auftragsvergabe gemeinsam mit 

 
Stand: 04/17  Anhang –VgV– Seite 7 



HVA L – StB Anhang VgV 
 
öffentlichen Auftraggebern aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Die 
Möglichkeiten zur Nutzung von zentralen Beschaffungsstellen bleiben unberührt. 

(2) Soweit das Vergabeverfahren im Namen und im Auftrag aller öffentlichen Auftrag-
geber insgesamt gemeinsam durchgeführt wird, sind diese für die Einhaltung der Best-
immungen über das Vergabeverfahren gemeinsam verantwortlich. Das gilt auch, wenn 
ein öffentlicher Auftraggeber das Verfahren in seinem Namen und im Auftrag der ande-
ren öffentlichen Auftraggeber allein ausführt. Bei nur teilweise gemeinsamer Durchfüh-
rung sind die öffentlichen Auftraggeber nur für jene Teile gemeinsam verantwortlich, 
die gemeinsam durchgeführt wurden. Wird ein Auftrag durch öffentliche Auftraggeber 
aus verschiedenen Mitgliedstaaten der Europäischen Union gemeinsam vergeben, 
legen diese die Zuständigkeiten und die anwendbaren Bestimmungen des nationalen 
Rechts durch Vereinbarung fest und geben das in den Vergabeunterlagen an. 

(3) Die Bundesregierung kann für Dienststellen des Bundes in geeigneten Bereichen 
allgemeine Verwaltungsvorschriften über die Einrichtung und die Nutzung zentraler 
Beschaffungsstellen sowie die durch die zentralen Beschaffungsstellen bereitzustel-
lenden Beschaffungsdienstleistungen erlassen. 

§ 5 

Wahrung der Vertraulichkeit 

(1) Sofern in dieser Verordnung oder anderen Rechtsvorschriften nichts anderes be-
stimmt ist, darf der öffentliche Auftraggeber keine von den Unternehmen übermittelten 
und von diesen als vertraulich gekennzeichneten Informationen weitergeben. Dazu 
gehören insbesondere Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse und die vertraulichen As-
pekte der Angebote einschließlich ihrer Anlagen. 

(2) Bei der gesamten Kommunikation sowie beim Austausch und der Speicherung von 
Informationen muss der öffentliche Auftraggeber die Integrität der Daten und die Ver-
traulichkeit der Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge 
und Angebote einschließlich ihrer Anlagen gewährleisten. Die Interessensbekundun-
gen, Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote einschließlich ihrer 
Anlagen sowie die Dokumentation über Öffnung und Wertung der Teilnahmeanträge 
und Angebote sind auch nach Abschluss des Vergabeverfahrens vertraulich zu behan-
deln. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann Unternehmen Anforderungen vorschreiben, die 
auf den Schutz der Vertraulichkeit der Informationen im Rahmen des Vergabeverfah-
rens abzielen. Hierzu gehört insbesondere die Abgabe einer Verschwiegenheitserklä-
rung. 

§ 6 

Vermeidung von Interessenkonflikten 

(1) Organmitglieder oder Mitarbeiter des öffentlichen Auftraggebers oder eines im Na-
men des öffentlichen Auftraggebers handelnden Beschaffungsdienstleisters, bei denen 
ein Interessenkonflikt besteht, dürfen in einem Vergabeverfahren nicht mitwirken.  

(2) Ein Interessenkonflikt besteht für Personen, die an der Durchführung des Vergabe-
verfahrens beteiligt sind oder Einfluss auf den Ausgang eines Vergabeverfahrens 
nehmen können und die ein direktes oder indirektes finanzielles, wirtschaftliches oder 
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persönliches Interesse haben, das ihre Unparteilichkeit und Unabhängigkeit im Rah-
men des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte.  

(3) Es wird vermutet, dass ein Interessenkonflikt besteht, wenn die in Absatz 1 genann-
ten Personen  

1. Bewerber oder Bieter sind, 

2. einen Bewerber oder Bieter beraten oder sonst unterstützen oder als gesetzliche 
Vertreter oder nur in dem Vergabeverfahren vertreten, 

3. beschäftigt oder tätig sind 

a) bei einem Bewerber oder Bieter gegen Entgelt oder bei ihm als Mitglied des 
Vorstandes, Aufsichtsrates oder gleichartigen Organs oder 

b) für ein in das Vergabeverfahren eingeschaltetes Unternehmen, wenn dieses 
Unternehmen zugleich geschäftliche Beziehungen zum öffentlichen Auftrag-
geber und zum Bewerber oder Bieter hat. 

(4) Die Vermutung des Absatzes 3 gilt auch für Personen, deren Angehörige die Vo-
raussetzungen nach Absatz 3 Nummer 1 bis 3 erfüllen. Angehörige sind der Verlobte, 
der Ehegatte, Lebenspartner, Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, Geschwis-
ter, Kinder der Geschwister, Ehegatten und Lebenspartner der Geschwister und Ge-
schwister der Ehegatten und Lebenspartner, Geschwister der Eltern sowie Pflegeeltern 
und Pflegekinder. 

§ 7 

Mitwirkung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens 

(1) Hat ein Unternehmen oder ein mit ihm in Verbindung stehendes Unternehmen den 
öffentlichen Auftraggeber beraten oder war auf andere Art und Weise an der Vorberei-
tung des Vergabeverfahrens beteiligt (vorbefasstes Unternehmen), so ergreift der öf-
fentliche Auftraggeber angemessene Maßnahmen, um sicherzustellen, dass der Wett-
bewerb durch die Teilnahme dieses Unternehmens nicht verzerrt wird. 

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 umfassen insbesondere die Unterrichtung der an-
deren am Vergabeverfahren teilnehmenden Unternehmen in Bezug auf die einschlägi-
gen Informationen, die im Zusammenhang mit der Einbeziehung des vorbefassten Un-
ternehmens in der Vorbereitung des Vergabeverfahrens ausgetauscht wurden oder 
daraus resultieren, und die Festlegung angemessener Fristen für den Eingang der An-
gebote und Teilnahmeanträge. 

(3) Vor einem Ausschluss nach § 124 Absatz 1 Nummer 6 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen ist dem vorbefassten Unternehmen die Möglichkeit zu geben 
nachzuweisen, dass seine Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens den 
Wettbewerb nicht verzerren kann. 

§ 8 

Dokumentation und Vergabevermerk 

(1) Der öffentliche Auftraggeber dokumentiert das Vergabeverfahren von Beginn an 
fortlaufend in Textform nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs, soweit dies für die 
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Begründung von Entscheidungen auf jeder Stufe des Vergabeverfahrens erforderlich 
ist. Dazu gehört zum Beispiel die Dokumentation der Kommunikation mit Unternehmen 
und interner Beratungen, der Vorbereitung der Auftragsbekanntmachung und der 
Vergabeunterlagen, der Öffnung der Angebote, Teilnahmeanträge und Interessensbe-
stätigungen, der Verhandlungen und der Dialoge mit den teilnehmenden Unternehmen 
sowie der Gründe für Auswahlentscheidungen und den Zuschlag. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber fertigt über jedes Vergabeverfahren einen Vermerk in 
Textform nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs an. Dieser Vergabevermerk um-
fasst mindestens Folgendes:  

1. den Namen und die Anschrift des öffentlichen Auftraggebers sowie Gegenstand 
und Wert des Auftrags, der Rahmenvereinbarung oder des dynamischen Beschaf-
fungssystems, 

2. die Namen der berücksichtigten Bewerber oder Bieter und die Gründe für ihre 
Auswahl, 

3. die nicht berücksichtigten Angebote und Teilnahmeanträge sowie die Namen der 
nicht berücksichtigten Bewerber oder Bieter und die Gründe für ihre Nichtberück-
sichtigung, 

4. die Gründe für die Ablehnung von Angeboten, die für ungewöhnlich niedrig befun-
den wurden, 

5. den Namen des erfolgreichen Bieters und die Gründe für die Auswahl seines An-
gebots sowie, falls bekannt, den Anteil am Auftrag oder an der Rahmenvereinba-
rung, den der Zuschlagsempfänger an Dritte weiterzugeben beabsichtigt, und ge-
gebenenfalls, soweit zu jenem Zeitpunkt bekannt, den Namen der Unterauftrag-
nehmer des Hauptauftragnehmers, 

6. bei Verhandlungsverfahren und wettbewerblichen Dialogen die in § 14 Absatz 3 
genannten Umstände, die die Anwendung dieser Verfahren rechtfertigen, 

7. bei Verhandlungsverfahren ohne vorherigen Teilnahmewettbewerb die in § 14 Ab-
satz 4 genannten Umstände, die die Anwendung dieses Verfahrens rechtfertigen, 

8. gegebenenfalls die Gründe, aus denen der öffentliche Auftraggeber auf die Verga-
be eines Auftrags, den Abschluss einer Rahmenvereinbarung oder die Einrichtung 
eines dynamischen Beschaffungssystems verzichtet hat, 

9. gegebenenfalls die Gründe, aus denen andere als elektronische Mittel für die Ein-
reichung der Angebote verwendet wurden, 

10. gegebenenfalls Angaben zu aufgedeckten Interessenkonflikten und getroffenen 
Abhilfemaßnahmen, 

11. gegebenenfalls die Gründe, aufgrund derer mehrere Teil- oder Fachlose zusam-
men vergeben wurden, und 

12. gegebenenfalls die Gründe für die Nichtangabe der Gewichtung von Zuschlagskri-
terien. 

(3) Der Vergabevermerk ist nicht erforderlich für Aufträge auf der Grundlage von Rah-
menvereinbarungen, sofern diese gemäß § 21 Absatz 3 oder gemäß § 21 Absatz 4 
Nummer 1 geschlossen wurden. Soweit die Vergabebekanntmachung die geforderten 
Informationen enthält, kann sich der öffentliche Auftraggeber auf diese beziehen. 
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(4) Die Dokumentation, der Vergabevermerk sowie die Angebote, die Teilnahmeanträ-
ge, die Interessensbekundungen, die Interessensbestätigungen und ihre Anlagen sind 
bis zum Ende der Laufzeit des Vertrags oder der Rahmenvereinbarung aufzubewah-
ren, mindestens jedoch für drei Jahre ab dem Tag des Zuschlags. Gleiches gilt für Ko-
pien aller abgeschlossenen Verträge, die mindestens den folgenden Auftragswert ha-
ben: 

1. 1 Million Euro im Falle von Liefer- oder Dienstleistungsaufträgen, 

2. 10 Millionen Euro im Falle von Bauaufträgen. 

(5) Der Vergabevermerk oder dessen Hauptelemente sowie die abgeschlossenen Ver-
träge sind der Europäischen Kommission sowie den zuständigen Aufsichts- oder Prüf-
behörden auf deren Anforderung hin zu übermitteln.  

(6) § 5 bleibt unberührt. 

Unterabschnitt 2 

Kommunikation 

§ 9 

Grundsätze der Kommunikation 

(1) Für das Senden, Empfangen, Weiterleiten und Speichern von Daten in einem 
Vergabeverfahren verwenden der öffentliche Auftraggeber und die Unternehmen 
grundsätzlich Geräte und Programme für die elektronische Datenübermittlung (elektro-
nische Mittel). 

(2) Die Kommunikation in einem Vergabeverfahren kann mündlich erfolgen, wenn sie 
nicht die Vergabeunterlagen, die Teilnahmeanträge, die Interessensbestätigungen oder 
die Angebote betrifft und wenn sie ausreichend und in geeigneter Weise dokumentiert 
wird. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann von jedem Unternehmen die Angabe einer ein-
deutigen Unternehmensbezeichnung sowie einer elektronischen Adresse verlangen 
(Registrierung). Für den Zugang zur Auftragsbekanntmachung und zu den Vergabeun-
terlagen darf der öffentliche Auftraggeber keine Registrierung verlangen; eine freiwillige 
Registrierung ist zulässig. 

§ 10 

Anforderungen an die verwendeten elektronischen Mittel 

(1) Der öffentliche Auftraggeber legt das erforderliche Sicherheitsniveau für die elekt-
ronischen Mittel fest. Elektronische Mittel, die von dem öffentlichen Auftraggeber für 
den Empfang von Angeboten, Teilnahmeanträgen und Interessensbestätigungen sowie 
von Plänen und Entwürfen für Planungswettbewerbe verwendet werden, müssen ge-
währleisten, dass 

1. die Uhrzeit und der Tag des Datenempfanges genau zu bestimmen sind, 
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2. kein vorfristiger Zugriff auf die empfangenen Daten möglich ist, 

3. der Termin für den erstmaligen Zugriff auf die empfangenen Daten nur von den 
Berechtigten festgelegt oder geändert werden kann, 

4. nur die Berechtigten Zugriff auf die empfangenen Daten oder auf einen Teil der-
selben haben, 

5. nur die Berechtigten nach dem festgesetzten Zeitpunkt Dritten Zugriff auf die emp-
fangenen Daten oder auf einen Teil derselben einräumen dürfen, 

6. empfangene Daten nicht an Unberechtigte übermittelt werden und 

7. Verstöße oder versuchte Verstöße gegen die Anforderungen gemäß den Num-
mern 1 bis 6 eindeutig festgestellt werden können. 

(2) Die elektronischen Mittel, die von dem öffentlichen Auftraggeber für den Empfang 
von Angeboten, Teilnahmeanträgen und Interessensbestätigungen sowie von Plänen 
und Entwürfen für Planungswettbewerbe genutzt werden, müssen über eine einheitli-
che Datenaustauschschnittstelle verfügen. Es sind die jeweils geltenden Interoperabili-
täts- und Sicherheitsstandards der Informationstechnik gemäß § 3 Absatz 1 des Ver-
trags über die Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grundlagen der Zusam-
menarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den Verwaltungen von Bund 
und Ländern vom 1. April 2010 zu verwenden. 

§ 11 

Anforderungen an den Einsatz elektronischer Mittel im Vergabeverfahren 

(1) Elektronische Mittel und deren technische Merkmale müssen allgemein verfügbar, 
nichtdiskriminierend und mit allgemein verbreiteten Geräten und Programmen der In-
formations- und Kommunikationstechnologie kompatibel sein. Sie dürfen den Zugang 
von Unternehmen zum Vergabeverfahren nicht einschränken. Der öffentliche Auftrag-
geber gewährleistet die barrierefreie Ausgestaltung der elektronischen Mittel nach den 
§§ 4 und 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes vom 27. April 2002 (BGBl. I 
S. 1467, 1468) in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber verwendet für das Senden, Empfangen, Weiterleiten 
und Speichern von Daten in einem Vergabeverfahren ausschließlich solche elektroni-
schen Mittel, die die Unversehrtheit, die Vertraulichkeit und die Echtheit der Daten ge-
währleisten. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber muss den Unternehmen alle notwendigen Informatio-
nen zur Verfügung stellen über 

1. die in einem Vergabeverfahren verwendeten elektronischen Mittel, 

2. die technischen Parameter zur Einreichung von Teilnahmeanträgen, Angeboten 
und Interessensbestätigungen mithilfe elektronischer Mittel und 

3. verwendete Verschlüsselungs- und Zeiterfassungsverfahren. 
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§ 12 

Einsatz alternativer elektronischer Mittel bei der Kommunikation 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann im Vergabeverfahren die Verwendung elektroni-
scher Mittel, die nicht allgemein verfügbar sind (alternative elektronische Mittel), ver-
langen, wenn er 

1. Unternehmen während des gesamten Vergabeverfahrens unter einer Internet-
adresse einen unentgeltlichen, uneingeschränkten, vollständigen und direkten Zu-
gang zu diesen alternativen elektronischen Mitteln gewährt und 

2. diese alternativen elektronischen Mittel selbst verwendet. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann im Rahmen der Vergabe von Bauleistungen und 
für Wettbewerbe die Nutzung elektronischer Mittel für die Bauwerksdatenmodellierung 
verlangen. Sofern die verlangten elektronischen Mittel für die Bauwerksdatenmodellie-
rung nicht allgemein verfügbar sind, bietet der öffentliche Auftraggeber einen alternati-
ven Zugang zu ihnen gemäß Absatz 1 an. 

§ 13 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungs-
vorschriften über die zu verwendenden elektronischen Mittel (Basisdienste für die 
elektronische Auftragsvergabe) sowie über die einzuhaltenden technischen Standards 
erlassen. 

A b s c h n i t t  2  

V e r g a b e v e r f a h r e n  

Unterabschnitt 1 

Verfahrensarten 

§ 14 

Wahl der Verfahrensart 

(1) Die Vergabe von öffentlichen Aufträgen erfolgt nach § 119 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen im offenen Verfahren, im nicht offenen Verfahren, im 
Verhandlungsverfahren, im wettbewerblichen Dialog oder in der Innovationspartner-
schaft. 

(2) Dem öffentlichen Auftraggeber stehen das offene Verfahren und das nicht offene 
Verfahren, das stets einen Teilnahmewettbewerb erfordert, nach seiner Wahl zur Ver-
fügung. Die anderen Verfahrensarten stehen nur zur Verfügung, soweit dies durch ge-
setzliche Bestimmungen oder nach den Absätzen 3 und 4 gestattet ist. 
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(3) Der öffentliche Aufraggeber kann Aufträge im Verhandlungsverfahren mit Teilnah-
mewettbewerb oder im wettbewerblichen Dialog vergeben, wenn 

1. die Bedürfnisse des öffentlichen Auftraggebers nicht ohne die Anpassung bereits 
verfügbarer Lösungen erfüllt werden können, 

2. der Auftrag konzeptionelle oder innovative Lösungen umfasst, 

3. der Auftrag aufgrund konkreter Umstände, die mit der Art, der Komplexität oder 
dem rechtlichen oder finanziellen Rahmen oder den damit einhergehenden Risiken 
zusammenhängen, nicht ohne vorherige Verhandlungen vergeben werden kann, 

4. die Leistung, insbesondere ihre technischen Anforderungen, vom öffentlichen Auf-
traggeber nicht mit ausreichender Genauigkeit unter Verweis auf eine Norm, eine 
europäische technische Bewertung (ETA), eine gemeinsame technische Spezifika-
tion oder technische Referenzen im Sinne der Anlage 1 Nummer 2 bis 5 beschrie-
ben werden kann oder 

5. im Rahmen eines offenen oder nicht offenen Verfahrens keine ordnungsgemäßen 
oder nur unannehmbare Angebote eingereicht wurden; nicht ordnungsgemäß sind 
insbesondere Angebote, die nicht den Vergabeunterlagen entsprechen, nicht frist-
gerecht eingereicht wurden, nachweislich auf kollusiven Absprachen oder Korrup-
tion beruhen oder nach Einschätzung des öffentlichen Auftraggebers ungewöhn-
lich niedrig sind; unannehmbar sind insbesondere Angebote von Bietern, die nicht 
über die erforderlichen Qualifikationen verfügen, und Angebote, deren Preis die 
vor Einleitung des Vergabeverfahrens festgelegten und dokumentierten eingeplan-
ten Haushaltsmittel des öffentlichen Auftraggebers übersteigt; der öffentliche Auf-
traggeber kann in diesen Fällen von einem Teilnahmewettbewerb absehen, wenn 
er in das Verhandlungsverfahren alle geeigneten Unternehmen einbezieht, die 
form- und fristgerechte Angebote abgegeben haben. 

(4) Der öffentliche Aufraggeber kann Aufträge im Verhandlungsverfahren ohne Teil-
nahmewettbewerb vergeben,  

1. wenn in einem offenen oder einem nicht offenen Verfahren keine oder keine ge-
eigneten Angebote oder keine geeigneten Teilnahmeanträge abgegeben worden 
sind, sofern die ursprünglichen Bedingungen des Auftrags nicht grundlegend ge-
ändert werden; ein Angebot gilt als ungeeignet, wenn es ohne Abänderung den in 
den Vergabeunterlagen genannten Bedürfnissen und Anforderungen des öffentli-
chen Auftraggebers offensichtlich nicht entsprechen kann; ein Teilnahmeantrag gilt 
als ungeeignet, wenn das Unternehmen aufgrund eines zwingenden oder fakultati-
ven Ausschlussgrundes nach den §§ 123 und 124 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen auszuschließen ist oder ausgeschlossen werden kann oder 
wenn es die Eignungskriterien nicht erfüllt, 

2. wenn der Auftrag nur von einem bestimmten Unternehmen erbracht oder bereitge-
stellt werden kann, 

a) weil ein einzigartiges Kunstwerk oder eine einzigartige künstlerische Leistung 
erschaffen oder erworben werden soll, 

b) weil aus technischen Gründen kein Wettbewerb vorhanden ist oder 

c) wegen des Schutzes von ausschließlichen Rechten, insbesondere von ge-
werblichen Schutzrechten, 
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3. wenn äußerst dringliche, zwingende Gründe im Zusammenhang mit Ereignissen, 

die der betreffende öffentliche Auftraggeber nicht voraussehen konnte, es nicht zu-
lassen, die Mindestfristen einzuhalten, die für das offene und das nicht offene Ver-
fahren sowie für das Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb vorge-
schriebenen sind; die Umstände zur Begründung der äußersten Dringlichkeit dür-
fen dem öffentlichen Auftraggeber nicht zuzurechnen sein, 

4. wenn eine Lieferleistung beschafft werden soll, die ausschließlich zu Forschungs-, 
Versuchs-, Untersuchungs- oder Entwicklungszwecken hergestellt wurde; hiervon 
nicht umfasst ist die Serienfertigung zum Nachweis der Marktfähigkeit des Produk-
tes oder zur Deckung der Forschungs- und Entwicklungskosten, 

5. wenn zusätzliche Lieferleistungen des ursprünglichen Auftragnehmers beschafft 
werden sollen, die entweder zur teilweisen Erneuerung oder Erweiterung bereits 
erbrachter Leistungen bestimmt sind, und ein Wechsel des Unternehmens dazu 
führen würde, dass der öffentliche Auftraggeber eine Leistung mit unterschiedli-
chen technischen Merkmalen kaufen müsste und dies eine technische Unverein-
barkeit oder unverhältnismäßige technische Schwierigkeiten bei Gebrauch und 
Wartung mit sich bringen würde; die Laufzeit dieser öffentlichen Aufträge darf in 
der Regel drei Jahre nicht überschreiten, 

6. wenn es sich um eine auf einer Warenbörse notierte und gekaufte Lieferleistung 
handelt, 

7. wenn Liefer- oder Dienstleistungen zu besonders günstigen Bedingungen bei Lie-
feranten, die ihre Geschäftstätigkeit endgültig einstellen, oder bei Insolvenzverwal-
tern oder Liquidatoren im Rahmen eines Insolvenz-, Vergleichs- oder Ausgleichs-
verfahrens oder eines in den Vorschriften eines anderen Mitgliedstaats der Euro-
päischen Union vorgesehenen gleichartigen Verfahrens erworben werden, 

8. wenn im Anschluss an einen Planungswettbewerb im Sinne des § 69 ein Dienst-
leistungsauftrag nach den Bedingungen dieses Wettbewerbs an den Gewinner 
oder an einen der Preisträger vergeben werden muss; im letzteren Fall müssen al-
le Preisträger des Wettbewerbs zur Teilnahme an den Verhandlungen aufgefordert 
werden, oder 

9. wenn eine Dienstleistung beschafft werden soll, die in der Wiederholung gleichar-
tiger Leistungen besteht, die durch denselben öffentlichen Auftraggeber an das 
Unternehmen vergeben werden, das den ersten Auftrag erhalten hat, sofern sie 
einem Grundprojekt entsprechen und dieses Projekt Gegenstand des ersten Auf-
trags war, das im Rahmen eines Vergabeverfahrens mit Ausnahme eines Ver-
handlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb vergeben wurde; die Möglichkeit 
der Anwendung des Verhandlungsverfahrens muss bereits in der Auftragsbe-
kanntmachung des ersten Vorhabens angegeben werden; darüber hinaus sind im 
Grundprojekt bereits der Umfang möglicher Dienstleistungen sowie die Bedingun-
gen, unter denen sie vergeben werden, anzugeben; der für die nachfolgenden 
Dienstleistungen in Aussicht genommene Gesamtauftragswert wird vom öffentli-
chen Auftraggeber bei der Berechnung des Auftragswerts berücksichtigt; das Ver-
handlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb darf nur innerhalb von drei Jahren 
nach Abschluss des ersten Auftrags angewandt werden. 

(5) Im Falle des Absatzes 4 Nummer 1 ist der Europäischen Kommission auf Anforde-
rung ein Bericht vorzulegen. 

(6) Die in Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe a und b genannten Voraussetzungen für die 
Anwendung des Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb gelten nur dann, 
wenn es keine vernünftige Alternative oder Ersatzlösung gibt und der mangelnde Wett-
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bewerb nicht das Ergebnis einer künstlichen Einschränkung der Auftragsvergabepara-
meter ist. 

§ 15 

Offenes Verfahren 

(1) Bei einem offenen Verfahren fordert der öffentliche Auftraggeber eine unbeschränk-
te Anzahl von Unternehmen öffentlich zur Abgabe von Angeboten auf. Jedes interes-
sierte Unternehmen kann ein Angebot abgeben. 

(2) Die Frist für den Eingang der Angebote (Angebotsfrist) beträgt mindestens 35 Tage, 
gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung. 

(3) Für den Fall, dass eine hinreichend begründete Dringlichkeit die Einhaltung der 
Frist gemäß Absatz 2 unmöglich macht, kann der öffentliche Auftraggeber eine Frist 
festlegen, die 15 Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der Auftragsbe-
kanntmachung, nicht unterschreiten darf. 

(4) Der öffentliche Auftraggeber kann die Frist gemäß Absatz 2 um fünf Tage verkür-
zen, wenn er die elektronische Übermittlung der Angebote akzeptiert. 

(5) Der öffentliche Auftraggeber darf von den Bietern nur Aufklärung über das Angebot 
oder deren Eignung verlangen. Verhandlungen, insbesondere über Änderungen der 
Angebote oder Preise, sind unzulässig. 

§ 16 

Nicht offenes Verfahren 

(1) Bei einem nicht offenen Verfahren fordert der öffentliche Auftraggeber eine unbe-
schränkte Anzahl von Unternehmen im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs öffent-
lich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte Unternehmen kann 
einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit dem Teilnahmeantrag übermitteln die Unterneh-
men die vom öffentlichen Auftraggeber geforderten Informationen für die Prüfung ihrer 
Eignung. 

(2) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge (Teilnahmefrist) beträgt mindestens 
30 Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung. 

(3) Für den Fall, dass eine hinreichend begründete Dringlichkeit die Einhaltung der 
Teilnahmefrist unmöglich macht, kann der öffentliche Auftraggeber eine Frist festlegen, 
die 15 Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der Auftragsbekanntma-
chung, nicht unterschreiten darf. 

(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom öffentlichen Auftraggeber nach Prüfung der 
übermittelten Informationen dazu aufgefordert werden, können ein Angebot einreichen. 
Der öffentliche Auftraggeber kann die Zahl geeigneter Bewerber, die zur Angebotsab-
gabe aufgefordert werden, gemäß § 51 begrenzen. 

(5) Die Angebotsfrist beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag nach der 
Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe. 

(6) Mit Ausnahme oberster Bundesbehörden kann der öffentliche Auftraggeber die An-
gebotsfrist mit den Bewerbern, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, im ge-
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genseitigen Einvernehmen festlegen, sofern allen Bewerbern dieselbe Frist für die Ein-
reichung der Angebote gewährt wird. Erfolgt keine einvernehmliche Festlegung der 
Angebotsfrist, beträgt diese mindestens zehn Tage, gerechnet ab dem Tag nach der 
Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe. 

(7) Für den Fall, dass eine hinreichend begründete Dringlichkeit die Einhaltung der 
Angebotsfrist gemäß Absatz 5 unmöglich macht, kann der öffentliche Auftraggeber 
eine Frist festlegen, die zehn Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe, nicht unterschreiten darf. 

(8) Der öffentliche Auftraggeber kann die Angebotsfrist gemäß Absatz 5 um fünf Tage 
verkürzen, wenn er die elektronische Übermittlung der Angebote akzeptiert. 

(9) § 15 Absatz 5 gilt entsprechend. 

§ 17 

Verhandlungsverfahren 

(1) Bei einem Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb fordert der öffentliche 
Auftraggeber eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen im Rahmen eines Teil-
nahmewettbewerbs öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen auf. Jedes interes-
sierte Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit dem Teilnahmeantrag 
übermitteln die Unternehmen die vom öffentlichen Auftraggeber geforderten Informati-
onen für die Prüfung ihrer Eignung.  

(2) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge (Teilnahmefrist) beträgt mindestens 
30 Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung. 

(3) Für den Fall, dass eine hinreichend begründete Dringlichkeit die Einhaltung der 
Teilnahmefrist unmöglich macht, kann der öffentliche Auftraggeber eine Frist festlegen, 
die 15 Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der Auftragsbekanntma-
chung, nicht unterschreiten darf. 

(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom öffentlichen Auftraggeber nach Prüfung der 
übermittelten Informationen dazu aufgefordert werden, können ein Erstangebot einrei-
chen. Der öffentliche Auftraggeber kann die Zahl geeigneter Bewerber, die zur Ange-
botsabgabe aufgefordert werden, gemäß § 51 begrenzen. 

(5) Bei einem Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb erfolgt keine öffentli-
che Aufforderung zur Abgabe von Teilnahmeanträgen, sondern unmittelbar eine Auf-
forderung zur Abgabe von Erstangeboten an die vom öffentlichen Auftraggeber aus-
gewählten Unternehmen. 

(6) Die Frist für den Eingang der Erstangebote beträgt mindestens 30 Tage, gerechnet 
ab dem Tag nach der Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe. 

(7) Mit Ausnahme oberster Bundesbehörden kann der öffentliche Auftraggeber die An-
gebotsfrist mit den Bewerbern, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, im ge-
genseitigen Einvernehmen festlegen, sofern allen Bewerbern dieselbe Frist für die Ein-
reichung der Angebote gewährt wird. Erfolgt keine einvernehmliche Festlegung der 
Angebotsfrist, beträgt diese mindestens zehn Tage, gerechnet ab dem Tag nach der 
Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe. 

(8) Für den Fall, dass eine hinreichend begründete Dringlichkeit die Einhaltung der 
Angebotsfrist gemäß Absatz 6 unmöglich macht, kann der öffentliche Auftraggeber 
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eine Frist festlegen, die zehn Tage, gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe, nicht unterschreiten darf. 

(9) Der öffentliche Auftraggeber kann die Angebotsfrist gemäß Absatz 6 um fünf Tage 
verkürzen, wenn er die elektronische Übermittlung der Angebote akzeptiert. 

(10) Der öffentliche Auftraggeber verhandelt mit den Bietern über die von ihnen einge-
reichten Erstangebote und alle Folgeangebote, mit Ausnahme der endgültigen Ange-
bote, mit dem Ziel, die Angebote inhaltlich zu verbessern. Dabei darf über den gesam-
ten Angebotsinhalt verhandelt werden mit Ausnahme der vom öffentlichen Auftragge-
ber in den Vergabeunterlagen festgelegten Mindestanforderungen und Zuschlagskrite-
rien. 

(11) Der öffentliche Auftraggeber kann den Auftrag auf der Grundlage der Erstangebo-
te vergeben, ohne in Verhandlungen einzutreten, wenn er sich in der Auftragsbe-
kanntmachung oder in der Aufforderung zur Interessensbestätigung diese Möglichkeit 
vorbehalten hat. 

(12) Sofern der öffentliche Auftraggeber in der Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen darauf hingewiesen hat, kann er die Verhandlungen in verschiede-
nen aufeinanderfolgenden Phasen abwickeln, um so die Zahl der Angebote, über die 
verhandelt wird, anhand der vorgegebenen Zuschlagskriterien zu verringern. In der 
Schlussphase des Verfahrens müssen noch so viele Angebote vorliegen, dass der 
Wettbewerb gewährleistet ist, sofern ursprünglich eine ausreichende Anzahl von An-
geboten oder geeigneten Bietern vorhanden war. 

(13) Der öffentliche Auftraggeber stellt sicher, dass alle Bieter bei den Verhandlungen 
gleich behandelt werden. Insbesondere enthält er sich jeder diskriminierenden Weiter-
gabe von Informationen, durch die bestimmte Bieter gegenüber anderen begünstigt 
werden könnten. Er unterrichtet alle Bieter, deren Angebote nicht gemäß Absatz 12 
ausgeschieden wurden, in Textform nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuches über 
etwaige Änderungen der Leistungsbeschreibung, insbesondere der technischen Anfor-
derungen oder anderer Bestandteile der Vergabeunterlagen, die nicht die Festlegung 
der Mindestanforderungen und Zuschlagskriterien betreffen. Im Anschluss an solche 
Änderungen gewährt der öffentliche Auftraggeber den Bietern ausreichend Zeit, um 
ihre Angebote zu ändern und gegebenenfalls überarbeitete Angebote einzureichen. 
Der öffentliche Auftraggeber darf vertrauliche Informationen eines an den Verhandlun-
gen teilnehmenden Bieters nicht ohne dessen Zustimmung an die anderen Teilnehmer 
weitergeben. Eine solche Zustimmung darf nicht allgemein, sondern nur in Bezug auf 
die beabsichtigte Mitteilung bestimmter Informationen erteilt werden. 

(14) Beabsichtigt der öffentliche Auftraggeber, die Verhandlungen abzuschließen, so 
unterrichtet er die verbleibenden Bieter und legt eine einheitliche Frist für die Einrei-
chung neuer oder überarbeiteter Angebote fest. Er vergewissert sich, dass die endgül-
tigen Angebote die Mindestanforderungen erfüllen, und entscheidet über den Zuschlag 
auf der Grundlage der Zuschlagskriterien. 

§ 18 

Wettbewerblicher Dialog 

(1) In der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen zur Durchführung 
eines wettbewerblichen Dialogs beschreibt der öffentliche Auftraggeber seine Bedürf-
nisse und Anforderungen an die zu beschaffende Leistung. Gleichzeitig nennt und er-
läutert er die hierbei zugrunde gelegten Zuschlagskriterien und legt einen vorläufigen 
Zeitrahmen für den Dialog fest. 
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(2) Der öffentliche Auftraggeber fordert eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen 
im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträ-
gen auf. Jedes interessierte Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermitteln die Unternehmen die vom öffentlichen Auftraggeber 
geforderten Informationen für die Prüfung ihrer Eignung. 

(3) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge beträgt mindestens 30 Tage, ge-
rechnet ab dem Tag nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung. 

(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom öffentlichen Auftraggeber nach Prüfung der 
übermittelten Informationen dazu aufgefordert werden, können am Dialog teilnehmen. 
Der öffentliche Auftraggeber kann die Zahl geeigneter Bewerber, die zur Teilnahme am 
Dialog aufgefordert werden, gemäß § 51 begrenzen. 

(5) Der öffentliche Auftraggeber eröffnet mit den ausgewählten Unternehmen einen 
Dialog, in dem er ermittelt und festlegt, wie seine Bedürfnisse und Anforderungen am 
besten erfüllt werden können. Dabei kann er mit den ausgewählten Unternehmen alle 
Aspekte des Auftrags erörtern. Er sorgt dafür, dass alle Unternehmen bei dem Dialog 
gleich behandelt werden, gibt Lösungsvorschläge oder vertrauliche Informationen ei-
nes Unternehmens nicht ohne dessen Zustimmung an die anderen Unternehmen wei-
ter und verwendet diese nur im Rahmen des jeweiligen Vergabeverfahrens. Eine sol-
che Zustimmung darf nicht allgemein, sondern nur in Bezug auf die beabsichtigte Mit-
teilung bestimmter Informationen erteilt werden. 

(6) Der öffentliche Auftraggeber kann vorsehen, dass der Dialog in verschiedenen auf-
einanderfolgenden Phasen geführt wird, sofern der öffentliche Auftraggeber darauf in 
der Auftragsbekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen hingewiesen hat. In jeder 
Dialogphase kann die Zahl der zu erörternden Lösungen anhand der vorgegebenen 
Zuschlagskriterien verringert werden. Der öffentliche Auftraggeber hat die Unterneh-
men zu informieren, wenn deren Lösungen nicht für die folgende Dialogphase vorge-
sehen sind. In der Schlussphase müssen noch so viele Lösungen vorliegen, dass der 
Wettbewerb gewährleistet ist, sofern ursprünglich eine ausreichende Anzahl von Lö-
sungen oder geeigneten Bietern vorhanden war. 

(7) Der öffentliche Auftraggeber schließt den Dialog ab, wenn er die Lösungen ermittelt 
hat, mit denen die Bedürfnisse und Anforderungen an die zu beschaffende Leistung 
befriedigt werden können. Die im Verfahren verbliebenen Teilnehmer sind hierüber zu 
informieren. 

(8) Nach Abschluss des Dialogs fordert der öffentliche Auftraggeber die Unternehmen 
auf, auf der Grundlage der eingereichten und in der Dialogphase näher ausgeführten 
Lösungen ihr endgültiges Angebot vorzulegen. Die Angebote müssen alle Einzelheiten 
enthalten, die zur Ausführung des Projekts erforderlich sind. Der öffentliche Auftragge-
ber kann Klarstellungen und Ergänzungen zu diesen Angeboten verlangen. Diese 
Klarstellungen oder Ergänzungen dürfen nicht dazu führen, dass wesentliche Bestand-
teile des Angebots oder des öffentlichen Auftrags einschließlich der in der Auftragsbe-
kanntmachung oder in den Vergabeunterlagen festgelegten Bedürfnisse und Anforde-
rungen grundlegend geändert werden, wenn dadurch der Wettbewerb verzerrt wird 
oder andere am Verfahren beteiligte Unternehmen diskriminiert werden. 

(9) Der öffentliche Auftraggeber hat die Angebote anhand der in der Auftragsbekannt-
machung oder den Vergabeunterlagen festgelegten Zuschlagskriterien zu bewerten. 
Der öffentliche Auftraggeber kann mit dem Unternehmen, dessen Angebot als das 
wirtschaftlichste ermittelt wurde, mit dem Ziel Verhandlungen führen, im Angebot ent-
haltene finanzielle Zusagen oder andere Bedingungen zu bestätigen, die in den Auf-
tragsbedingungen abschließend festgelegt werden. Dies darf nicht dazu führen, dass 
wesentliche Bestandteile des Angebots oder des öffentlichen Auftrags einschließlich 
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der in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen festgelegten Bedürf-
nisse und Anforderungen grundlegend geändert werden, der Wettbewerb verzerrt wird 
oder andere am Verfahren beteiligte Unternehmen diskriminiert werden. 

(10) Der öffentliche Auftraggeber kann Prämien oder Zahlungen an die Teilnehmer am 
Dialog vorsehen. 

§ 19 

Innovationspartnerschaft 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann für die Vergabe eines öffentlichen Auftrags eine 
Innovationspartnerschaft mit dem Ziel der Entwicklung einer innovativen Liefer- oder 
Dienstleistung und deren anschließenden Erwerb eingehen. Der Beschaffungsbedarf, 
der der Innovationspartnerschaft zugrunde liegt, darf nicht durch auf dem Markt bereits 
verfügbare Liefer- oder Dienstleistungen befriedigt werden können. Der öffentliche Auf-
traggeber beschreibt in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen die 
Nachfrage nach der innovativen Liefer- oder Dienstleistung. Dabei ist anzugeben, wel-
che Elemente dieser Beschreibung Mindestanforderungen darstellen. Es sind Eig-
nungskriterien vorzugeben, die die Fähigkeiten der Unternehmen auf dem Gebiet der 
Forschung und Entwicklung sowie die Ausarbeitung und Umsetzung innovativer Lö-
sungen betreffen. Die bereitgestellten Informationen müssen so genau sein, dass die 
Unternehmen Art und Umfang der geforderten Lösung erkennen und entscheiden kön-
nen, ob sie eine Teilnahme an dem Verfahren beantragen. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber fordert eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen 
im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträ-
gen auf. Jedes interessierte Unternehmen kann einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit 
dem Teilnahmeantrag übermitteln die Unternehmen die vom öffentlichen Auftraggeber 
geforderten Informationen für die Prüfung ihrer Eignung. 

(3) Die Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge beträgt mindestens 30 Tage, ge-
rechnet ab dem Tag nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung. 

(4) Nur diejenigen Unternehmen, die vom öffentlichen Auftraggeber infolge einer Be-
wertung der übermittelten Informationen dazu aufgefordert werden, können ein Ange-
bot in Form von Forschungs- und Innovationsprojekten einreichen. Der öffentliche Auf-
traggeber kann die Zahl geeigneter Bewerber, die zur Angebotsabgabe aufgefordert 
werden, gemäß § 51 begrenzen. 

(5) Der öffentliche Auftraggeber verhandelt mit den Bietern über die von ihnen einge-
reichten Erstangebote und alle Folgeangebote, mit Ausnahme der endgültigen Ange-
bote, mit dem Ziel, die Angebote inhaltlich zu verbessern. Dabei darf über den gesam-
ten Auftragsinhalt verhandelt werden mit Ausnahme der vom öffentlichen Auftraggeber 
in den Vergabeunterlagen festgelegten Mindestanforderungen und Zuschlagskriterien. 
Sofern der öffentliche Auftraggeber in der Auftragsbekanntmachung oder in den 
Vergabeunterlagen darauf hingewiesen hat, kann er die Verhandlungen in verschiede-
nen aufeinanderfolgenden Phasen abwickeln, um so die Zahl der Angebote, über die 
verhandelt wird, anhand der vorgegebenen Zuschlagskriterien zu verringern. 

(6) Der öffentliche Auftraggeber trägt dafür Sorge, dass alle Bieter bei den Verhand-
lungen gleich behandelt werden. Insbesondere enthält er sich jeder diskriminierenden 
Weitergabe von Informationen, durch die bestimmte Bieter gegenüber anderen be-
günstigt werden könnten. Er unterrichtet alle Bieter, deren Angebote gemäß Absatz 5 
nicht ausgeschieden wurden, in Textform nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über etwaige Änderungen der Anforderungen und sonstigen Informationen in den 
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Vergabeunterlagen, die nicht die Festlegung der Mindestanforderungen betreffen. Im 
Anschluss an solche Änderungen gewährt der öffentliche Auftraggeber den Bietern 
ausreichend Zeit, um ihre Angebote zu ändern und gegebenenfalls überarbeitete An-
gebote einzureichen. Der öffentliche Auftraggeber darf vertrauliche Informationen eines 
an den Verhandlungen teilnehmenden Bieters nicht ohne dessen Zustimmung an die 
anderen Teilnehmer weitergeben. Eine solche Zustimmung darf nicht allgemein, son-
dern nur in Bezug auf die beabsichtigte Mitteilung bestimmter Informationen erteilt 
werden. Der öffentliche Auftraggeber muss in den Vergabeunterlagen die zum Schutz 
des geistigen Eigentums geltenden Vorkehrungen festlegen. 

(7) Die Innovationspartnerschaft wird durch Zuschlag auf Angebote eines oder mehre-
rer Bieter eingegangen. Eine Erteilung des Zuschlags allein auf der Grundlage des 
niedrigsten Preises oder der niedrigsten Kosten ist ausgeschlossen. Der öffentliche 
Auftraggeber kann eine Innovationspartnerschaft mit einem Partner oder mit mehreren 
Partnern, die getrennte Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten durchführen, einge-
hen. 

(8) Die Innovationspartnerschaft wird entsprechend dem Forschungs- und Innovations-
prozess in zwei aufeinanderfolgenden Phasen strukturiert:  

1. einer Forschungs- und Entwicklungsphase, die die Herstellung von Prototypen 
oder die Entwicklung der Dienstleistung umfasst, und 

2. einer Leistungsphase, in der die aus der Partnerschaft hervorgegangene Leistung 
erbracht wird. 

Die Phasen sind durch die Festlegung von Zwischenzielen zu untergliedern, bei deren 
Erreichen die Zahlung der Vergütung in angemessenen Teilbeträgen vereinbart wird. 
Der öffentliche Auftraggeber stellt sicher, dass die Struktur der Partnerschaft und ins-
besondere die Dauer und der Wert der einzelnen Phasen den Innovationsgrad der vor-
geschlagenen Lösung und der Abfolge der Forschungs- und Innovationstätigkeiten 
widerspiegeln. Der geschätzte Wert der Liefer- oder Dienstleistung darf in Bezug auf 
die für ihre Entwicklung erforderlichen Investitionen nicht unverhältnismäßig sein. 

(9) Auf der Grundlage der Zwischenziele kann der öffentliche Auftraggeber am Ende 
jedes Entwicklungsabschnittes entscheiden, ob er die Innovationspartnerschaft been-
det oder, im Fall einer Innovationspartnerschaft mit mehreren Partnern, die Zahl der 
Partner durch die Kündigung einzelner Verträge reduziert, sofern der öffentliche Auf-
traggeber in der Auftragsbekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen darauf hin-
gewiesen hat, dass diese Möglichkeiten bestehen und unter welchen Umständen da-
von Gebrauch gemacht werden kann. 

(10) Nach Abschluss der Forschungs- und Entwicklungsphase ist der öffentliche Auf-
traggeber zum anschließenden Erwerb der innovativen Liefer- oder Dienstleistung nur 
dann verpflichtet, wenn das bei Eingehung der Innovationspartnerschaft festgelegte 
Leistungsniveau und die Kostenobergrenze eingehalten werden. 

§ 20 

Angemessene Fristsetzung; Pflicht zur Fristverlängerung 

(1) Bei der Festlegung der Fristen für den Eingang der Angebote und der Teilnahmean-
träge nach den §§ 15 bis 19 sind die Komplexität der Leistung und die Zeit für die Aus-
arbeitung der Angebote angemessen zu berücksichtigen. § 38 Absatz 3 bleibt unbe-
rührt. 
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(2) Können Angebote nur nach einer Besichtigung am Ort der Leistungserbringung 
oder nach Einsichtnahme in die Anlagen zu den Vergabeunterlagen vor Ort beim öf-
fentlichen Auftraggeber erstellt werden, so sind die Angebotsfristen so festzulegen, 
dass alle Unternehmen von allen Informationen, die für die Erstellung des Angebots 
erforderlich sind, unter gewöhnlichen Umständen Kenntnis nehmen können. 

(3) Die Angebotsfristen sind, abgesehen von den in § 41 Absatz 2 und 3 geregelten 
Fällen, zu verlängern,  

1. wenn zusätzliche Informationen trotz rechtzeitiger Anforderung durch ein Unter-
nehmen nicht spätestens sechs Tage vor Ablauf der Angebotsfrist zur Verfügung 
gestellt werden; in den Fällen des § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 7 oder § 17 Absatz 8 
beträgt dieser Zeitraum vier Tage, oder 

2. wenn der öffentliche Auftraggeber wesentliche Änderungen an den Vergabeunter-
lagen vornimmt. 

Die Fristverlängerung muss in einem angemessenen Verhältnis zur Bedeutung der 
Information oder Änderung stehen und gewährleisten, dass alle Unternehmen Kenntnis 
von den Informationen oder Änderungen nehmen können. Dies gilt nicht, wenn die 
Information oder Änderung für die Erstellung des Angebotes unerheblich ist oder die 
Information nicht rechtzeitig angefordert wurde. 

Unterabschnitt 2 

Besondere Methoden und Instrumente in Vergabeverfahren 

§ 21 

Rahmenvereinbarungen 

(1) Der Abschluss einer Rahmenvereinbarung erfolgt im Wege einer nach dieser Ver-
ordnung anwendbaren Verfahrensart. Das in Aussicht genommene Auftragsvolumen 
ist so genau wie möglich zu ermitteln und bekannt zu geben, braucht aber nicht ab-
schließend festgelegt zu werden. Eine Rahmenvereinbarung darf nicht missbräuchlich 
oder in einer Art angewendet werden, die den Wettbewerb behindert, einschränkt oder 
verfälscht. 

(2) Auf einer Rahmenvereinbarung beruhende Einzelaufträge werden nach den Krite-
rien dieses Absatzes und der Absätze 3 bis 5 vergeben. Die Einzelauftragsvergabe 
erfolgt ausschließlich zwischen den in der Auftragsbekanntmachung oder der Aufforde-
rung zur Interessensbestätigung genannten öffentlichen Auftraggebern und denjenigen 
Unternehmen, die zum Zeitpunkt des Abschlusses des Einzelauftrags Vertragspartei 
der Rahmenvereinbarung sind. Dabei dürfen keine wesentlichen Änderungen an den 
Bedingungen der Rahmenvereinbarung vorgenommen werden. 

(3) Wird eine Rahmenvereinbarung mit nur einem Unternehmen geschlossen, so wer-
den die auf dieser Rahmenvereinbarung beruhenden Einzelaufträge entsprechend den 
Bedingungen der Rahmenvereinbarung vergeben. Für die Vergabe der Einzelaufträge 
kann der öffentliche Auftraggeber das an der Rahmenvereinbarung beteiligte Unter-
nehmen in Textform nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs auffordern, sein An-
gebot erforderlichenfalls zu vervollständigen. 
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(4) Wird eine Rahmenvereinbarung mit mehr als einem Unternehmen geschlossen, 
werden die Einzelaufträge wie folgt vergeben: 

1. gemäß den Bedingungen der Rahmenvereinbarung ohne erneutes Vergabeverfah-
ren, wenn in der Rahmenvereinbarung alle Bedingungen für die Erbringung der 
Leistung sowie die objektiven Bedingungen für die Auswahl der Unternehmen 
festgelegt sind, die sie als Partei der Rahmenvereinbarung ausführen werden; die 
letztgenannten Bedingungen sind in der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen für die Rahmenvereinbarung zu nennen; 

2. wenn in der Rahmenvereinbarung alle Bedingungen für die Erbringung der Leis-
tung festgelegt sind, teilweise ohne erneutes Vergabeverfahren gemäß Nummer 1 
und teilweise mit erneutem Vergabeverfahren zwischen den Unternehmen, die 
Partei der Rahmenvereinbarung sind, gemäß Nummer 3, wenn diese Möglichkeit 
in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen für die Rahmenver-
einbarung durch die öffentlichen Auftraggeber festgelegt ist; die Entscheidung, ob 
bestimmte Liefer- oder Dienstleistungen nach erneutem Vergabeverfahren oder di-
rekt entsprechend den Bedingungen der Rahmenvereinbarung beschafft werden 
sollen, wird nach objektiven Kriterien getroffen, die in der Auftragsbekanntma-
chung oder den Vergabeunterlagen für die Rahmenvereinbarung festgelegt sind; 
in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen ist außerdem festzu-
legen, welche Bedingungen einem erneuten Vergabeverfahren unterliegen kön-
nen; diese Möglichkeiten gelten auch für jedes Los einer Rahmenvereinbarung, für 
das alle Bedingungen für die Erbringung der Leistung in der Rahmenvereinbarung 
festgelegt sind, ungeachtet dessen, ob alle Bedingungen für die Erbringung einer 
Leistung für andere Lose festgelegt wurden; oder 

3. sofern nicht alle Bedingungen zur Erbringung der Leistung in der Rahmenverein-
barung festgelegt sind, mittels eines erneuten Vergabeverfahrens zwischen den 
Unternehmen, die Parteien der Rahmenvereinbarung sind. 

(5) Die in Absatz 4 Nummer 2 und 3 genannten Vergabeverfahren beruhen auf densel-
ben Bedingungen wie der Abschluss der Rahmenvereinbarung und erforderlichenfalls 
auf genauer formulierten Bedingungen sowie gegebenenfalls auf weiteren Bedingun-
gen, die in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen für die Rahmen-
vereinbarung in Übereinstimmung mit dem folgenden Verfahren genannt werden: 

1. vor Vergabe jedes Einzelauftrags konsultiert der öffentliche Auftraggeber in Text-
form nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Unternehmen, die in der La-
ge sind, den Auftrag auszuführen, 

2. der öffentliche Auftraggeber setzt eine ausreichende Frist für die Abgabe der An-
gebote für jeden Einzelauftrag fest; dabei berücksichtigt er unter anderem die 
Komplexität des Auftragsgegenstands und die für die Übermittlung der Angebote 
erforderliche Zeit, 

3. die Angebote sind in Textform nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs einzu-
reichen und dürfen bis zum Ablauf der Einreichungsfrist nicht geöffnet werden, 

4. der öffentliche Auftraggeber vergibt die Einzelaufträge an den Bieter, der auf der 
Grundlage der in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen für 
die Rahmenvereinbarung genannten Zuschlagskriterien das jeweils wirtschaftlichs-
te Angebot vorgelegt hat. 

(6) Die Laufzeit einer Rahmenvereinbarung darf höchstens vier Jahre betragen, es sei 
denn, es liegt ein im Gegenstand der Rahmenvereinbarung begründeter Sonderfall vor. 
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§ 22 

Grundsätze für den Betrieb dynamischer Beschaffungssysteme 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann für die Beschaffung marktüblicher Leistungen ein 
dynamisches Beschaffungssystem nutzen. 

(2) Bei der Auftragsvergabe über ein dynamisches Beschaffungssystem befolgt der 
öffentliche Auftraggeber die Vorschriften für das nicht offene Verfahren. 

(3) Ein dynamisches Beschaffungssystem wird ausschließlich mithilfe elektronischer 
Mittel eingerichtet und betrieben. Die §§ 11 und 12 finden Anwendung. 

(4) Ein dynamisches Beschaffungssystem steht im gesamten Zeitraum seiner Einrich-
tung allen Bietern offen, die die im jeweiligen Vergabeverfahren festgelegten Eig-
nungskriterien erfüllen. Die Zahl der zum dynamischen Beschaffungssystem zugelas-
senen Bewerber darf nicht begrenzt werden. 

(5) Der Zugang zu einem dynamischen Beschaffungssystem ist für alle Unternehmen 
kostenlos. 

§ 23 

Betrieb eines dynamischen Beschaffungssystems 

(1) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der Auftragsbekanntmachung an, dass er ein 
dynamisches Beschaffungssystem nutzt und für welchen Zeitraum es betrieben wird. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber informiert die Europäische Kommission wie folgt über 
eine Änderung der Gültigkeitsdauer: 

1. Wird die Gültigkeitsdauer ohne Einstellung des dynamischen Beschaffungssys-
tems geändert, ist das Muster gemäß Anhang II der Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 2015/1986 der Kommission vom 11. November 2015 zur Einführung von 
Standardformularen für die Veröffentlichung von Vergabebekanntmachungen für 
öffentliche Aufträge und zur Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 842/2011 (ABl. L 296 vom 12.11.2015, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung 
zu verwenden. 

2. Wird das dynamische Beschaffungssystem eingestellt, ist das Muster gemäß An-
hang III der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2015/1986 zu verwenden. 

(3) In den Vergabeunterlagen sind mindestens die Art und die geschätzte Menge der 
zu beschaffenden Leistung sowie alle erforderlichen Daten des dynamischen Beschaf-
fungssystems anzugeben. 

(4) In den Vergabeunterlagen ist anzugeben, ob ein dynamisches Beschaffungssystem 
in Kategorien von Leistungen untergliedert wurde. Gegebenenfalls sind die objektiven 
Merkmale jeder Kategorie anzugeben. 

(5) Hat ein öffentlicher Auftraggeber ein dynamisches Beschaffungssystem in Katego-
rien von Leistungen untergliedert, legt er für jede Kategorie die Eignungskriterien ge-
sondert fest. 

(6) § 16 Absatz 4 und § 51 Absatz 1 finden mit der Maßgabe Anwendung, dass die 
zugelassenen Bewerber für jede einzelne, über ein dynamisches Beschaffungssystem 
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stattfindende Auftragsvergabe gesondert zur Angebotsabgabe aufzufordern sind. Wur-
de ein dynamisches Beschaffungssystem in Kategorien von Leistungen untergliedert, 
werden jeweils alle für die einem konkreten Auftrag entsprechende Kategorie zugelas-
senen Bewerber aufgefordert, ein Angebot zu unterbreiten. 

§ 24 

Fristen beim Betrieb dynamischer Beschaffungssysteme 

(1) Abweichend von § 16 gelten bei der Nutzung eines dynamischen Beschaffungssys-
tems die Bestimmungen der Absätze 2 bis 5. 

(2) Die Mindestfrist für den Eingang der Teilnahmeanträge beträgt 30 Tage, gerechnet 
ab dem Tag nach der Absendung der Auftragsbekanntmachung, oder im Falle einer 
Vorinformation nach § 38 Absatz 4 nach der Absendung der Aufforderung zur Interes-
sensbestätigung. Sobald die Aufforderung zur Angebotsabgabe für die erste einzelne 
Auftragsvergabe im Rahmen eines dynamischen Beschaffungssystems abgesandt 
worden ist, gelten keine weiteren Fristen für den Eingang der Teilnahmeanträge. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber bewertet den Antrag eines Unternehmens auf Teil-
nahme an einem dynamischen Beschaffungssystem unter Zugrundelegung der Eig-
nungskriterien innerhalb von zehn Arbeitstagen nach dessen Eingang. In begründeten 
Einzelfällen, insbesondere wenn Unterlagen geprüft werden müssen oder um auf sons-
tige Art und Weise zu überprüfen, ob die Eignungskriterien erfüllt sind, kann die Frist 
auf 15 Arbeitstage verlängert werden. Wurde die Aufforderung zur Angebotsabgabe für 
die erste einzelne Auftragsvergabe im Rahmen eines dynamischen Beschaffungssys-
tems noch nicht versandt, kann der öffentliche Auftraggeber die Frist verlängern, sofern 
während der verlängerten Frist keine Aufforderung zur Angebotsabgabe versandt wird. 
Die Fristverlängerung ist in den Vergabeunterlagen anzugeben. Jedes Unternehmen 
wird unverzüglich darüber informiert, ob es zur Teilnahme an einem dynamischen Be-
schaffungssystem zugelassen wurde oder nicht. 

(4) Die Frist für den Eingang der Angebote beträgt mindestens zehn Tage, gerechnet 
ab dem Tag nach der Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe. § 16 Ab-
satz 6 findet Anwendung. 

(5) Der öffentliche Auftraggeber kann von den zu einem dynamischen Beschaffungs-
system zugelassenen Bewerbern jederzeit verlangen, innerhalb von fünf Arbeitstagen 
nach Übermittlung der Aufforderung zur Angebotsabgabe eine erneute und aktualisier-
te Einheitliche Europäische Eigenerklärung nach § 48 Absatz 3 einzureichen. § 48 Ab-
satz 3 bis 6 findet Anwendung. 

§ 25 

Grundsätze für die Durchführung elektronischer Auktionen 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann im Rahmen eines offenen, eines nicht offenen 
oder eines Verhandlungsverfahrens vor der Zuschlagserteilung eine elektronische Auk-
tion durchführen, sofern der Inhalt der Vergabeunterlagen hinreichend präzise be-
schrieben und die Leistung mithilfe automatischer Bewertungsmethoden eingestuft 
werden kann. Geistig-schöpferische Leistungen können nicht Gegenstand elektroni-
scher Auktionen sein. Der elektronischen Auktion hat eine vollständige erste Bewer-
tung aller Angebote anhand der Zuschlagskriterien und der jeweils dafür festgelegten 
Gewichtung vorauszugehen. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend bei einem erneu-
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ten Vergabeverfahren zwischen den Parteien einer Rahmenvereinbarung nach § 21 
und bei einem erneuten Vergabeverfahren während der Laufzeit eines dynamischen 
Beschaffungssystems nach § 22. Eine elektronische Auktion kann mehrere, aufeinan-
derfolgende Phasen umfassen. 

(2) Im Rahmen der elektronischen Auktion werden die Angebote mittels festgelegter 
Methoden elektronisch bewertet und automatisch in eine Rangfolge gebracht. Die sich 
schrittweise wiederholende, elektronische Bewertung der Angebote beruht auf 

1. neuen, nach unten korrigierten Preisen, wenn der Zuschlag allein aufgrund des 
Preises erfolgt, oder 

2. neuen, nach unten korrigierten Preisen oder neuen, auf bestimmte Angebotskom-
ponenten abstellenden Werten, wenn das Angebot mit dem besten Preis-
Leistungs-Verhältnis oder, bei Verwendung eines Kosten-Wirksamkeits-Ansatzes, 
mit den niedrigsten Kosten den Zuschlag erhält. 

(3) Die Bewertungsmethoden werden mittels einer mathematischen Formel definiert 
und in der Aufforderung zur Teilnahme an der elektronischen Auktion bekanntgemacht. 
Wird der Zuschlag nicht allein aufgrund des Preises erteilt, muss aus der mathemati-
schen Formel auch die Gewichtung aller Angebotskomponenten nach Absatz 2 Num-
mer 2 hervorgehen. Sind Nebenangebote zugelassen, ist für diese ebenfalls eine ma-
thematische Formel bekanntzumachen. 

(4) Angebotskomponenten nach Absatz 2 Nummer 2 müssen numerisch oder prozen-
tual beschrieben werden. 

§ 26 

Durchführung elektronischer Auktionen 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kündigt in der Auftragsbekanntmachung oder in der 
Aufforderung zur Interessensbestätigung an, dass er eine elektronische Auktion durch-
führt. 

(2) Die Vergabeunterlagen müssen mindestens folgende Angaben enthalten: 

1. alle Angebotskomponenten, deren Werte Grundlage der automatischen Neurei-
hung der Angebote sein werden, 

2. gegebenenfalls die Obergrenzen der Werte nach Nummer 1, wie sie sich aus den 
technischen Spezifikationen ergeben, 

3. eine Auflistung aller Daten, die den Bietern während der elektronischen Auktion 
zur Verfügung gestellt werden, 

4. den Termin, an dem die Daten nach Nummer 3 den Bietern zur Verfügung gestellt 
werden, 

5. alle für den Ablauf der elektronischen Auktion relevanten Daten und 

6. die Bedingungen, unter denen die Bieter während der elektronischen Auktion Ge-
bote abgeben können, insbesondere die Mindestabstände zwischen den der au-
tomatischen Neureihung der Angebote zugrunde liegenden Preisen oder Werten. 
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(3) Der öffentliche Auftraggeber fordert alle Bieter, die zulässige Angebote unterbreitet 
haben, gleichzeitig zur Teilnahme an der elektronischen Auktion auf. Ab dem genann-
ten Zeitpunkt ist die Internetverbindung gemäß den in der Aufforderung zur Teilnahme 
an der elektronischen Auktion genannten Anweisungen zu nutzen. Der Aufforderung 
zur Teilnahme an der elektronischen Auktion ist jeweils das Ergebnis der vollständigen 
Bewertung des betreffenden Angebots nach § 25 Absatz 1 Satz 3 beizufügen. 

(4) Eine elektronische Auktion darf frühestens zwei Arbeitstage nach der Versendung 
der Aufforderung zur Teilnahme gemäß Absatz 3 beginnen. 

(5) Der öffentliche Auftraggeber teilt allen Bietern im Laufe einer jeden Phase der 
elekronischen Auktion unverzüglich zumindest den jeweiligen Rang ihres Angebotes 
innerhalb der Reihenfolge aller Angebote mit. Er kann den Bietern weitere Daten nach 
Absatz 2 Nummer 3 zur Verfügung stellen. Die Identität der Bieter darf in keiner Phase 
einer elektronischen Auktion offengelegt werden. 

(6) Der Zeitpunkt des Beginns und des Abschlusses einer jeden Phase ist in der Auf-
forderung zur Teilnahme an einer elektronischen Auktion ebenso anzugeben wie ge-
gebenenfalls die Zeit, die jeweils nach Eingang der letzten neuen Preise oder Werte 
nach § 25 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 und 2 vergangen sein muss, bevor eine Phase 
einer elektronischen Auktion abgeschlossen wird. 

(7) Eine elektronische Auktion wird abgeschlossen, wenn 

1. der vorher festgelegte und in der Aufforderung zur Teilnahme an einer elektroni-
schen Auktion bekanntgemachte Zeitpunkt erreicht ist, 

2. von den Bietern keine neuen Preise oder Werte nach § 25 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1 und 2 mitgeteilt werden, die die Anforderungen an Mindestabstände nach 
Absatz 2 Nummer 6 erfüllen, und die vor Beginn einer elektronischen Auktion be-
kanntgemachte Zeit, die zwischen dem Eingang der letzten neuen Preise oder 
Werte und dem Abschluss der elektronischen Auktion vergangen sein muss, abge-
laufen ist oder 

3. die letzte Phase einer elektronischen Auktion abgeschlossen ist. 

(8) Der Zuschlag wird nach Abschluss einer elektronischen Auktion entsprechend ih-
rem Ergebnis mitgeteilt. 

§ 27 

Elektronische Kataloge 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann festlegen, dass Angebote in Form eines elektro-
nischen Kataloges einzureichen sind oder einen elektronischen Katalog beinhalten 
müssen. Angeboten, die in Form eines elektronischen Kataloges eingereicht werden, 
können weitere Unterlagen beigefügt werden. 

(2) Akzeptiert der öffentliche Auftraggeber Angebote in Form eines elektronischen Ka-
taloges oder schreibt der öffentliche Auftraggeber vor, dass Angebote in Form eines 
elektronischen Kataloges einzureichen sind, so weist er in der Auftragsbekanntma-
chung oder in der Aufforderung zur Interessensbestätigung darauf hin. 

(3) Schließt der öffentliche Auftraggeber mit einem oder mehreren Unternehmen eine 
Rahmenvereinbarung im Anschluss an die Einreichung der Angebote in Form eines 
elektronischen Kataloges, kann er vorschreiben, dass ein erneutes Vergabeverfahren 
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für Einzelaufträge auf der Grundlage aktualisierter elektronischer Kataloge erfolgt, in-
dem er 

1. die Bieter auffordert, ihre elektronischen Kataloge an die Anforderungen des zu 
vergebenden Einzelauftrages anzupassen und erneut einzureichen, oder 

2. die Bieter informiert, dass sie den bereits eingereichten elektronischen Katalogen 
zu einem bestimmten Zeitpunkt die Daten entnehmen, die erforderlich sind, um 
Angebote zu erstellen, die den Anforderungen des zu vergebenden Einzelauftra-
ges entsprechen; dieses Verfahren ist in der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen für den Abschluss einer Rahmenvereinbarung anzukündigen; 
der Bieter kann diese Methode der Datenerhebung ablehnen. 

(4) Hat der öffentliche Auftraggeber gemäß Absatz 3 Nummer 2 bereits eingereichten 
elektronischen Katalogen selbstständig Daten zur Angebotserstellung entnommen, legt 
er jedem Bieter die gesammelten Daten vor der Erteilung des Zuschlags vor, sodass 
dieser die Möglichkeit zum Einspruch oder zur Bestätigung hat, dass das Angebot kei-
ne materiellen Fehler enthält. 

Unterabschnitt 3 

Vorbereitung des Vergabeverfahrens 

§ 28 

Markterkundung 

(1) Vor der Einleitung eines Vergabeverfahrens darf der öffentliche Auftraggeber 
Markterkundungen zur Vorbereitung der Auftragsvergabe und zur Unterrichtung der 
Unternehmen über seine Auftragsvergabepläne und -anforderungen durchführen. 

(2) Die Durchführung von Vergabeverfahren lediglich zur Markterkundung und zum 
Zwecke der Kosten- oder Preisermittlung ist unzulässig. 

§ 29 

Vergabeunterlagen 

(1) Die Vergabeunterlagen umfassen alle Angaben, die erforderlich sind, um dem Be-
werber oder Bieter eine Entscheidung zur Teilnahme am Vergabeverfahren zu ermög-
lichen. Sie bestehen in der Regel aus 

1. dem Anschreiben, insbesondere der Aufforderung zur Abgabe von Teilnahmean-
trägen oder Angeboten oder Begleitschreiben für die Abgabe der angeforderten 
Unterlagen, 

2. der Beschreibung der Einzelheiten der Durchführung des Verfahrens (Bewer-
bungsbedingungen), einschließlich der Angabe der Eignungs- und Zuschlagskrite-
rien, sofern nicht bereits in der Auftragsbekanntmachung genannt, und 

3. den Vertragsunterlagen, die aus der Leistungsbeschreibung und den Vertragsbe-
dingungen bestehen. 
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(2) Der Teil B der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. August 2003 (BAnz. Nr. 178a) ist in der Regel in den Vertrag 
einzubeziehen. Dies gilt nicht für die Vergabe von Aufträgen, die im Rahmen einer frei-
beruflichen Tätigkeit erbracht oder im Wettbewerb mit freiberuflichen Tätigen angebo-
ten werden und deren Gegenstand eine Aufgabe ist, deren Lösung nicht vorab eindeu-
tig und erschöpfend beschrieben werden kann. 

§ 30 

Aufteilung nach Losen 

(1) Unbeschadet des § 97 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
kann der öffentliche Auftraggeber festlegen, ob die Angebote nur für ein Los, für meh-
rere oder für alle Lose eingereicht werden dürfen. Er kann, auch wenn Angebote für 
mehrere oder alle Lose eingereicht werden dürfen, die Zahl der Lose auf eine Höchst-
zahl beschränken, für die ein einzelner Bieter den Zuschlag erhalten kann. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber gibt die Vorgaben nach Absatz 1 in der Auftragsbe-
kanntmachung oder der Aufforderung zur Interessensbestätigung bekannt. Er gibt die 
objektiven und nichtdiskriminierenden Kriterien in den Vergabeunterlagen an, die er bei 
der Vergabe von Losen anzuwenden beabsichtigt, wenn die Anwendung der Zu-
schlagskriterien dazu führen würde, dass ein einzelner Bieter den Zuschlag für eine 
größere Zahl von Losen als die Höchstzahl erhält. 

(3) In Fällen, in denen ein einziger Bieter den Zuschlag für mehr als ein Los erhalten 
kann, kann der öffentliche Auftraggeber Aufträge über mehrere oder alle Lose verge-
ben, wenn er in der Auftragsbekanntmachung oder in der Aufforderung zur Interes-
sensbestätigung angegeben hat, dass er sich diese Möglichkeit vorbehält und die Lose 
oder Losgruppen angibt, die kombiniert werden können. 

§ 31 

Leistungsbeschreibung 

(1) Der öffentliche Auftraggeber fasst die Leistungsbeschreibung (§ 121 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen) in einer Weise, dass sie allen Unternehmen den 
gleichen Zugang zum Vergabeverfahren gewährt und die Öffnung des nationalen Be-
schaffungsmarktes für den Wettbewerb nicht in ungerechtfertigter Weise behindert. 

(2) In der Leistungsbeschreibung sind die Merkmale des Auftragsgegenstandes zu 
beschreiben: 

1. in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen oder einer Beschreibung der 
zu lösenden Aufgabe, die so genau wie möglich zu fassen sind, dass sie ein klares 
Bild vom Auftragsgegenstand vermitteln und hinreichend vergleichbare Angebote 
erwarten lassen, die dem öffentlichen Auftraggeber die Erteilung des Zuschlags 
ermöglichen, 

2. unter Bezugnahme auf die in Anlage 1 definierten technischen Anforderungen in 
der Rangfolge: 

a) nationale Normen, mit denen europäische Normen umgesetzt werden, 

b) Europäische Technische Bewertungen, 
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c) gemeinsame technische Spezifikationen, 

d) internationale Normen und andere technische Bezugssysteme, die von den 
europäischen Normungsgremien erarbeitet wurden oder, 

e) falls solche Normen und Spezifikationen fehlen, nationale Normen, nationale 
technische Zulassungen oder nationale technische Spezifikationen für die 
Planung, Berechnung und Ausführung von Bauwerken und den Einsatz von 
Produkten oder 

3. als Kombination von den Nummern 1 und 2 

a) in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen unter Bezugnahme auf 
die technischen Anforderungen gemäß Nummer 2 als Mittel zur Vermutung 
der Konformität mit diesen Leistungs- und Funktionsanforderungen oder 

b) mit Bezugnahme auf die technischen Anforderungen gemäß Nummer 2 hin-
sichtlich bestimmter Merkmale und mit Bezugnahme auf die Leistungs- und 
Funktionsanforderungen gemäß Nummer 1 hinsichtlich anderer Merkmale. 

Jede Bezugnahme auf eine Anforderung nach Nummer 2 Buchstabe a bis e ist mit 
dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen. 

(3) Die Merkmale können auch Aspekte der Qualität und der Innovation sowie soziale 
und umweltbezogene Aspekte betreffen. Sie können sich auch auf den Prozess oder 
die Methode zur Herstellung oder Erbringung der Leistung oder auf ein anderes Stadi-
um im Lebenszyklus des Auftragsgegenstandes einschließlich der Produktions- und 
Lieferkette beziehen, auch wenn derartige Faktoren keine materiellen Bestandteile der 
Leistung sind, sofern diese Merkmale in Verbindung mit dem Auftragsgegenstand ste-
hen und zu dessen Wert und Beschaffungszielen verhältnismäßig sind. 

(4) In der Leistungsbeschreibung kann ferner festgelegt werden, ob Rechte des geisti-
gen Eigentums übertragen oder dem öffentlichen Auftraggeber daran Nutzungsrechte 
eingeräumt werden müssen.  

(5) Werden verpflichtende Zugänglichkeitserfordernisse im Sinne des § 121 Absatz 2 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen mit einem Rechtsakt der Europäi-
schen Union erlassen, so muss die Leistungsbeschreibung, soweit die Kriterien der 
Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen oder der Konzeption für alle Nutzer 
betroffen sind, darauf Bezug nehmen. 

(6) In der Leistungsbeschreibung darf nicht auf eine bestimmte Produktion oder Her-
kunft oder ein besonderes Verfahren, das die Erzeugnisse oder Dienstleistungen eines 
bestimmten Unternehmens kennzeichnet, oder auf gewerbliche Schutzrechte, Typen 
oder einen bestimmten Ursprung verwiesen werden, wenn dadurch bestimmte Unter-
nehmen oder bestimmte Produkte begünstigt oder ausgeschlossen werden, es sei 
denn, dieser Verweis ist durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt. Solche Ver-
weise sind ausnahmsweise zulässig, wenn der Auftragsgegenstand anderenfalls nicht 
hinreichend genau und allgemein verständlich beschrieben werden kann; diese Ver-
weise sind mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen. 
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§ 32 

Technische Anforderungen 

(1) Verweist der öffentliche Auftraggeber in der Leistungsbeschreibung auf technische 
Anforderungen nach § 31 Absatz 2 Nummer 2, so darf er ein Angebot nicht mit der 
Begründung ablehnen, dass die angebotenen Liefer- und Dienstleistungen nicht den 
von ihm herangezogenen technischen Anforderungen der Leistungsbeschreibung ent-
sprechen, wenn das Unternehmen in seinem Angebot dem öffentlichen Auftraggeber 
mit geeigneten Mitteln nachweist, dass die vom Unternehmen vorgeschlagenen Lö-
sungen diesen technischen Anforderungen gleichermaßen entsprechen.  

(2) Enthält die Leistungsbeschreibung Leistungs- oder Funktionsanforderungen, so 
darf der öffentliche Auftraggeber ein Angebot nicht ablehnen, wenn diese Anforderun-
gen die von ihm geforderten Leistungs- oder Funktionsanforderungen betreffen und 
das Angebot Folgendem entspricht:  

1. einer nationalen Norm, mit der eine europäische Norm umgesetzt wird, 

2. einer Europäischen Technischen Bewertung, 

3. einer gemeinsamen technischen Spezifikation, 

4. einer internationalen Norm oder 

5. einem technischen Bezugssystem, das von den europäischen Normungsgremien 
erarbeitet wurde.  

Das Unternehmen muss in seinem Angebot belegen, dass die jeweilige der Norm ent-
sprechende Liefer- oder Dienstleistung den Leistungs- oder Funktionsanforderungen 
des öffentlichen Auftraggebers entspricht. Belege können insbesondere eine techni-
sche Beschreibung des Herstellers oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle sein. 

§ 33 

Nachweisführung durch Bescheinigungen von Konformitätsbewertungsstellen 

(1) Als Beleg dafür, dass eine Liefer- oder Dienstleistung bestimmten, in der Leis-
tungsbeschreibung geforderten Merkmalen entspricht, kann der öffentliche Auftragge-
ber die Vorlage von Bescheinigungen, insbesondere Testberichten oder Zertifizierun-
gen, einer Konformitätsbewertungsstelle verlangen. Wird die Vorlage einer Bescheini-
gung einer bestimmten Konformitätsbewertungsstelle verlangt, hat der öffentliche Auf-
traggeber auch Bescheinigungen gleichwertiger anderer Konformitätsbewertungsstel-
len zu akzeptieren. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber akzeptiert auch andere als die in Absatz 1 genannten 
geeigneten Unterlagen, insbesondere ein technisches Dossier des Herstellers, wenn 
das Unternehmen keinen Zugang zu den in Absatz 1 genannten Bescheinigungen oder 
keine Möglichkeit hatte, diese innerhalb der einschlägigen Fristen einzuholen, sofern 
das Unternehmen den fehlenden Zugang nicht zu vertreten hat. In den Fällen des Sat-
zes 1 hat das Unternehmen durch die vorgelegten Unterlagen zu belegen, dass die 
von ihm zu erbringende Leistung die angegebenen Anforderungen erfüllt. 

(3) Eine Konformitätsbewertungsstelle ist eine Stelle, die gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über die 
Vorschriften für die Akkreditierung und Marktüberwachung im Zusammenhang mit der 
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Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des 
Rates (ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 30) akkreditiert ist und Konformitätsbewertungstä-
tigkeiten durchführt. 

§ 34 

Nachweisführung durch Gütezeichen 

(1) Als Beleg dafür, dass eine Liefer- oder Dienstleistung bestimmten, in der Leis-
tungsbeschreibung geforderten Merkmalen entspricht, kann der öffentliche Auftragge-
ber die Vorlage von Gütezeichen nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 verlangen. 

(2) Das Gütezeichen muss allen folgenden Bedingungen genügen: 

1. Alle Anforderungen des Gütezeichens sind für die Bestimmung der Merkmale der 
Leistung geeignet und stehen mit dem Auftragsgegenstand nach § 31 Absatz 3 in 
Verbindung. 

2. Die Anforderungen des Gütezeichens beruhen auf objektiv nachprüfbaren und 
nichtdiskriminierenden Kriterien. 

3. Das Gütezeichen wurde im Rahmen eines offenen und transparenten Verfahrens 
entwickelt, an dem alle interessierten Kreise teilnehmen können. 

4. Alle betroffenen Unternehmen haben Zugang zum Gütezeichen.  

5. Die Anforderungen wurden von einem Dritten festgelegt, auf den das Unterneh-
men, das das Gütezeichen erwirbt, keinen maßgeblichen Einfluss ausüben konnte. 

(3) Für den Fall, dass die Leistung nicht allen Anforderungen des Gütezeichens ent-
sprechen muss, hat der öffentliche Auftraggeber die betreffenden Anforderungen an-
zugeben. 

(4) Der öffentliche Auftraggeber muss andere Gütezeichen akzeptieren, die gleichwer-
tige Anforderungen an die Leistung stellen. 

(5) Hatte ein Unternehmen aus Gründen, die ihm nicht zugerechnet werden können, 
nachweislich keine Möglichkeit, das vom öffentlichen Auftraggeber angegebene oder 
ein gleichwertiges Gütezeichen innerhalb einer einschlägigen Frist zu erlangen, so 
muss der öffentliche Auftraggeber andere geeignete Belege akzeptieren, sofern das 
Unternehmen nachweist, dass die von ihm zu erbringende Leistung die Anforderungen 
des geforderten Gütezeichens oder die vom öffentlichen Auftraggeber angegebenen 
spezifischen Anforderungen erfüllt. 

§ 35 

Nebenangebote 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann Nebenangebote in der Auftragsbekanntmachung 
oder in der Aufforderung zur Interessensbestätigung zulassen oder vorschreiben. Fehlt 
eine entsprechende Angabe, sind keine Nebenangebote zugelassen. Nebenangebote 
müssen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen. 

(2) Lässt der öffentliche Auftraggeber Nebenangebote zu oder schreibt er diese vor, 
legt er in den Vergabeunterlagen Mindestanforderungen fest und gibt an, in welcher Art 
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und Weise Nebenangebote einzureichen sind. Die Zuschlagskriterien sind gemäß 
§ 127 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen so festzulegen, 
dass sie sowohl auf Hauptangebote als auch auf Nebenangebote anwendbar sind. 
Nebenangebote können auch zugelassen oder vorgeschrieben werden, wenn der Preis 
oder die Kosten das alleinige Zuschlagskriterium sind. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber berücksichtigt nur Nebenangebote, die die Mindestan-
forderungen erfüllen. Ein Nebenangebot darf nicht deshalb ausgeschlossen werden, 
weil es im Falle des Zuschlags zu einem Dienstleistungsauftrag anstelle eines Liefer-
auftrags oder zu einem Lieferauftrag anstelle eines Dienstleistungsauftrags führen 
würde. 

§ 36 

Unteraufträge 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann Unternehmen in der Auftragsbekanntmachung 
oder den Vergabeunterlagen auffordern, bei Angebotsabgabe die Teile des Auftrags, 
die sie im Wege der Unterauftragsvergabe an Dritte zu vergeben beabsichtigen, sowie, 
falls zumutbar, die vorgesehenen Unterauftragnehmer zu benennen. Vor Zuschlagser-
teilung kann der öffentliche Auftraggeber von den Bietern, deren Angebote in die enge-
re Wahl kommen, verlangen, die Unterauftragnehmer zu benennen und nachzuweisen, 
dass ihnen die erforderlichen Mittel dieser Unterauftragnehmer zur Verfügung stehen. 
Wenn ein Bewerber oder Bieter die Vergabe eines Teils des Auftrags an einen Dritten 
im Wege der Unterauftragsvergabe beabsichtigt und sich zugleich im Hinblick auf seine 
Leistungsfähigkeit gemäß den §§ 45 und 46 auf die Kapazitäten dieses Dritten beruft, 
ist auch § 47 anzuwenden. 

(2) Die Haftung des Hauptauftragnehmers gegenüber dem öffentlichen Auftraggeber 
bleibt von Absatz 1 unberührt. 

(3) Bei der Vergabe von Dienstleistungsaufträgen, die in einer Einrichtung des öffentli-
chen Auftraggebers unter dessen direkter Aufsicht zu erbringen sind, schreibt der öf-
fentliche Auftraggeber in den Vertragsbedingungen vor, dass der Auftragnehmer spä-
testens bei Beginn der Auftragsausführung die Namen, die Kontaktdaten und die ge-
setzlichen Vertreter seiner Unterauftragnehmer mitteilt und dass jede im Rahmen der 
Auftragsausführung eintretende Änderung auf der Ebene der Unterauftragnehmer mit-
zuteilen ist. Der öffentliche Auftraggeber kann die Mitteilungspflichten nach Satz 1 auch 
als Vertragsbedingungen bei der Vergabe anderer Dienstleistungsaufträge oder bei der 
Vergabe von Lieferaufträgen vorsehen. Des Weiteren können die Mitteilungspflichten 
auch auf Lieferanten, die an Dienstleistungsaufträgen beteiligt sind, sowie auf weitere 
Stufen in der Kette der Unterauftragnehmer ausgeweitet werden. 

(4) Für Unterauftragnehmer aller Stufen gilt § 128 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen.  

(5) Der öffentliche Auftraggeber überprüft vor der Erteilung des Zuschlags, ob Gründe 
für den Ausschluss des Unterauftragnehmers vorliegen. Bei Vorliegen zwingender 
Ausschlussgründe verlangt der öffentliche Auftraggeber die Ersetzung des Unterauf-
tragnehmers. Bei Vorliegen fakultativer Ausschlussgründe kann der öffentliche Auf-
traggeber verlangen, dass dieser ersetzt wird. Der öffentliche Auftraggeber kann dem 
Bewerber oder Bieter dafür eine Frist setzen. 
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Unterabschnitt 4 

Veröffentlichungen, Transparenz 

§ 37 

Auftragsbekanntmachung; Beschafferprofil 

(1) Der öffentliche Auftraggeber teilt seine Absicht, einen öffentlichen Auftrag zu verge-
ben oder eine Rahmenvereinbarung abzuschließen, in einer Auftragsbekanntmachung 
mit. § 17 Absatz 5 und § 38 Absatz 4 bleiben unberührt.  

(2) Die Auftragsbekanntmachung wird nach dem Muster gemäß Anhang II der Durch-
führungsverordnung (EU) Nr. 2015/1986 erstellt. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber benennt in der Auftragsbekanntmachung die Vergabe-
kammer, an die sich die Unternehmen zur Nachprüfung geltend gemachter Vergabe-
verstöße wenden können. 

(4) Der öffentliche Auftraggeber kann im Internet zusätzlich ein Beschafferprofil einrich-
ten. Es enthält die Veröffentlichung von Vorinformationen, Angaben über geplante oder 
laufende Vergabeverfahren, über vergebene Aufträge oder aufgehobene Vergabever-
fahren sowie alle sonstigen für die Auftragsvergabe relevanten Informationen wie zum 
Beispiel Kontaktstelle, Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Telefaxnummer des 
öffentlichen Auftraggebers. 

§ 38 

Vorinformation 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann die Absicht einer geplanten Auftragsvergabe mit-
tels Veröffentlichung einer Vorinformation nach dem Muster gemäß Anhang I der 
Durchführungsverordnung (EU) 2015/1986 bekanntgeben.  

(2) Die Vorinformation kann an das Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 
versandt oder im Beschafferprofil veröffentlicht werden. Veröffentlicht der öffentliche 
Auftraggeber eine Vorinformation im Beschafferprofil, übermittelt er die Mitteilung die-
ser Veröffentlichung dem Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union nach 
dem Muster gemäß Anhang VIII der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1986. 

(3) Hat der öffentliche Auftraggeber eine Vorinformation gemäß Absatz 1 veröffentlicht, 
kann die Mindestfrist für den Eingang von Angeboten im offenen Verfahren auf 15 Ta-
ge und im nicht offenen Verfahren oder Verhandlungsverfahren auf zehn Tage verkürzt 
werden, sofern 

1. die Vorinformation alle nach Anhang I der Durchführungsverordnung (EU)  
2015/1986 geforderten Informationen enthält, soweit diese zum Zeitpunkt der Ver-
öffentlichung der Vorinformation vorlagen, und 

2. die Vorinformation wenigstens 35 Tage und nicht mehr als zwölf Monate vor dem 
Tag der Absendung der Auftragsbekanntmachung zur Veröffentlichung an das Amt 
für Veröffentlichungen der Europäischen Union übermittelt wurde. 
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(4) Mit Ausnahme oberster Bundesbehörden kann der öffentliche Auftraggeber im nicht 
offenen Verfahren oder im Verhandlungsverfahren auf eine Auftragsbekanntmachung 
nach § 37 Absatz 1 verzichten, sofern die Vorinformation 

1. die Liefer- oder Dienstleistungen benennt, die Gegenstand des zu vergebenden 
Auftrages sein werden, 

2. den Hinweis enthält, dass dieser Auftrag im nicht offenen Verfahren oder Verhand-
lungsverfahren ohne gesonderte Auftragsbekanntmachung vergeben wird,  

3. die interessierten Unternehmen auffordert, ihr Interesse mitzuteilen (Interessens-
bekundung), 

4. alle nach Anhang I der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1986 geforderten 
Informationen enthält und  

5.  wenigstens 35 Tage und nicht mehr als zwölf Monate vor dem Zeitpunkt der Ab-
sendung der Aufforderung zur Interessensbestätigung veröffentlicht wird. 

Ungeachtet der Verpflichtung zur Veröffentlichung der Vorinformation können solche 
Vorinformationen zusätzlich in einem Beschafferprofil veröffentlicht werden. 

(5) Der öffentliche Auftraggeber fordert alle Unternehmen, die auf die Veröffentlichung 
einer Vorinformation nach Absatz 4 hin eine Interessensbekundung übermittelt haben, 
zur Bestätigung ihres Interesses an einer weiteren Teilnahme auf (Aufforderung zur 
Interessensbestätigung). Mit der Aufforderung zur Interessensbestätigung wird der 
Teilnahmewettbewerb nach § 16 Absatz 1 und § 17 Absatz 1 eingeleitet. Die Frist für 
den Eingang der Interessensbestätigung beträgt 30 Tage, gerechnet ab dem Tag nach 
der Absendung der Aufforderung zur Interessensbestätigung. 

(6) Der von der Vorinformation abgedeckte Zeitraum beträgt höchstens zwölf Monate 
ab dem Datum der Übermittlung der Vorinformation an das Amt für Veröffentlichung 
der Europäischen Union. 

§ 39 

Vergabebekanntmachung; Bekanntmachung über Auftragsänderungen 

(1) Der öffentliche Auftraggeber übermittelt spätestens 30 Tage nach der Vergabe ei-
nes öffentlichen Auftrags oder nach dem Abschluss einer Rahmenvereinbarung eine 
Vergabebekanntmachung mit den Ergebnissen des Vergabeverfahrens an das Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union. 

(2) Die Vergabebekanntmachung wird nach dem Muster gemäß Anhang III der Durch-
führungsverordnung (EU) 2015/1986 erstellt. 

(3) Ist das Vergabeverfahren durch eine Vorinformation in Gang gesetzt worden und 
hat der öffentliche Auftraggeber beschlossen, keine weitere Auftragsvergabe während 
des Zeitraums vorzunehmen, der von der Vorinformation abgedeckt ist, muss die 
Vergabebekanntmachung einen entsprechenden Hinweis enthalten. 

(4) Die Vergabebekanntmachung umfasst die abgeschlossenen Rahmenvereinbarun-
gen, aber nicht die auf ihrer Grundlage vergebenen Einzelaufträge. Bei Aufträgen, die 
im Rahmen eines dynamischen Beschaffungssystems vergeben werden, umfasst die 
Vergabebekanntmachung eine vierteljährliche Zusammenstellung der Einzelaufträge; 
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die Zusammenstellung muss spätestens 30 Tage nach Quartalsende versendet wer-
den. 

(5) Auftragsänderungen gemäß § 132 Absatz 2 Nummer 2 und 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen sind gemäß § 132 Absatz 5 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen unter Verwendung des Musters gemäß Anhang XVII der 
Durchführungsverordnung (EU) 2015/1986 bekanntzumachen. 

(6) Der öffentliche Auftraggeber ist nicht verpflichtet, einzelne Angaben zu veröffentli-
chen, wenn deren Veröffentlichung 

1. den Gesetzesvollzug behindern, 

2. dem öffentlichen Interessen zuwiderlaufen, 

3. den berechtigten geschäftlichen Interessen eines Unternehmens schaden oder 

4. den lauteren Wettbewerb zwischen Unternehmen beeinträchtigen  

würde. 

§ 40 

Veröffentlichung von Bekanntmachungen 

(1) Auftragsbekanntmachungen, Vorinformationen, Vergabebekanntmachungen und 
Bekanntmachungen über Auftragsänderungen (Bekanntmachungen) sind dem Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Union mit elektronischen Mitteln zu übermitteln. 
Der öffentliche Auftraggeber muss den Tag der Absendung nachweisen können. 

(2) Bekanntmachungen werden durch das Amt für Veröffentlichungen der Europäi-
schen Union veröffentlicht. Als Nachweis der Veröffentlichung dient die Bestätigung der 
Veröffentlichung der übermittelten Informationen, die der öffentliche Auftraggeber vom 
Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union erhält. 

(3) Bekanntmachungen dürfen auf nationaler Ebene erst nach der Veröffentlichung 
durch das Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union oder 48 Stunden nach 
der Bestätigung über den Eingang der Bekanntmachung durch das Amt für Veröffentli-
chungen der Europäischen Union veröffentlicht werden. Die Veröffentlichung darf nur 
Angaben enthalten, die in den an das Amt für Veröffentlichung der Europäischen Union 
übermittelten Bekanntmachungen enthalten sind oder in einem Beschafferprofil veröf-
fentlicht wurden. In der nationalen Bekanntmachung ist der Tag der Übermittlung an 
das Amt für Veröffentlichung der Europäischen Union oder der Tag der Veröffentli-
chung im Beschafferprofil anzugeben. 

(4) Der öffentliche Auftraggeber kann auch Auftragsbekanntmachungen über öffentli-
che Liefer- oder Dienstleistungsaufträge, die nicht der Bekanntmachungspflicht unter-
liegen, an das Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union übermitteln. 

§ 41 

Bereitstellung der Vergabeunterlagen 

(1) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der Auftragsbekanntmachung oder der Auffor-
derung zur Interessensbestätigung eine elektronische Adresse an, unter der die 
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Vergabeunterlagen unentgeltlich, uneingeschränkt, vollständig und direkt abgerufen 
werden können.  

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann die Vergabeunterlagen auf einem anderen ge-
eigneten Weg übermitteln, wenn die erforderlichen elektronischen Mittel zum Abruf der 
Vergabeunterlagen 

1. aufgrund der besonderen Art der Auftragsvergabe nicht mit allgemein verfügbaren 
oder verbreiteten Geräten und Programmen der Informations- und Kommunikati-
onstechnologie kompatibel sind, 

2. Dateiformate zur Beschreibung der Angebote verwenden, die nicht mit allgemein 
verfügbaren oder verbreiteten Programmen verarbeitet werden können oder die 
durch andere als kostenlose und allgemein verfügbare Lizenzen geschützt sind, 
oder 

3. die Verwendung von Bürogeräten voraussetzen, die dem öffentlichen Auftraggeber 
nicht allgemein zur Verfügung stehen. 

Die Angebotsfrist wird in diesen Fällen um fünf Tage verlängert, sofern nicht ein Fall 
hinreichend begründeter Dringlichkeit gemäß § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 7 oder § 17 
Absatz 8 vorliegt. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der Auftragsbekanntmachung oder in der Auf-
forderung zur Interessensbestätigung an, welche Maßnahmen er zum Schutz der Ver-
traulichkeit von Informationen anwendet und wie auf die Vergabeunterlagen zugegrif-
fen werden kann. Die Angebotsfrist wird in diesen Fällen um fünf Tage verlängert, es 
sei denn, die Maßnahme zum Schutz der Vertraulichkeit besteht ausschließlich in der 
Abgabe einer Verschwiegenheitserklärung oder es liegt ein Fall hinreichend begründe-
ter Dringlichkeit gemäß § 15 Absatz 3, § 16 Absatz 7 oder § 17 Absatz 8 vor. 

Unterabschnitt 5 

Anforderungen an Unternehmen; Eignung 

§ 42 

Auswahl geeigneter Unternehmen; Ausschluss von Bewerbern und Bietern 

(1) Der öffentliche Auftraggeber überprüft die Eignung der Bewerber oder Bieter an-
hand der nach § 122 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen festgelegten 
Eignungskriterien und das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen nach den §§ 123 
und 124 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen sowie gegebenenfalls 
Maßnahmen des Bewerbers oder Bieters zur Selbstreinigung nach § 125 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und schließt gegebenenfalls Bewerber oder 
Bieter vom Vergabeverfahren aus. 

(2) Im nicht offenen Verfahren, im Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb, 
im wettbewerblichen Dialog und in der Innovationspartnerschaft fordert der öffentliche 
Auftraggeber nur solche Bewerber zur Abgabe eines Angebotes auf, die ihre Eignung 
nachgewiesen haben und nicht ausgeschlossen worden sind. § 51 bleibt unberührt. 

(3) Bei offenen Verfahren kann der öffentliche Auftraggeber entscheiden, ob er die An-
gebotsprüfung vor der Eignungsprüfung durchführt. 
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§ 43 

Rechtsform von Unternehmen und Bietergemeinschaften 

(1) Bewerber oder Bieter, die gemäß den Rechtsvorschriften des Staates, in dem sie 
niedergelassen sind, zur Erbringung der betreffenden Leistung berechtigt sind, dürfen 
nicht allein deshalb zurückgewiesen werden, weil sie gemäß den deutschen Rechts-
vorschriften eine natürliche oder juristische Person sein müssten. Juristische Personen 
können jedoch bei Dienstleistungsaufträgen sowie bei Lieferaufträgen, die zusätzlich 
Dienstleistungen umfassen, verpflichtet werden, in ihrem Antrag auf Teilnahme oder in 
ihrem Angebot die Namen und die berufliche Befähigung der Personen anzugeben, die 
für die Erbringung der Leistung als verantwortlich vorgesehen sind. 

(2) Bewerber- und Bietergemeinschaften sind wie Einzelbewerber und -bieter zu be-
handeln. Der öffentliche Auftraggeber darf nicht verlangen, dass Gruppen von Unter-
nehmen eine bestimmte Rechtsform haben müssen, um einen Antrag auf Teilnahme 
zu stellen oder ein Angebot abzugeben. Sofern erforderlich kann der öffentliche Auf-
traggeber in den Vergabeunterlagen Bedingungen festlegen, wie Gruppen von Unter-
nehmen die Eignungskriterien zu erfüllen und den Auftrag auszuführen haben; solche 
Bedingungen müssen durch sachliche Gründe gerechtfertigt und angemessen sein. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 kann der öffentliche Auftraggeber verlangen, dass 
eine Bietergemeinschaft nach Zuschlagserteilung eine bestimmte Rechtsform an-
nimmt, soweit dies für die ordnungsgemäße Durchführung des Auftrags erforderlich ist. 

§ 44 

Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann verlangen, dass Bewerber oder Bieter je nach 
den Rechtsvorschriften des Staates, in dem sie niedergelassen sind, entweder die Ein-
tragung in einem Berufs- oder Handelsregister dieses Staates nachweisen oder auf 
andere Weise die erlaubte Berufsausübung nachweisen. Für die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union sind die jeweiligen Berufs- oder Handelsregister und die Beschei-
nigungen oder Erklärungen über die Berufsausübung in Anhang XI der Richtlinie 
2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über 
die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 
94 vom 28.3.2014, S. 65) aufgeführt. 

(2) Bei der Vergabe öffentlicher Dienstleistungsaufträge kann der öffentliche Auftrag-
geber dann, wenn Bewerber oder Bieter eine bestimmte Berechtigung besitzen oder 
Mitglied einer bestimmten Organisation sein müssen, um die betreffende Dienstleis-
tung in ihrem Herkunftsstaat erbringen zu können, von den Bewerbern oder Bietern 
verlangen, ihre Berechtigung oder Mitgliedschaft nachzuweisen. 

§ 45 

Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann im Hinblick auf die wirtschaftliche und finanzielle 
Leistungsfähigkeit der Bewerber oder Bieter Anforderungen stellen, die sicherstellen, 
dass die Bewerber oder Bieter über die erforderlichen wirtschaftlichen und finanziellen 
Kapazitäten für die Ausführung des Auftrags verfügen. Zu diesem Zweck kann er ins-
besondere Folgendes verlangen: 
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1. einen bestimmten Mindestjahresumsatz, einschließlich eines bestimmten Mindest-

jahresumsatzes in dem Tätigkeitsbereich des Auftrags, 

2. Informationen über die Bilanzen der Bewerber oder Bieter; dabei kann das in den 
Bilanzen angegebene Verhältnis zwischen Vermögen und Verbindlichkeiten dann 
berücksichtigt werden, wenn der öffentliche Auftraggeber transparente, objektive 
und nichtdiskriminierende Methoden und Kriterien für die Berücksichtigung an-
wendet und die Methoden und Kriterien in den Vergabeunterlagen angibt, oder 

3. eine Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung in bestimmter geeigneter Höhe. 

(2) Sofern ein Mindestjahresumsatz verlangt wird, darf dieser das Zweifache des ge-
schätzten Auftragswerts nur überschreiten, wenn aufgrund der Art des Auftragsgegen-
stands spezielle Risiken bestehen. Der öffentliche Auftraggeber hat eine solche Anfor-
derung in den Vergabeunterlagen oder im Vergabevermerk hinreichend zu begründen. 

(3) Ist ein öffentlicher Auftrag in Lose unterteilt, finden die Absätze 1 und 2 auf jedes 
einzelne Los Anwendung. Der öffentliche Auftraggeber kann jedoch für den Fall, dass 
der erfolgreiche Bieter den Zuschlag für mehrere gleichzeitig auszuführende Lose er-
hält, einen Mindestjahresumsatz verlangen, der sich auf diese Gruppe von Losen be-
zieht. 

(4) Als Beleg der erforderlichen wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit des 
Bewerbers oder Bieters kann der öffentliche Auftraggeber in der Regel die Vorlage 
einer oder mehrerer der folgenden Unterlagen verlangen: 

1. entsprechende Bankerklärungen, 

2. Nachweis einer entsprechenden Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung, 

3. Jahresabschlüsse oder Auszüge von Jahresabschlüssen, falls deren Veröffentli-
chung in dem Land, in dem der Bewerber oder Bieter niedergelassen ist, gesetz-
lich vorgeschrieben ist, 

4. eine Erklärung über den Gesamtumsatz und gegebenenfalls den Umsatz in dem 
Tätigkeitsbereich des Auftrags; eine solche Erklärung kann höchstens für die letz-
ten drei Geschäftsjahre verlangt werden und nur, sofern entsprechende Angaben 
verfügbar sind. 

(5) Kann ein Bewerber oder Bieter aus einem berechtigten Grund die geforderten Un-
terlagen nicht beibringen, so kann er seine wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfä-
higkeit durch Vorlage anderer, vom öffentlichen Auftraggeber als geeignet angesehe-
ner Unterlagen belegen. 

§ 46 

Technische und berufliche Leistungsfähigkeit 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann im Hinblick auf die technische und berufliche 
Leistungsfähigkeit der Bewerber oder Bieter Anforderungen stellen, die sicherstellen, 
dass die Bewerber oder Bieter über die erforderlichen personellen und technischen 
Mittel sowie ausreichende Erfahrungen verfügen, um den Auftrag in angemessener 
Qualität ausführen zu können. Bei Lieferaufträgen, für die Verlege- oder Installations-
arbeiten erforderlich sind, sowie bei Dienstleistungsaufträgen darf die berufliche Leis-
tungsfähigkeit der Unternehmen auch anhand ihrer Fachkunde, Effizienz, Erfahrung 
und Verlässlichkeit beurteilt werden. 
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(2) Der öffentliche Auftraggeber kann die berufliche Leistungsfähigkeit eines Bewer-
bers oder Bieters verneinen, wenn er festgestellt hat, dass dieser Interessen hat, die 
mit der Ausführung des öffentlichen Auftrags im Widerspruch stehen und sie nachteilig 
beeinflussen könnten. 

(3) Als Beleg der erforderlichen technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit des 
Bewerbers oder Bieters kann der öffentliche Auftraggeber je nach Art, Verwendungs-
zweck und Menge oder Umfang der zu erbringenden Liefer- oder Dienstleistungen 
ausschließlich die Vorlage von einer oder mehreren der folgenden Unterlagen verlan-
gen: 

1. geeignete Referenzen über früher ausgeführte Liefer- und Dienstleistungsaufträge 
in Form einer Liste der in den letzten höchstens drei Jahren erbrachten wesentli-
chen Liefer- oder Dienstleistungen mit Angabe des Werts, des Liefer- bezie-
hungsweise Erbringungszeitpunkts sowie des öffentlichen oder privaten Empfän-
gers; soweit erforderlich, um einen ausreichenden Wettbewerb sicherzustellen, 
kann der öffentliche Auftraggeber darauf hinweisen, dass er auch einschlägige Lie-
fer- oder Dienstleistungen berücksichtigen wird, die mehr als drei Jahre zurücklie-
gen, 

2. Angabe der technischen Fachkräfte oder der technischen Stellen, die im Zusam-
menhang mit der Leistungserbringung eingesetzt werden sollen, unabhängig da-
von, ob diese dem Unternehmen angehören oder nicht, und zwar insbesondere 
derjenigen, die mit der Qualitätskontrolle beauftragt sind, 

3. Beschreibung der technischen Ausrüstung, der Maßnahmen zur Qualitätssiche-
rung und der Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten des Unternehmens, 

4. Angabe des Lieferkettenmanagement- und Lieferkettenüberwachungssystems, 
das dem Unternehmen zur Vertragserfüllung zur Verfügung steht, 

5. bei komplexer Art der zu erbringenden Leistung oder bei solchen Leistungen, die 
ausnahmsweise einem besonderen Zweck dienen sollen, eine Kontrolle, die vom 
öffentlichen Auftraggeber oder in dessen Namen von einer zuständigen amtlichen 
Stelle im Niederlassungsstaat des Unternehmens durchgeführt wird; diese Kontrol-
le betrifft die Produktionskapazität beziehungsweise die technische Leistungsfä-
higkeit und erforderlichenfalls die Untersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten 
des Unternehmens sowie die von diesem für die Qualitätskontrolle getroffenen 
Vorkehrungen, 

6. Studien- und Ausbildungsnachweise sowie Bescheinigungen über die Erlaubnis 
zur Berufsausübung für die Inhaberin, den Inhaber oder die Führungskräfte des 
Unternehmens, sofern diese Nachweise nicht als Zuschlagskriterium bewertet 
werden, 

7. Angabe der Umweltmanagementmaßnahmen, die das Unternehmen während der 
Auftragsausführung anwendet, 

8. Erklärung, aus der die durchschnittliche jährliche Beschäftigtenzahl des Unter-
nehmens und die Zahl seiner Führungskräfte in den letzten drei Jahren ersichtlich 
ist, 

9. Erklärung, aus der ersichtlich ist, über welche Ausstattung, welche Geräte und 
welche technische Ausrüstung das Unternehmen für die Ausführung des Auftrags 
verfügt, 
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10. Angabe, welche Teile des Auftrags das Unternehmen unter Umständen als Unter-

aufträge zu vergeben beabsichtigt, 

11. bei Lieferleistungen: 

a) Muster, Beschreibungen oder Fotografien der zu liefernden Güter, wobei die 
Echtheit auf Verlangen des öffentlichen Auftraggebers nachzuweisen ist, oder 

b) Bescheinigungen, die von als zuständig anerkannten Instituten oder amtlichen 
Stellen für Qualitätskontrolle ausgestellt wurden, mit denen bestätigt wird, 
dass die durch entsprechende Bezugnahmen genau bezeichneten Güter be-
stimmten technischen Anforderungen oder Normen entsprechen. 

§ 47 

Eignungsleihe 

(1) Ein Bewerber oder Bieter kann für einen bestimmten öffentlichen Auftrag im Hin-
blick auf die erforderliche wirtschaftliche und finanzielle sowie die technische und be-
rufliche Leistungsfähigkeit die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch nehmen, 
wenn er nachweist, dass ihm die für den Auftrag erforderlichen Mittel tatsächlich zur 
Verfügung stehen werden, indem er beispielsweise eine entsprechende Verpflich-
tungserklärung dieser Unternehmen vorlegt. Diese Möglichkeit besteht unabhängig von 
der Rechtsnatur der zwischen dem Bewerber oder Bieter und den anderen Unterneh-
men bestehenden Verbindungen. Ein Bewerber oder Bieter kann jedoch im Hinblick 
auf Nachweise für die erforderliche berufliche Leistungsfähigkeit wie Ausbildungs- und 
Befähigungsnachweise nach § 46 Absatz 3 Nummer 6 oder die einschlägige berufliche 
Erfahrung die Kapazitäten anderer Unternehmen nur dann in Anspruch nehmen, wenn 
diese die Leistung erbringen, für die diese Kapazitäten benötigt werden. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber überprüft im Rahmen der Eignungsprüfung, ob die 
Unternehmen, deren Kapazitäten der Bewerber oder Bieter für die Erfüllung bestimm-
ter Eignungskriterien in Anspruch nehmen will, die entsprechenden Eignungskriterien 
erfüllen und ob Ausschlussgründe vorliegen. Legt der Bewerber oder Bieter eine Ein-
heitliche Europäische Eigenerklärung nach § 50 vor, so muss diese auch die Angaben 
enthalten, die für die Überprüfung nach Satz 1 erforderlich sind. Der öffentliche Auf-
traggeber schreibt vor, dass der Bewerber oder Bieter ein Unternehmen, das das ent-
sprechende Eignungskriterium nicht erfüllt oder bei dem zwingende Ausschlussgründe 
nach § 123 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vorliegen, ersetzen 
muss. Er kann vorschreiben, dass der Bewerber oder Bieter auch ein Unternehmen, 
bei dem fakultative Ausschlussgründe nach § 124 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen vorliegen, ersetzen muss. Der öffentliche Auftraggeber kann dem 
Bewerber oder Bieter dafür eine Frist setzen. 

(3) Nimmt ein Bewerber oder Bieter die Kapazitäten eines anderen Unternehmens im 
Hinblick auf die erforderliche wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit in An-
spruch, so kann der öffentliche Auftraggeber eine gemeinsame Haftung des Bewerbers 
oder Bieters und des anderen Unternehmens für die Auftragsausführung entsprechend 
dem Umfang der Eignungsleihe verlangen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Bewerber- oder Bietergemeinschaften. 

(5) Der öffentliche Auftraggeber kann vorschreiben, dass bestimmte kritische Aufgaben 
bei Dienstleistungsaufträgen oder kritische Verlege- oder Installationsarbeiten im Zu-
sammenhang mit einem Lieferauftrag direkt vom Bieter selbst oder im Fall einer Bie-
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tergemeinschaft von einem Teilnehmer der Bietergemeinschaft ausgeführt werden 
müssen. 

§ 48 

Beleg der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen 

(1) In der Auftragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur Interessensbestätigung 
ist neben den Eignungskriterien ferner anzugeben, mit welchen Unterlagen (Eigener-
klärungen, Angaben, Bescheinigungen und sonstige Nachweise) Bewerber oder Bieter 
ihre Eignung gemäß den §§ 43 bis 47 und das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen 
zu belegen haben. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber fordert grundsätzlich die Vorlage von Eigenerklärun-
gen an. Wenn der öffentliche Auftraggeber Bescheinigungen und sonstige Nachweise 
anfordert, verlangt er in der Regel solche, die vom Online-Dokumentenarchiv e-Certis 
abgedeckt sind. 

(3) Als vorläufigen Beleg der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen 
akzeptiert der öffentliche Auftraggeber die Vorlage einer Einheitlichen Europäischen 
Eigenerklärung nach § 50. 

(4) Als ausreichenden Beleg dafür, dass die in § 123 Absatz 1 bis 3 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen genannten Ausschlussgründe auf den Bewerber 
oder Bieter nicht zutreffen, erkennt der öffentliche Auftraggeber einen Auszug aus ei-
nem einschlägigen Register, insbesondere ein Führungszeugnis aus dem Bundeszent-
ralregister oder, in Ermangelung eines solchen, eine gleichwertige Bescheinigung einer 
zuständigen Gerichts- oder Verwaltungsbehörde des Herkunftslandes oder des Nieder-
lassungsstaates des Bewerbers oder Bieters an. 

(5) Als ausreichenden Beleg dafür, dass die in § 123 Absatz 4 und § 124 Absatz 1 
Nummer 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen genannten Ausschluss-
gründe auf den Bewerber oder Bieter nicht zutreffen, erkennt der öffentliche Auftragge-
ber eine von der zuständigen Behörde des Herkunftslandes oder des Niederlassungs-
staates des Bewerbers oder Bieters ausgestellte Bescheinigung an. 

(6) Werden Urkunden oder Bescheinigungen nach den Absätzen 4 und 5 von dem 
Herkunftsland oder dem Niederlassungsstaat des Bewerbers oder Bieters nicht ausge-
stellt oder werden darin nicht alle Ausschlussgründe nach § 123 Absatz 1 bis 4 sowie 
§ 124 Absatz 1 Nummer 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen er-
wähnt, so können sie durch eine Versicherung an Eides statt ersetzt werden. In den 
Staaten, in denen es keine Versicherung an Eides statt gibt, darf die Versicherung an 
Eides statt durch eine förmliche Erklärung ersetzt werden, die ein Vertreter des betref-
fenden Unternehmens vor einer zuständigen Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, ei-
nem Notar oder einer dazu bevollmächtigten Berufs- oder Handelsorganisation des 
Herkunftslandes oder des Niederlassungsstaates des Bewerbers oder Bieters abgibt. 

(7) Der öffentliche Auftraggeber kann Bewerber oder Bieter auffordern, die erhaltenen 
Unterlagen zu erläutern. 

(8) Sofern der Bewerber oder Bieter in einem amtlichen Verzeichnis eingetragen ist 
oder über eine Zertifizierung verfügt, die jeweils den Anforderungen des Artikels 64 der 
Richtlinie 2014/24/EU entsprechen, werden die im amtlichen Verzeichnis oder dem 
Zertifizierungssystem niedergelegten Unterlagen und Angaben vom öffentlichen Auf-
traggeber nur in begründeten Fällen in Zweifel gezogen (Eignungsvermutung). Ein den 
Anforderungen des Artikels 64 der Richtlinie 2014/24/EU entsprechendes amtliches 
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Verzeichnis kann auch durch Industrie- und Handelskammern eingerichtet werden. Die 
Industrie- und Handelskammern bedienen sich bei der Führung des amtlichen Ver-
zeichnisses einer gemeinsamen verzeichnisführenden Stelle. Der öffentliche Auftrag-
geber kann mit Blick auf die Entrichtung von Steuern, Abgaben oder Sozialversiche-
rungsbeiträgen die gesonderte Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung verlan-
gen. 

§ 49 

Beleg der Einhaltung von Normen der Qualitätssicherung und des Umweltmana-
gements 

(1) Verlangt der öffentliche Auftraggeber als Beleg dafür, dass Bewerber oder Bieter 
bestimmte Normen der Qualitätssicherung erfüllen, die Vorlage von Bescheinigungen 
unabhängiger Stellen, so bezieht sich der öffentliche Auftraggeber auf Qualitätssiche-
rungssysteme, die  

1. den einschlägigen europäischen Normen genügen und 

2. von akkreditierten Stellen zertifiziert sind. 

Der öffentliche Auftraggeber erkennt auch gleichwertige Bescheinigungen von akkredi-
tierten Stellen aus anderen Staaten an. Konnte ein Bewerber oder Bieter aus Gründen, 
die er nicht zu vertreten hat, die betreffenden Bescheinigungen nicht innerhalb einer 
angemessenen Frist einholen, so muss der öffentliche Auftraggeber auch andere Un-
terlagen über gleichwertige Qualitätssicherungssysteme anerkennen, sofern der Be-
werber oder Bieter nachweist, dass die vorgeschlagenen Qualitätssicherungsmaß-
nahmen den geforderten Qualitätssicherungsnormen entsprechen. 

(2) Verlangt der öffentliche Auftraggeber als Beleg dafür, dass Bewerber oder Bieter 
bestimmte Systeme oder Normen des Umweltmanagements erfüllen, die Vorlage von 
Bescheinigungen unabhängiger Stellen, so bezieht sich der öffentliche Auftraggeber 

1. entweder auf das Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Um-
weltbetriebsprüfung EMAS der Europäischen Union oder 

2. auf andere nach Artikel 45 der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 über die freiwillige Teilnahme 
von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem für Umweltmanagement und 
Umweltbetriebsprüfung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 761/2001, 
sowie der Beschlüsse der Kommission 2001/681/EG und 2006/193/EG (ABl. L 342 
vom 22.12.2009, S. 1) anerkannte Umweltmanagementsysteme oder 

3. auf andere Normen für das Umweltmanagement, die auf den einschlägigen euro-
päischen oder internationalen Normen beruhen und von akkreditierten Stellen zer-
tifiziert sind. 

Der öffentliche Auftraggeber erkennt auch gleichwertige Bescheinigungen von Stellen 
in anderen Staaten an. Hatte ein Bewerber oder Bieter aus Gründen, die ihm nicht zu-
gerechnet werden können, nachweislich keinen Zugang zu den betreffenden Beschei-
nigungen oder aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, keine Möglichkeit, diese in-
nerhalb der einschlägigen Fristen zu erlangen, so muss der öffentliche Auftraggeber 
auch andere Unterlagen über gleichwertige Umweltmanagementmaßnahmen anerken-
nen, sofern der Bewerber oder Bieter nachweist, dass diese Maßnahmen mit denen, 
die nach dem geltenden System oder den geltenden Normen für das Umweltmanage-
ment erforderlich sind, gleichwertig sind. 
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§ 50 

Einheitliche Europäische Eigenerklärung 

(1) Die Einheitliche Europäische Eigenerklärung ist in der Form des Anhangs 2 der 
Durchführungsverordnung der Kommission (EU) Nr. 7/2016 vom 5. Januar 2016 zur 
Einführung des Standardformulars für die Einheitliche Europäische Eigenerklärung 
(ABl. L 3 vom 6.1.2016, S. 16) zu übermitteln. Bewerber oder Bieter können eine be-
reits bei einer früheren Auftragsvergabe verwendete Einheitliche Europäische Eigener-
klärung wiederverwenden, sofern sie bestätigen, dass die darin enthaltenen Informati-
onen weiterhin zutreffend sind. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann bei Übermittlung einer Einheitlichen Europäi-
schen Eigenerklärung Bewerber oder Bieter jederzeit während des Verfahrens auffor-
dern, sämtliche oder einen Teil der nach den §§ 44 bis 49 geforderten Unterlagen bei-
zubringen, wenn dies zur angemessenen Durchführung des Verfahrens erforderlich ist. 
Vor der Zuschlagserteilung fordert der öffentliche Auftraggeber den Bieter, an den er 
den Auftrag vergeben will, auf, die geforderten Unterlagen beizubringen. 

(3) Ungeachtet von Absatz 2 müssen Bewerber oder Bieter keine Unterlagen beibrin-
gen, sofern und soweit die zuschlagerteilende Stelle 

1. die Unterlagen über eine für den öffentlichen Auftraggeber kostenfreie Datenbank 
innerhalb der Europäischen Union, insbesondere im Rahmen eines Präqualifikati-
onssystems, erhalten kann oder 

2. bereits im Besitz der Unterlagen ist. 

§ 51 

Begrenzung der Anzahl der Bewerber 

(1) Bei allen Verfahrensarten mit Ausnahme des offenen Verfahrens kann der öffentli-
che Auftraggeber die Zahl der geeigneten Bewerber, die zur Abgabe eines Angebots 
aufgefordert oder zum Dialog eingeladen werden, begrenzen, sofern genügend geeig-
nete Bewerber zur Verfügung stehen. Dazu gibt der öffentliche Auftraggeber in der 
Auftragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur Interessensbestätigung die von 
ihm vorgesehenen objektiven und nichtdiskriminierenden Eignungskriterien für die Be-
grenzung der Zahl, die vorgesehene Mindestzahl und gegebenenfalls auch die Höchst-
zahl der einzuladenden Bewerber an.  

(2) Die vom öffentlichen Auftraggeber vorgesehene Mindestzahl der einzuladenden 
Bewerber darf nicht niedriger als drei sein, beim nicht offenen Verfahren nicht niedriger 
als fünf. In jedem Fall muss die vorgesehene Mindestzahl ausreichend hoch sein, so 
dass der Wettbewerb gewährleistet ist. 

(3) Sofern geeignete Bewerber in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen, lädt der 
öffentliche Auftraggeber eine Anzahl von geeigneten Bewerbern ein, die nicht niedriger 
als die festgelegte Mindestzahl an Bewerbern ist. Sofern die Zahl geeigneter Bewerber 
unter der Mindestzahl liegt, kann der öffentliche Auftraggeber das Vergabeverfahren 
fortführen, indem er den oder die Bewerber einlädt, die über die geforderte Eignung 
verfügen. Andere Unternehmen, die sich nicht um die Teilnahme beworben haben, 
oder Bewerber, die nicht über die geforderte Eignung verfügen, dürfen nicht zu dem-
selben Verfahren zugelassen werden. 
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Unterabschnitt 6 

Einreichung, Form und Umgang mit Interessensbekundungen, Interessensbestä-
tigungen,  

Teilnahmeanträgen und Angeboten 

§ 52 

Aufforderung zur Interessensbestätigung, zur Angebotsabgabe, zur Verhandlung 
oder zur Teilnahme am Dialog 

(1) Ist ein Teilnahmewettbewerb durchgeführt worden, wählt der öffentliche Auftragge-
ber gemäß § 51 Bewerber aus, die er auffordert, in einem nicht offenen Verfahren oder 
einem Verhandlungsverfahren ein Angebot einzureichen, am wettbewerblichen Dialog 
teilzunehmen oder an Verhandlungen im Rahmen einer Innovationspartnerschaft teil-
zunehmen. 

(2) Die Aufforderung nach Absatz 1 enthält mindestens:  

1. einen Hinweis auf die veröffentlichte Auftragsbekanntmachung, 

2. den Tag, bis zu dem ein Angebot eingehen muss, die Anschrift der Stelle, bei der 
es einzureichen ist, die Art der Einreichung sowie die Sprache, in der es abzufas-
sen ist, 

3. beim wettbewerblichen Dialog den Termin und den Ort des Beginns der Dia-
logphase sowie die verwendete Sprache, 

4. die Bezeichnung der gegebenenfalls beizufügenden Unterlagen, sofern nicht be-
reits in der Auftragsbekanntmachung enthalten, 

5. die Zuschlagskriterien sowie deren Gewichtung oder gegebenenfalls die Kriterien 
in der Rangfolge ihrer Bedeutung, wenn diese Angaben nicht bereits in der Auf-
tragsbekanntmachung oder in der Aufforderung zur Interessensbestätigung enthal-
ten sind. 

Bei öffentlichen Aufträgen, die in einem wettbewerblichen Dialog oder im Rahmen ei-
ner Innovationspartnerschaft vergeben werden, sind die in Satz 1 Nummer 2 genann-
ten Angaben nicht in der Aufforderung zur Teilnahme am Dialog oder an den Verhand-
lungen aufzuführen, sondern in der Aufforderung zur Angebotsabgabe. 

(3) Im Falle einer Vorinformation nach § 38 Absatz 4 fordert der öffentliche Auftragge-
ber gleichzeitig alle Unternehmen, die eine Interessensbekundung übermittelt haben, 
nach § 38 Absatz 5 auf, ihr Interesse zu bestätigen. Diese Aufforderung umfasst zu-
mindest folgende Angaben:  

1. Umfang des Auftrags, einschließlich aller Optionen auf zusätzliche Aufträge, und, 
sofern möglich, eine Einschätzung der Frist für die Ausübung dieser Optionen; bei 
wiederkehrenden Aufträgen Art und Umfang und, sofern möglich, das voraussicht-
liche Datum der Veröffentlichung zukünftiger Auftragsbekanntmachungen für die 
Liefer- oder Dienstleistungen, die Gegenstand des Auftrags sein sollen, 

2. Art des Verfahrens, 

3. gegebenenfalls Zeitpunkt, an dem die Lieferleistung erbracht oder die Dienstleis-
tung beginnen oder abgeschlossen sein soll, 
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4. Internetadresse, über die die Vergabeunterlagen unentgeltlich, uneingeschränkt 

und vollständig direkt verfügbar sind,  

5. falls kein elektronischer Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitgestellt werden 
kann, Anschrift und Schlusstermin für die Anforderung der Vergabeunterlagen so-
wie die Sprache, in der die Interessensbekundung abzufassen ist, 

6. Anschrift des öffentlichen Auftraggebers, der den Zuschlag erteilt, 

7. alle wirtschaftlichen und technischen Anforderungen, finanziellen Sicherheiten und 
Angaben, die von den Unternehmen verlangt werden, 

8. Art des Auftrags, der Gegenstand des Vergabeverfahrens ist, und 

9. die Zuschlagskriterien sowie deren Gewichtung oder gegebenenfalls die Kriterien 
in der Rangfolge ihrer Bedeutung, wenn diese Angaben nicht bereits in der Vorin-
formation oder den Vergabeunterlagen enthalten sind. 

§ 53 

Form und Übermittlung der Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen,  
Teilnahmeanträge und Angebote 

(1) Die Unternehmen übermitteln ihre Interessensbekundungen, Interessensbestäti-
gungen, Teilnahmeanträge und Angebote in Textform nach § 126b des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs mithilfe elektronischer Mittel gemäß § 10. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber ist nicht verpflichtet, die Einreichung von Angeboten 
mithilfe elektronischer Mittel zu verlangen, wenn auf die zur Einreichung erforderlichen 
elektronischen Mittel einer der in § 41 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 genannten Gründe 
zutrifft oder wenn zugleich physische oder maßstabsgetreue Modelle einzureichen 
sind, die nicht elektronisch übermittelt werden können. In diesen Fällen erfolgt die 
Kommunikation auf dem Postweg oder auf einem anderen geeigneten Weg oder in 
Kombination von postalischem oder einem anderen geeigneten Weg und Verwendung 
elektronischer Mittel. Der öffentliche Auftraggeber gibt im Vergabevermerk die Gründe 
an, warum die Angebote mithilfe anderer als elektronischer Mittel eingereicht werden 
können. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber prüft, ob zu übermittelnde Daten erhöhte Anforderun-
gen an die Sicherheit stellen. Soweit es erforderlich ist, kann der öffentliche Auftragge-
ber verlangen, dass Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen, Teilnahme-
anträge und Angebote mit einer fortgeschrittenen elektronischen Signatur gemäß § 2 
Nummer 2 des Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876), das zuletzt durch 
Artikel 4 Absatz 111 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geändert 
worden ist, oder mit einer qualifizierten elektronischen Signatur gemäß § 2 Nummer 3 
des Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876), das zuletzt durch Artikel 4 
Absatz 111 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geändert worden ist, 
zu versehen sind.  

(4) Der öffentliche Auftraggeber kann festlegen, dass Angebote mithilfe anderer als 
elektronischer Mittel einzureichen sind, wenn sie besonders schutzwürdige Daten ent-
halten, die bei Verwendung allgemein verfügbarer oder alternativer elektronischer Mit-
tel nicht angemessen geschützt werden können, oder wenn die Sicherheit der elektro-
nischen Mittel nicht gewährleistet werden kann. Der öffentliche Auftraggeber gibt im 
Vergabevermerk die Gründe an, warum er die Einreichung der Angebote mithilfe ande-
rer als elektronischer Mittel für erforderlich hält. 
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(5) Auf dem Postweg oder direkt übermittelte Interessensbekundungen, Interessens-
bestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote sind in einem verschlossenen Um-
schlag einzureichen und als solche zu kennzeichnen. 

(6) Auf dem Postweg oder direkt übermittelte Interessensbekundungen, Interessens-
bestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote müssen unterschrieben sein. Bei Ab-
gabe mittels Telefax genügt die Unterschrift auf der Telefaxvorlage. 

(7) Änderungen an den Vergabeunterlagen sind unzulässig. Die Interessensbestäti-
gungen, Teilnahmeanträge und Angebote müssen vollständig sein und alle geforderten 
Angaben, Erklärungen und Preise enthalten. Nebenangebote müssen als solche ge-
kennzeichnet sein. 

(8) Die Unternehmen haben anzugeben, ob für den Auftragsgegenstand gewerbliche 
Schutzrechte bestehen, beantragt sind oder erwogen werden. 

(9) Bewerber- oder Bietergemeinschaften haben in der Interessensbestätigung, im 
Teilnahmeantrag oder im Angebot jeweils die Mitglieder sowie eines ihrer Mitglieder als 
bevollmächtigen Vertreter für den Abschluss und die Durchführung des Vertrags zu 
benennen. Fehlt eine dieser Angaben, so ist sie vor der Zuschlagserteilung beizubrin-
gen. 

§ 54 

Aufbewahrung ungeöffneter Interessensbekundungen, Interessensbestätigun-
gen, Teilnahmeanträge und Angebote 

Elektronisch übermittelte Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen, Teil-
nahmeanträge und Angebote sind auf geeignete Weise zu kennzeichnen und ver-
schlüsselt zu speichern. Auf dem Postweg und direkt übermittelte Interessensbestäti-
gungen, Teilnahmeanträge und Angebote sind ungeöffnet zu lassen, mit Eingangsver-
merk zu versehen und bis zum Zeitpunkt der Öffnung unter Verschluss zu halten. Mit-
tels Telefax übermittelte Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote 
sind ebenfalls entsprechend zu kennzeichnen und auf geeignete Weise unter Ver-
schluss zu halten. 

§ 55 

Öffnung der Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote 

(1) Der öffentliche Auftraggeber darf vom Inhalt der Interessensbestätigungen, Teil-
nahmeanträge und Angebote erst nach Ablauf der entsprechenden Fristen Kenntnis 
nehmen. 

(2) Die Öffnung der Angebote wird von mindestens zwei Vertretern des öffentlichen 
Auftraggebers gemeinsam an einem Termin unverzüglich nach Ablauf der Angebots-
frist durchgeführt. Bieter sind nicht zugelassen. 
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Unterabschnitt 7 

Prüfung und Wertung der Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge und An-
gebote; Zuschlag 

§ 56 

Prüfung der Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote; Nach-
forderung von Unterlagen 

(1) Die Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote sind auf Vollstän-
digkeit und fachliche Richtigkeit, Angebote zudem auf rechnerische Richtigkeit zu prü-
fen. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann den Bewerber oder Bieter unter Einhaltung der 
Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung auffordern, fehlende, unvoll-
ständige oder fehlerhafte unternehmensbezogene Unterlagen, insbesondere Eigener-
klärungen, Angaben, Bescheinigungen oder sonstige Nachweise, nachzureichen, zu 
vervollständigen oder zu korrigieren, oder fehlende oder unvollständige leistungsbezo-
gene Unterlagen nachzureichen oder zu vervollständigen. Der öffentliche Aufraggeber 
ist berechtigt, in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen festzule-
gen, dass er keine Unterlagen nachfordern wird.  

(3) Die Nachforderung von leistungsbezogenen Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeits-
bewertung der Angebote anhand der Zuschlagskriterien betreffen, ist ausgeschlossen. 
Dies gilt nicht für Preisangaben, wenn es sich um unwesentliche Einzelpositionen han-
delt, deren Einzelpreise den Gesamtpreis nicht verändern oder die Wertungsreihenfol-
ge und den Wettbewerb nicht beeinträchtigen. 

(4) Die Unterlagen sind vom Bewerber oder Bieter nach Aufforderung durch den öffent-
lichen Auftraggeber innerhalb einer von diesem festzulegenden angemessenen, nach 
dem Kalender bestimmten Frist vorzulegen. 

(5) Die Entscheidung zur und das Ergebnis der Nachforderung sind zu dokumentieren. 

§ 57 

Ausschluss von Interessensbekundungen, Interessensbestätigungen, Teilnah-
meanträgen und Angeboten 

(1) Von der Wertung ausgeschlossen werden Angebote von Unternehmen, die die Eig-
nungskriterien nicht erfüllen, und Angebote, die nicht den Erfordernissen des § 53 ge-
nügen, insbesondere: 

1. Angebote, die nicht form- oder fristgerecht eingegangen sind, es sei denn, der 
Bieter hat dies nicht zu vertreten, 

2. Angebote, die nicht die geforderten oder nachgeforderten Unterlagen enthalten, 

3. Angebote, in denen Änderungen des Bieters an seinen Eintragungen nicht zwei-
felsfrei sind, 

4. Angebote, bei denen Änderungen oder Ergänzungen an den Vergabeunterlagen 
vorgenommen worden sind, 
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5. Angebote, die nicht die erforderlichen Preisangaben enthalten, es sei denn, es 

handelt sich um unwesentliche Einzelpositionen, deren Einzelpreise den Gesamt-
preis nicht verändern oder die Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb nicht be-
einträchtigen, oder 

6. nicht zugelassene Nebenangebote. 

(2) Hat der öffentliche Auftraggeber Nebenangebote zugelassen, so berücksichtigt er 
nur die Nebenangebote, die die von ihm verlangten Mindestanforderungen erfüllen. 

(3) Absatz 1 findet auf die Prüfung von Interessensbekundungen, Interessensbestäti-
gungen und Teilnahmeanträgen entsprechende Anwendung. 

§ 58 

Zuschlag und Zuschlagskriterien 

(1) Der Zuschlag wird nach Maßgabe des § 127 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. 

(2) Die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots erfolgt auf der Grundlage des besten 
Preis-Leistungs-Verhältnisses. Neben dem Preis oder den Kosten können auch quali-
tative, umweltbezogene oder soziale Zuschlagskriterien berücksichtigt werden, insbe-
sondere: 

1. die Qualität, einschließlich des technischen Werts, Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Zu-
gänglichkeit der Leistung insbesondere für Menschen mit Behinderungen, ihrer 
Übereinstimmung mit Anforderungen des „Designs für Alle“, soziale, umweltbezo-
gene und innovative Eigenschaften sowie Vertriebs- und Handelsbedingungen, 

2. die Organisation, Qualifikation und Erfahrung des mit der Ausführung des Auftrags 
betrauten Personals, wenn die Qualität des eingesetzten Personals erheblichen 
Einfluss auf das Niveau der Auftragsausführung haben kann, oder 

3. die Verfügbarkeit von Kundendienst und technischer Hilfe sowie Lieferbedingun-
gen wie Liefertermin, Lieferverfahren sowie Liefer- oder Ausführungsfristen. 

Der öffentliche Auftraggeber kann auch Festpreise oder Festkosten vorgeben, sodass 
das wirtschaftlichste Angebot ausschließlich nach qualitativen, umweltbezogenen oder 
sozialen Zuschlagskriterien nach Satz 1 bestimmt wird. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der Auftragsbekanntmachung oder den Verga-
beunterlagen an, wie er die einzelnen Zuschlagskriterien gewichtet, um das wirtschaft-
lichste Angebot zu ermitteln. Diese Gewichtung kann auch mittels einer Spanne ange-
geben werden, deren Bandbreite angemessen sein muss. Ist die Gewichtung aus ob-
jektiven Gründen nicht möglich, so gibt der öffentliche Auftraggeber die Zuschlagskrite-
rien in absteigender Rangfolge an. 

(4) Für den Beleg, ob und inwieweit die angebotene Leistung den geforderten Zu-
schlagskriterien entspricht, gelten die §§ 33 und 34 entsprechend. 

(5) An der Entscheidung über den Zuschlag sollen in der Regel mindestens zwei Ver-
treter des öffentlichen Auftraggebers mitwirken. 
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§ 59 

Berechnung von Lebenszykluskosten 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann vorgeben, dass das Zuschlagskriterium "Kosten" 
auf der Grundlage der Lebenszykluskosten der Leistung berechnet wird.  

(2) Der öffentliche Auftraggeber gibt die Methode zur Berechnung der Lebenszyklus-
kosten und die zur Berechnung vom Unternehmen zu übermittelnden Informationen in 
der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen an. Die Berechnungsme-
thode kann umfassen 

1. die Anschaffungskosten, 

2. die Nutzungskosten, insbesondere den Verbrauch von Energie und anderen Res-
sourcen, 

3. die Wartungskosten, 

4. Kosten am Ende der Nutzungsdauer, insbesondere die Abholungs-, Entsorgungs- 
oder Recyclingkosten, oder 

5. Kosten, die durch die externen Effekte der Umweltbelastung entstehen, die mit der 
Leistung während ihres Lebenszyklus in Verbindung stehen, sofern ihr Geldwert 
nach Absatz 3 bestimmt und geprüft werden kann; solche Kosten können Kosten 
der Emission von Treibhausgasen und anderen Schadstoffen sowie sonstige Kos-
ten für die Eindämmung des Klimawandels umfassen. 

(3) Die Methode zur Berechnung der Kosten, die durch die externen Effekte der Um-
weltbelastung entstehen, muss folgende Bedingungen erfüllen: 

1. Sie beruht auf objektiv nachprüfbaren und nichtdiskriminierenden Kriterien; ist die 
Methode nicht für die wiederholte oder dauerhafte Anwendung entwickelt worden, 
darf sie bestimmte Unternehmen weder bevorzugen noch benachteiligen, 

2. sie ist für alle interessierten Beteiligten zugänglich und 

3. die zur Berechnung erforderlichen Informationen lassen sich von Unternehmen, 
die ihrer Sorgfaltspflicht im üblichen Maße nachkommen, einschließlich Unterneh-
men aus Drittstaaten, die dem Übereinkommen über das öffentliche Beschaf-
fungswesen von 1994 (ABl. C 256 vom 3.9.1996, S. 1), geändert durch das Proto-
koll zur Änderung des Übereinkommens über das öffentliche Beschaffungswesen 
(ABl. L 68 vom 7.3.2014, S. 2) oder anderen, für die Europäische Union bindenden 
internationalen Übereinkommen beigetreten sind, mit angemessenem Aufwand 
bereitstellen. 

(4) Sofern eine Methode zur Berechnung der Lebenszykluskosten durch einen Rechts-
akt der Europäischen Union verbindlich vorgeschrieben worden ist, hat der öffentliche 
Auftraggeber diese Methode vorzugeben. 

 
Stand: 04/17  Anhang –VgV– Seite 50 



HVA L – StB Anhang VgV 
 

§ 60 

Ungewöhnlich niedrige Angebote 

(1) Erscheinen der Preis oder die Kosten eines Angebots im Verhältnis zu der zu er-
bringenden Leistung ungewöhnlich niedrig, verlangt der öffentliche Auftraggeber vom 
Bieter Aufklärung. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber prüft die Zusammensetzung des Angebots und be-
rücksichtigt die übermittelten Unterlagen. Die Prüfung kann insbesondere betreffen:  

1. die Wirtschaftlichkeit des Fertigungsverfahrens einer Lieferleistung oder der Er-
bringung der Dienstleistung, 

2. die gewählten technischen Lösungen oder die außergewöhnlich günstigen Bedin-
gungen, über die das Unternehmen bei der Lieferung der Waren oder bei der Er-
bringung der Dienstleistung verfügt, 

3. die Besonderheiten der angebotenen Liefer- oder Dienstleistung, 

4. die Einhaltung der Verpflichtungen nach § 128 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, insbesondere der für das Unternehmen geltenden 
umwelt-, sozial- und arbeitsrechtlichen Vorschriften, oder 

5. die etwaige Gewährung einer staatlichen Beihilfe an das Unternehmen. 

(3) Kann der öffentliche Auftraggeber nach der Prüfung gemäß den Absätzen 1 und 2 
die geringe Höhe des angebotenen Preises oder der angebotenen Kosten nicht zufrie-
denstellend aufklären, darf er den Zuschlag auf dieses Angebot ablehnen. Der öffentli-
che Auftraggeber lehnt das Angebot ab, wenn er festgestellt hat, dass der Preis oder 
die Kosten des Angebots ungewöhnlich niedrig sind, weil Verpflichtungen nach Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 4 nicht eingehalten werden. 

(4) Stellt der öffentliche Auftraggeber fest, dass ein Angebot ungewöhnlich niedrig ist, 
weil der Bieter eine staatliche Beihilfe erhalten hat, so lehnt der öffentliche Auftragge-
ber das Angebot ab, wenn der Bieter nicht fristgemäß nachweisen kann, dass die 
staatliche Beihilfe rechtmäßig gewährt wurde. Der öffentliche Auftraggeber teilt die Ab-
lehnung der Europäischen Kommission mit. 

§ 61 

Ausführungsbedingungen 

Für den Beleg, dass die angebotene Leistung den geforderten Ausführungsbedingun-
gen gemäß § 128 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ent-
spricht, gelten die §§ 33 und 34 entsprechend. 

§ 62 

Unterrichtung der Bewerber und Bieter 

(1) Unbeschadet des § 134 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen teilt der 
öffentliche Auftraggeber jedem Bewerber und jedem Bieter unverzüglich seine Ent-
scheidungen über den Abschluss einer Rahmenvereinbarung, die Zuschlagserteilung 
oder die Zulassung zur Teilnahme an einem dynamischen Beschaffungssystem mit. 
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Gleiches gilt für die Entscheidung, ein Vergabeverfahren aufzuheben oder erneut ein-
zuleiten einschließlich der Gründe dafür, sofern eine Auftragsbekanntmachung oder 
Vorinformation veröffentlicht wurde. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber unterrichtet auf Verlangen des Bewerbers oder Bieters 
unverzüglich, spätestens innerhalb von 15 Tagen nach Eingang des Antrags in Text-
form nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs,  

1. jeden nicht erfolgreichen Bewerber über die Gründe für die Ablehnung seines Teil-
nahmeantrags, 

2. jeden nicht erfolgreichen Bieter über die Gründe für die Ablehnung seines Ange-
bots, 

3. jeden Bieter über die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebots sowie 
den Namen des erfolgreichen Bieters und 

4. jeden Bieter über den Verlauf und die Fortschritte der Verhandlungen und des 
wettbewerblichen Dialogs mit den Bietern. 

(3) § 39 Absatz 6 ist auf die in den Absätzen 1 und 2 genannten Angaben über die Zu-
schlagserteilung, den Abschluss von Rahmenvereinbarungen oder die Zulassung zu 
einem dynamischen Beschaffungssystem entsprechend anzuwenden.  

§ 63 

Aufhebung von Vergabeverfahren 

(1) Der öffentliche Auftraggeber ist berechtigt, ein Vergabeverfahren ganz oder teilwei-
se aufzuheben, wenn 

1. kein Angebot eingegangen ist, das den Bedingungen entspricht, 

2. sich die Grundlage des Vergabeverfahrens wesentlich geändert hat, 

3. kein wirtschaftliches Ergebnis erzielt wurde oder 

4. andere schwerwiegende Gründe bestehen. 

Im Übrigen ist der öffentliche Auftraggeber grundsätzlich nicht verpflichtet, den Zu-
schlag zu erteilen. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber teilt den Bewerbern oder Bietern nach Aufhebung des 
Vergabeverfahrens unverzüglich die Gründe für seine Entscheidung mit, auf die 
Vergabe eines Auftrages zu verzichten oder das Verfahren erneut einzuleiten. Auf An-
trag teilt er ihnen dies in Textform nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs mit. 
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A b s c h n i t t  3  

B e s o n d e r e  V o r s c h r i f t e n  f ü r  d i e  V e r g a b e  v o n  s o z i a -
l e n  u n d  a n d e r e n  b e s o n d e r e n  D i e n s t l e i s t u n g e n  

§ 64 

Vergabe von Aufträgen für soziale und andere besondere Dienstleistungen 

Öffentliche Aufträge über soziale und andere besondere Dienstleistungen im Sinne von 
§ 130 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen werden nach den 
Bestimmungen dieser Verordnung und unter Berücksichtigung der Besonderheiten der 
jeweiligen Dienstleistung nach Maßgabe dieses Abschnitts vergeben. 

§ 65 

Ergänzende Verfahrensregeln 

(1) Neben dem offenen und dem nicht offenen Verfahren stehen dem öffentlichen Auf-
traggeber abweichend von § 14 Absatz 3 auch das Verhandlungsverfahren mit Teil-
nahmewettbewerb, der wettbewerbliche Dialog und die Innovationspartnerschaft nach 
seiner Wahl zur Verfügung. Ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb 
steht nur zur Verfügung, soweit dies nach § 14 Absatz 4 gestattet ist. 

(2) Die Laufzeit einer Rahmenvereinbarung darf abweichend von § 21 Absatz 6 höchs-
tens sechs Jahre betragen, es sei denn, es liegt ein im Gegenstand der Rahmenver-
einbarung begründeter Sonderfall vor. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann für den Eingang der Angebote und der Teilnah-
meanträge unter Berücksichtigung der Besonderheiten der jeweiligen Dienstleistung 
von den §§ 15 bis 19 abweichende Fristen bestimmen. § 20 bleibt unberührt. 

(4) § 48 Absatz 3 ist nicht anzuwenden. 

(5) Bei der Bewertung der in § 58 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 genannten Kriterien kön-
nen insbesondere der Erfolg und die Qualität bereits erbrachter Leistungen des Bieters 
oder des vom Bieter eingesetzten Personals berücksichtigt werden. Bei Dienstleistun-
gen nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozialgesetzbuch können für die Bewertung 
des Erfolgs und der Qualität bereits erbrachter Leistungen des Bieters insbesondere 
berücksichtigt werden: 

1. Eingliederungsquoten, 

2. Abbruchquoten, 

3. erreichte Bildungsabschlüsse und 

4. Beurteilungen der Vertragsausführung durch den öffentlichen Auftraggeber an-
hand transparenter und nichtdiskriminierender Methoden. 
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§ 66 

Veröffentlichungen, Transparenz 

(1) Der öffentliche Auftraggeber teilt seine Absicht, einen öffentlichen Auftrag zur Er-
bringung sozialer oder anderer besonderer Dienstleistungen zu vergeben, in einer Auf-
tragsbekanntmachung mit. § 17 Absatz 5 bleibt unberührt. 

(2) Eine Auftragsbekanntmachung ist nicht erforderlich, wenn der öffentliche Auftrag-
geber auf kontinuierlicher Basis eine Vorinformation veröffentlicht, sofern die Vorinfor-
mation 

1. sich speziell auf die Arten von Dienstleistungen bezieht, die Gegenstand der zu 
vergebenen Aufträge sind, 

2. den Hinweis enthält, dass dieser Auftrag ohne gesonderte Auftragsbekanntma-
chung vergeben wird, 

3. die interessierten Unternehmen auffordert, ihr Interesse mitzuteilen (Interessens-
bekundung). 

(3) Der öffentliche Auftraggeber, der einen Auftrag zur Erbringung von sozialen und 
anderen besonderen Dienstleistungen vergeben hat, teilt die Ergebnisse des Vergabe-
verfahrens mit. Er kann die Vergabebekanntmachungen quartalsweise bündeln. In die-
sem Fall versendet er die Zusammenstellung spätestens 30 Tage nach Quartalsende. 

(4) Für die Bekanntmachungen nach den Absätzen 1 bis 3 ist das Muster gemäß An-
hang XVIII der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1986 zu verwenden. Die Veröf-
fentlichung der Bekanntmachungen erfolgt gemäß § 40. 

A b s c h n i t t  4  

B e s o n d e r e  V o r s c h r i f t e n  f ü r  d i e  B e s c h a f f u n g  e n e r -
g i e v e r b r a u c h s r e l e v a n t e r  L e i s t u n g e n  u n d  v o n  S t r a -

ß e n f a h r z e u g e n  

§ 67 

Beschaffung energieverbrauchsrelevanter Liefer- oder Dienstleistungen 

(1) Wenn energieverbrauchsrelevante Waren, technische Geräte oder Ausrüstungen 
Gegenstand einer Lieferleistung oder wesentliche Voraussetzung zur Ausführung einer 
Dienstleistung sind (energieverbrauchsrelevante Liefer- oder Dienstleistungen), sind 
die Anforderungen der Absätze 2 bis 5 zu beachten.2 

(2) In der Leistungsbeschreibung sollen im Hinblick auf die Energieeffizienz insbeson-
dere folgende Anforderungen gestellt werden:  

2 § 67 der Vergabeverordnung dient der Umsetzung folgender Richtlinien: 
– Richtlinie 2010/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 über die Angabe 

des Verbrauchs an Energie und anderen Ressourcen durch energieverbrauchsrelevante Produkte mittels 
einheitlicher Etiketten und Produktinformationen (ABl. L 153 vom 18.6.2010, S. 1), 

– Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur Energieef-
fizienz, zur Änderung der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 
2004/8/EG und 2006/32/EG (ABl. L 315 vom 14.11.2012, S. 1). 
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1. das höchste Leistungsniveau an Energieeffizienz und, 

2. soweit vorhanden, die höchste Energieeffizienzklasse im Sinne der Energiever-
brauchskennzeichnungsverordnung. 

(3) In der Leistungsbeschreibung oder an anderer geeigneter Stelle in den Vergabeun-
terlagen sind von den Bietern folgende Informationen zu fordern:  

1. konkrete Angaben zum Energieverbrauch, es sei denn, die auf dem Markt angebo-
tenen Waren, technischen Geräte oder Ausrüstungen unterscheiden sich im zu-
lässigen Energieverbrauch nur geringfügig, und 

2. in geeigneten Fällen 

a) eine Analyse minimierter Lebenszykluskosten oder 

b) die Ergebnisse einer Buchstabe a vergleichbaren Methode zur Überprüfung 
der Wirtschaftlichkeit. 

(4) Der öffentliche Auftraggeber darf nach Absatz 3 übermittelte Informationen überprü-
fen und hierzu ergänzende Erläuterungen von den Bietern fordern. 

(5) Im Rahmen der Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebotes ist die anhand der In-
formationen nach Absatz 3 oder der Ergebnisse einer Überprüfung nach Absatz 4 zu 
ermittelnde Energieeffizienz als Zuschlagskriterium angemessen zu berücksichtigen. 

§ 68 

Beschaffung von Straßenfahrzeugen 

(1) Der öffentliche Auftraggeber muss bei der Beschaffung von Straßenfahrzeugen 
Energieverbrauch und Umweltauswirkungen berücksichtigen. Zumindest müssen hier-
bei folgende Faktoren, jeweils bezogen auf die Gesamtkilometerleistung des Straßen-
fahrzeugs im Sinne der Tabelle 3 der Anlage 2, berücksichtigt werden:3  

1. Energieverbrauch, 

2. Kohlendioxid-Emissionen, 

3. Emissionen von Stickoxiden, 

4. Emissionen von Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen und 

5. partikelförmige Abgasbestandteile. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber erfüllt die Verpflichtung nach Absatz 1 zur Berücksich-
tigung des Energieverbrauchs und der Umweltauswirkungen, indem er  

1. Vorgaben zu Energieverbrauch und Umweltauswirkungen in der Leistungsbe-
schreibung macht oder 

2. den Energieverbrauch und die Umweltauswirkungen von Straßenfahrzeugen als 
Zuschlagskriterien berücksichtigt. 

3 § 68 der Vergabeverordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2009/33/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. April 2009 über die Förderung sauberer und energieeffizienter Straßenfahrzeuge 
(ABl. L 120 vom 15.5.2009, S. 5). 
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(3) Sollen der Energieverbrauch und die Umweltauswirkungen von Straßenfahrzeugen 
finanziell bewertet werden, ist die in Anlage 3 definierte Methode anzuwenden. Soweit 
die Angaben in Anlage 2 dem öffentlichen Auftraggeber einen Spielraum bei der Beur-
teilung des Energiegehaltes oder der Emissionskosten einräumen, nutzt der öffentliche 
Auftraggeber diesen Spielraum entsprechend den lokalen Bedingungen am Einsatzort 
des Fahrzeugs. 

(4) Von der Anwendung der Absätze 1 bis 3 sind Straßenfahrzeuge ausgenommen, die 
für den Einsatz im Rahmen des hoheitlichen Auftrags der Streitkräfte, des Katastro-
phenschutzes, der Feuerwehren und der Polizeien des Bundes und der Länder kon-
struiert und gebaut sind (Einsatzfahrzeuge). Bei der Beschaffung von Einsatzfahrzeu-
gen werden die Anforderungen nach den Absätzen 1 bis 3 berücksichtigt, soweit es der 
Stand der Technik zulässt und hierdurch die Einsatzfähigkeit der Einsatzfahrzeuge zur 
Erfüllung des in Satz 1 genannten hoheitlichen Auftrags nicht beeinträchtigt wird. 

A b s c h n i t t  5  

P l a n u n g s w e t t b e w e r b e  

§ 69 

Anwendungsbereich 

(1) Wettbewerbe nach § 103 Absatz 6 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen werden insbesondere auf den Gebieten der Raumplanung, des Städtebaus und 
des Bauwesens oder der Datenverarbeitung durchgeführt (Planungswettbewerbe). 

(2) Bei der Durchführung eines Planungswettbewerbs wendet der öffentliche Auftrag-
geber die §§ 5, 6 und 43 und die Vorschriften dieses Abschnitts an. 

§ 70 

Veröffentlichung, Transparenz 

(1) Der öffentliche Auftraggeber teilt seine Absicht, einen Planungswettbewerb auszu-
richten, in einer Wettbewerbsbekanntmachung mit. Die Wettbewerbsbekanntmachung 
wird nach dem Muster gemäß Anhang IX der Durchführungsverordnung (EU) 
2015/1986 erstellt. § 40 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Beabsichtigt der öffentliche Auftraggeber im Anschluss an einen Planungswettbe-
werb einen Dienstleistungsauftrag im Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbe-
werb zu vergeben, hat der öffentliche Auftraggeber die Eignungskriterien und die zum 
Nachweis der Eignung erforderlichen Unterlagen hierfür bereits in der Wettbewerbsbe-
kanntmachung anzugeben. 

(3) Die Ergebnisse des Planungswettbewerbs sind bekanntzumachen und innerhalb 
von 30 Tagen an das Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union zu übermit-
teln. Die Bekanntmachung wird nach dem Muster gemäß Anhang X der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2015/1986 erstellt. 

(4) § 39 Absatz 6 gilt entsprechend. 
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§ 71 

Ausrichtung 

(1) Die an einem Planungswettbewerb Interessierten sind vor Wettbewerbsbeginn über 
die geltenden Durchführungsregeln zu informieren. 

(2) Die Zulassung von Teilnehmern an einem Planungswettbewerb darf nicht be-
schränkt werden  

1. unter Bezugnahme auf das Gebiet eines Mitgliedstaats der Europäischen Union 
oder einen Teil davon oder 

2. auf nur natürliche oder nur juristische Personen.  

(3) Bei einem Planungswettbewerb mit beschränkter Teilnehmerzahl hat der öffentliche 
Auftraggeber eindeutige und nichtdiskriminierende Auswahlkriterien festzulegen. Die 
Zahl der Bewerber, die zur Teilnahme aufgefordert werden, muss ausreichen, um den 
Wettbewerb zu gewährleisten. 

§ 72 

Preisgericht 

(1) Das Preisgericht darf nur aus Preisrichtern bestehen, die von den Teilnehmern des 
Planungswettbewerbs unabhängig sind. Wird von den Wettbewerbsteilnehmern eine 
bestimmte berufliche Qualifikation verlangt, muss mindestens ein Drittel der Preisrich-
ter über dieselbe oder eine gleichwertige Qualifikation verfügen. 

(2) Das Preisgericht ist in seinen Entscheidungen und Stellungnahmen unabhängig. Es 
trifft seine Entscheidungen nur aufgrund von Kriterien, die in der Wettbewerbsbe-
kanntmachung genannt sind. Die Wettbewerbsarbeiten sind ihm anonym vorzulegen. 
Die Anonymität ist bis zu den Stellungnahmen oder Entscheidungen des Preisgerichts 
zu wahren. 

(3) Das Preisgericht erstellt einen Bericht über die Rangfolge der von ihm ausgewähl-
ten Wettbewerbsarbeiten, indem es auf die einzelnen Projekte eingeht und seine Be-
merkungen sowie noch zu klärende Fragen aufführt. Dieser Bericht ist von den Preis-
richtern zu unterzeichnen. 

(4) Die Teilnehmer können zur Klärung bestimmter Aspekte der Wettbewerbsarbeiten 
aufgefordert werden, Fragen zu beantworten, die das Preisgericht in seinem Protokoll 
festzuhalten hat. Der Dialog zwischen Preisrichtern und Teilnehmern ist zu dokumen-
tieren. 
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A b s c h n i t t  6  

B e s o n d e r e  V o r s c h r i f t e n  f ü r  d i e  V e r g a b e  v o n  A r c h i -
t e k t e n -  u n d  I n g e n i e u r l e i s t u n g e n  

Unterabschnitt 1 

Allgemeines 

§ 73 

Anwendungsbereich und Grundsätze 

(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten zusätzlich für die Vergabe von Archi-
tekten- und Ingenieurleistungen, deren Gegenstand eine Aufgabe ist, deren Lösung 
vorab nicht eindeutig und erschöpfend beschrieben werden kann. 

(2) Architekten- und Ingenieurleistungen sind 

1. Leistungen, die von der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure vom 10. 
Juli 2013 (BGBl. I S. 2276) erfasst werden, und 

2. sonstige Leistungen, für die die berufliche Qualifikation des Architekten oder Inge-
nieurs erforderlich ist oder vom öffentlichen Auftraggeber gefordert wird. 

(3) Aufträge über Leistungen nach Absatz 1 sollen unabhängig von Ausführungs- und 
Lieferinteressen vergeben werden. 

§ 74 

Verfahrensart 

Architekten- und Ingenieurleistungen werden in der Regel im Verhandlungsverfahren 
mit Teilnahmewettbewerb nach § 17 oder im wettbewerblichen Dialog nach § 18 ver-
geben. 

§ 75 

Eignung 

(1) Wird als Berufsqualifikation der Beruf des Architekten, Innenarchitekten, Land-
schaftsarchitekten oder Stadtplaners gefordert, so ist zuzulassen, wer nach dem für die 
öffentliche Auftragsvergabe geltenden Landesrecht berechtigt ist, die entsprechende 
Berufsbezeichnung zu tragen oder in der Bundesrepublik Deutschland entsprechend 
tätig zu werden. 

(2) Wird als Berufsqualifikation der Beruf des „Beratenden Ingenieurs“ oder „Ingeni-
eurs“ gefordert, so ist zuzulassen, wer nach dem für die öffentliche Auftragsvergabe 
geltenden Landesrecht berechtigt ist, die entsprechende Berufsbezeichnung zu tragen 
oder in der Bundesrepublik Deutschland entsprechend tätig zu werden. 
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(3) Juristische Personen sind als Auftragnehmer zuzulassen, wenn sie für die Durch-
führung der Aufgabe einen verantwortlichen Berufsangehörigen gemäß Absatz 1 oder 
2 benennen. 

(4) Eignungskriterien müssen gemäß § 122 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung und zu diesem in 
einem angemessenen Verhältnis stehen. Sie sind bei geeigneten Aufgabenstellungen 
so zu wählen, dass kleinere Büroorganisationen und Berufsanfänger sich beteiligen 
können. 

(5) Die Präsentation von Referenzprojekten ist zugelassen. Verlangt der öffentliche 
Auftraggeber geeignete Referenzen im Sinne von § 46 Absatz 3 Nummer 1, so lässt er 
hierfür Referenzobjekte zu, deren Planungs- oder Beratungsanforderungen mit denen 
der zu vergebenden Planungs- oder Beratungsleistung vergleichbar sind. Für die Ver-
gleichbarkeit der Referenzobjekte ist es in der Regel unerheblich, ob der Bewerber 
bereits Objekte derselben Nutzungsart geplant oder realisiert hat. 

(6) Erfüllen mehrere Bewerber an einem Teilnahmewettbewerb mit festgelegter 
Höchstzahl gemäß § 51 gleichermaßen die Anforderungen und ist die Bewerberzahl 
auch nach einer objektiven Auswahl entsprechend der zugrunde gelegten Eignungskri-
terien zu hoch, kann die Auswahl unter den verbleibenden Bewerbern durch Los ge-
troffen werden. 

§ 76 

Zuschlag 

(1) Architekten- und Ingenieurleistungen werden im Leistungswettbewerb vergeben. Ist 
die zu erbringende Leistung nach einer gesetzlichen Gebühren- oder Honorarordnung 
zu vergüten, ist der Preis im dort vorgeschriebenen Rahmen zu berücksichtigen. 

(2) Die Ausarbeitung von Lösungsvorschlägen der gestellten Aufgabe kann der öffent-
liche Auftraggeber nur im Rahmen eines Planungswettbewerbs, eines Verhandlungs-
verfahrens oder eines wettbewerblichen Dialogs verlangen. Die Erstattung der Kosten 
richtet sich nach § 77. Unaufgefordert eingereichte Ausarbeitungen bleiben unberück-
sichtigt. 

§ 77 

Kosten und Vergütung 

(1) Für die Erstellung der Bewerbungs- und Angebotsunterlagen werden Kosten nicht 
erstattet. 

(2) Verlangt der öffentliche Auftraggeber außerhalb von Planungswettbewerben dar-
über hinaus die Ausarbeitung von Lösungsvorschlägen für die gestellte Planungsauf-
gabe in Form von Entwürfen, Plänen, Zeichnungen, Berechnungen oder anderen Un-
terlagen, so ist einheitlich für alle Bewerber eine angemessene Vergütung festzuset-
zen. 

(3) Gesetzliche Gebühren- oder Honorarordnungen und der Urheberrechtsschutz blei-
ben unberührt. 
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Unterabschnitt 2 

Planungswettbewerbe für Architekten- und Ingenieurleistungen 

§ 78 

Grundsätze und Anwendungsbereich für Planungswettbewerbe 

(1) Planungswettbewerbe gewährleisten die Wahl der besten Lösung der Planungsauf-
gabe und sind gleichzeitig ein geeignetes Instrument zur Sicherstellung der Planungs-
qualität und Förderung der Baukultur. 

(2) Planungswettbewerbe dienen dem Ziel, alternative Vorschläge für Planungen, ins-
besondere auf dem Gebiet der Raumplanung, des Städtebaus und des Bauwesens, 
auf der Grundlage veröffentlichter einheitlicher Richtlinien zu erhalten. Sie können vor 
oder ohne Vergabeverfahren ausgerichtet werden. In den einheitlichen Richtlinien wird 
auch die Mitwirkung der Architekten- und Ingenieurkammern an der Vorbereitung und 
bei der Durchführung von Planungswettbewerben geregelt. Der öffentliche Auftragge-
ber prüft bei Aufgabenstellungen im Hoch-, Städte- und Brückenbau sowie in der 
Landschafts- und Freiraumplanung, ob für diese ein Planungswettbewerb durchgeführt 
werden soll, und dokumentiert seine Entscheidung. 

(3) Die Bestimmungen dieses Unterabschnitts sind zusätzlich zu Abschnitt 5 für die 
Ausrichtung von Planungswettbewerben anzuwenden. Die auf die Durchführung von 
Planungswettbewerben anwendbaren Regeln nach Absatz 2 sind in der Wettbewerbs-
bekanntmachung mitzuteilen. 

§ 79 

Durchführung von Planungswettbewerben 

(1) Mit der Ausrichtung eines Planungswettbewerbs sind Preise oder neben Preisen 
Anerkennungen auszuloben, die der Bedeutung und Schwierigkeit der Bauaufgabe 
sowie dem Leistungsumfang nach der jeweils geltenden Honorarordnung angemessen 
sind. 

(2) Ausgeschlossen von Planungswettbewerben sind Personen, die infolge ihrer Betei-
ligung an der Vorbereitung oder Durchführung des Planungswettbewerbs bevorzugt 
sein oder Einfluss auf die Entscheidung des Preisgerichts nehmen können. Das Glei-
che gilt für Personen, die sich durch Angehörige oder ihnen wirtschaftlich verbundene 
Personen einen entsprechenden Vorteil oder Einfluss verschaffen können. 

(3) Abweichend von § 72 Absatz 1 Satz 2 muss die Mehrheit der Preisrichter über die-
selbe oder eine gleichwertige Qualifikation verfügen, wie sie von den Teilnehmern ver-
langt wird. Auch muss die Mehrheit der Preisrichter unabhängig vom Ausrichter sein. 

(4) Das Preisgericht hat in seinen Entscheidungen die in der Wettbewerbsbekanntma-
chung als bindend bezeichneten Vorgaben des Ausrichters zu beachten. Nicht zuge-
lassene oder über das geforderte Maß hinausgehende Teilleistungen sind von der 
Wertung auszuschließen. 

(5) Das Preisgericht hat einen von den Preisrichtern zu unterzeichnenden Bericht über 
die Rangfolge und hierin eine Beurteilung der von ihm ausgewählten Wettbewerbsar-
beiten zu erstellen. Der Ausrichter informiert die Teilnehmer unverzüglich über das 
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Ergebnis durch Versendung des Protokolls der Preisgerichtssitzung. Der Ausrichter soll 
spätestens einen Monat nach der Entscheidung des Preisgerichts alle eingereichten 
Wettbewerbsarbeiten mit Namensangaben der Verfasser unter Auslegung des Proto-
kolls öffentlich ausstellen. Soweit ein Preisträger wegen mangelnder Teilnahmeberech-
tigung oder Verstoßes gegen Wettbewerbsregeln nicht berücksichtigt werden kann, 
rücken die übrigen Preisträger sowie sonstige Teilnehmer in der Rangfolge des Preis-
gerichts nach, soweit das Preisgericht ausweislich seines Protokolls nichts anderes 
bestimmt hat. 

§ 80 

Aufforderung zur Verhandlung; Nutzung der Ergebnisse des Planungswettbe-
werbs 

(1) Soweit und sobald das Ergebnis des Planungswettbewerbs realisiert werden soll 
und beabsichtigt ist, einen oder mehrere der Preisträger mit den zu beschaffenden 
Planungsleistungen zu beauftragen, hat der öffentliche Auftraggeber in der Aufforde-
rung zur Teilnahme an den Verhandlungen die zum Nachweis der Eignung erforderli-
chen Unterlagen für die gemäß § 70 Absatz 2 bereits in der Wettbewerbsbekanntma-
chung genannten Eignungskriterien zu verlangen. 

(2) Gesetzliche Vorschriften, nach denen Teillösungen von Teilnehmern des Pla-
nungswettbewerbs, die bei der Auftragserteilung nicht berücksichtigt worden sind, nur 
mit deren Erlaubnis genutzt werden dürfen, bleiben unberührt. 

A b s c h n i t t  7  

Ü b e r g a n g s -  u n d  S c h l u s s b e s t i m m u n g e n  

§ 81 

Übergangsbestimmungen 

Zentrale Beschaffungsstellen im Sinne von § 120 Absatz 4 Satz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen können bis zum 18. April 2017, andere öffentliche Auf-
traggeber bis zum 18. Oktober 2018, abweichend von § 53 Absatz 1 die Übermittlung 
der Angebote, Teilnahmeanträge und Interessensbestätigungen auch auf dem Post-
weg, anderem geeigneten Weg, Fax oder durch die Kombination dieser Mittel verlan-
gen. Dasselbe gilt für die sonstige Kommunikation im Sinne des § 9 Absatz 1, soweit 
sie nicht die Übermittlung von Bekanntmachungen und die Bereitstellung der Vergabe-
unterlagen betrifft. 

§ 82 

Fristenberechnung 

Die Berechnung der in dieser Verordnung geregelten Fristen bestimmt sich nach der 
Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 des Rates vom 3. Juni 1971 zur Festlegung 
der Regeln für die Fristen, Daten und Termine (ABl. L 124 vom 8.6.1971, S. 1). 
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Anlage 1 (zu § 31 Absatz 2) 

Technische Anforderungen 
Begriffsbestimmungen 

1. „Technische Spezifikation“ bei Liefer- oder Dienstleistungen hat eine der folgenden 
Bedeutungen: 

 eine Spezifikation, die in einem Schriftstück enthalten ist, das Merkmale für ein 
Produkt oder eine Dienstleistung vorschreibt, wie Qualitätsstufen, Umwelt- und 
Klimaleistungsstufen, „Design für Alle“ (einschließlich des Zugangs von Menschen 
mit Behinderungen) und Konformitätsbewertung, Leistung, Vorgaben für Ge-
brauchstauglichkeit, Sicherheit oder Abmessungen des Produkts, einschließlich 
der Vorschriften über Verkaufsbezeichnung, Terminologie, Symbole, Prüfungen 
und Prüfverfahren, Verpackung, Kennzeichnung und Beschriftung, Gebrauchsan-
leitungen, Produktionsprozesse und -methoden in jeder Phase des Lebenszyklus 
der Liefer- oder Dienstleistung sowie über Konformitätsbewertungsverfahren;  

2. „Norm“ bezeichnet eine technische Spezifikation, die von einer anerkannten Nor-
mungsorganisation zur wiederholten oder ständigen Anwendung angenommen 
wurde, deren Einhaltung nicht zwingend ist und die unter eine der nachstehenden 
Kategorien fällt: 

a) internationale Norm: Norm, die von einer internationalen Normungsorganisati-
on angenommen wurde und der Öffentlichkeit zugänglich ist; 

b) europäische Norm: Norm, die von einer europäischen Normungsorganisation 
angenommen wurde und der Öffentlichkeit zugänglich ist; 

c) nationale Norm: Norm, die von einer nationalen Normungsorganisation ange-
nommen wurde und der Öffentlichkeit zugänglich ist; 

3. „Europäische technische Bewertung“ bezeichnet eine dokumentierte Bewertung 
der Leistung eines Bauprodukts in Bezug auf seine wesentlichen Merkmale im 
Einklang mit dem betreffenden Europäischen Bewertungsdokument gemäß der 
Begriffsbestimmung in Artikel 2 Nummer 12 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung 
harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Auf-
hebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABl. L 88 vom 4.4.2011, S. 5); 

4. „gemeinsame technische Spezifikationen“ sind technische Spezifikationen im Be-
reich der Informations- und Kommunikationstechnologie, die gemäß den Artikeln 
13 und 14 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 25. Oktober 2012 zur europäischen Normung, zur Änderung der 
Richtlinien 89/686/EWG und 93/15/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/9/EG, 
94/25/EG, 95/16/EG, 97/23/EG, 98/34/EG, 2004/22/EG, 2007/23/EG, 2009/23/EG 
und 2009/105/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhe-
bung des Beschlusses 87/95/EWG des Rates und des Beschlusses 
Nr. 1673/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 316 vom 
14.11.2012, S. 12) festgelegt wurden; 

5. „technische Bezugsgröße“ bezeichnet jeden Bezugsrahmen, der keine europäi-
sche Norm ist und von den europäischen Normungsorganisationen nach den an 
die Bedürfnisse des Marktes angepassten Verfahren erarbeitet wurde. 
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Anlage 2 (zu § 68 Absatz 1 und 3) 

Daten zur Berechnung der über die Lebensdauer von  
Straßenfahrzeugen anfallenden externen Kosten 

Tabelle 1 – Energiegehalt von Kraftstoffen 

Kraftstoff 

Energiegehalt 

in Megajoule (MJ)/Liter bzw. 

Megajoule (MJ)/Normkubikmeter (Nm3) 

Dieselkraftstoff 36 MJ/Liter 

Ottokraftstoff 32 MJ/Liter 

Erdgas 33–38 MJ/Nm3 

Flüssiggas (LPG) 24 MJ/Liter 

Ethanol 21 MJ/Liter 

Biodiesel 33 MJ/Liter 

Emulsionskraftstoff 32 MJ/Liter 

Wasserstoff 11 MJ/Nm3 

Tabelle 2 – Emissionskosten im Straßenverkehr (Preise von 2007) 

Kohlendioxid 
(CO2) 

Stickoxide 
(NOx) 

Nichtmethan- 

Kohlenwasserstoffe 

Partikelförmige 

Abgasbestandteile 

0,03–0,04 
€/kg 

0,0044 €/g 0,001 €/g 0,087 €/g 

Tabelle 3 – Gesamtkilometerleistung von Straßenfahrzeugen 

Fahrzeugklasse 

(Kategorien M und N gemäß der Richt-
linie 2007/46/EG) 

Gesamtkilometerleistung 

Personenkraftwagen (M1) 200 000 km 

Leichte Nutzfahrzeuge (N1) 250 000 km 

Schwere Nutzfahrzeuge (N2, N3) 1 000 000 km 

Busse (M2, M3) 800 000 km 
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Anlage 3 (zu § 68 Absatz 3) 

Methode zur Berechnung der über die Lebensdauer von  
Straßenfahrzeugen anfallenden Betriebskosten 

1. Für die Zwecke von § 68 werden die über die Lebensdauer eines Straßenfahr-
zeugs durch dessen Betrieb verursachten Energieverbrauchs- und Emissionskos-
ten (Betriebskosten) nach der im Folgenden beschriebenen Methode finanziell 
bewertet und berechnet:  

a) Die Energieverbrauchskosten, die für den Betrieb eines Straßenfahrzeugs 
über dessen Lebensdauer anfallen, werden wie folgt berechnet:  

aa) Der Kraftstoffverbrauch je Kilometer eines Straßenfahrzeugs gemäß 
Nummer 2 wird in Energieverbrauch je Kilometer (Megajoule/Kilometer, 
MJ/km) gerechnet. Soweit der Kraftstoffverbrauch in anderen Einheiten 
angegeben ist, wird er nach den Umrechnungsfaktoren in Tabelle 1 der 
Anlage 2 in MJ/km umgerechnet. 

bb) Je Energieeinheit muss im Rahmen der Angebotswertung ein finanzieller 
Wert festgesetzt werden (€/MJ). Dieser finanzielle Wert wird nach einem 
Vergleich der Kosten je Energieeinheit von Ottokraftstoff oder Dieselkraft-
stoff vor Steuern bestimmt. Der jeweils günstigere Kraftstoff bestimmt den 
in der Angebotswertung zu berücksichtigenden finanziellen Wert je Ener-
gieeinheit (€/MJ). 

cc) Zur Berechnung der Energieverbrauchskosten, die für den Betrieb eines 
Straßenfahrzeugs über dessen Lebensdauer anfallen, werden die Ge-
samtkilometerleistung gemäß Nummer 3 (gegebenenfalls unter Berück-
sichtigung der bereits erbrachten Kilometerleistung), der Energiever-
brauch je Kilometer (MJ/km) gemäß Doppelbuchstabe aa und die Kosten 
in Euro je Energieeinheit (€/MJ) gemäß Doppelbuchstabe bb miteinander 
multipliziert. 

b) Zur Berechnung der Kohlendioxid-Emissionen, die für den Betrieb eines Stra-
ßenfahrzeugs über dessen Lebensdauer anfallen, werden die Gesamtkilome-
terleistung gemäß Nummer 3 (gegebenenfalls unter Berücksichtigung der be-
reits erbrachten Kilometerleistung), die Kohlendioxid-Emissionen in Kilogramm 
je Kilometer (kg/km) gemäß Nummer 2 und die Emissionskosten je Kilogramm 
(€/kg) gemäß Tabelle 2 der Anlage 2 miteinander multipliziert. 

c) Zur Berechnung der in Tabelle 2 der Anlage 2 aufgeführten Kosten für Schad-
stoffemissionen, die für den Betrieb eines Straßenfahrzeugs über dessen Le-
bensdauer anfallen, werden die Kosten für Emissionen von Stickoxiden, 
Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen und partikelförmigen Abgasbestandteilen 
addiert. Zur Berechnung der über die Lebensdauer anfallenden Kosten für je-
den einzelnen Schadstoff werden die Gesamtkilometerleistung gemäß Num-
mer 3 (gegebenenfalls unter Berücksichtigung der bereits erbrachten Kilome-
terleistung), die Emissionen in Gramm je Kilometer (g/km) gemäß Nummer 2 
und die jeweiligen Kosten je Gramm (€/g) miteinander multipliziert. 

d) Auftraggeber dürfen bei der Berechnung der Emissionskosten nach den 
Buchstaben b und c höhere Werte zugrunde legen als diejenigen, die in Ta-
belle 2 der Anlage 2 angegeben sind, sofern die Werte in Tabelle 2 der Anlage 
2 um nicht mehr als das Doppelte überschritten werden. 
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2. Die Werte für den Kraftstoffverbrauch je Kilometer sowie für Kohlendioxid-

Emissionen und Schadstoffemissionen je Kilometer basieren auf den genormten 
gemeinschaftlichen Testverfahren der Gemeinschaftsvorschriften über die Typge-
nehmigung. Für Straßenfahrzeuge, für die keine genormten gemeinschaftlichen 
Testverfahren bestehen, werden zur Gewährleistung der Vergleichbarkeit ver-
schiedener Angebote allgemein anerkannte Testverfahren, die Ergebnisse von 
Prüfungen, die für den Auftraggeber durchgeführt wurden, oder die Angaben des 
Herstellers herangezogen. 

3. Die Gesamtkilometerleistung eines Fahrzeugs ist der Tabelle 3 der Anlage 2 zu 
entnehmen. 
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A b s c h n i t t  1  
A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  u n d  K o m m u n i k a t i o n  

 

Unterabschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 
(1) Diese Verfahrensordnung trifft nähere Bestimmungen über das einzuhaltende Verfahren 
bei der Vergabe von öffentlichen Liefer- und Dienstleistungsaufträgen und Rahmenvereinba-
rungen, die nicht dem Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen unterliegen, 
weil ihr geschätzter Auftragswert ohne Umsatzsteuer die Schwellenwerte gemäß § 106 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen unterschreitet. 

(2) Diese Verfahrensordnung ist ungeachtet des Erreichens des jeweiligen Schwellenwerts 
gemäß § 106 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ferner nicht auf Sachver-
halte anzuwenden, für die das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in den §§ 107, 
108, 109, 116, 117 oder 145 Ausnahmen von der Anwendbarkeit des Teils 4 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen vorsieht. 

(3) Die Regelung zu vorbehaltenen Aufträgen nach § 118 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen ist auch im Geltungsbereich dieser Verfahrensordnung entsprechend 
anzuwenden. 

 

§ 2 
Grundsätze der Vergabe 

(1) Öffentliche Aufträge werden im Wettbewerb und im Wege transparenter Verfahren ver-
geben. Dabei werden die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und der Verhältnismäßigkeit ge-
wahrt. 

(2) Die Teilnehmer an einem Vergabeverfahren sind gleich zu behandeln, es sei denn, eine 
Ungleichbehandlung ist aufgrund dieser Verfahrensordnung oder anderer Vorschriften aus-
drücklich geboten oder gestattet. 

(3) Bei der Vergabe werden Aspekte der Qualität und der Innovation sowie soziale und um-
weltbezogene Aspekte nach Maßgabe dieser Verfahrensordnung berücksichtigt. 

(4) Mittelständische Interessen sind bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vornehmlich zu 
berücksichtigen. 

(5) Die Vorschriften über die Preise bei öffentlichen Aufträgen bleiben unberührt. 
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§ 3 

Wahrung der Vertraulichkeit 
(1) Sofern in dieser Verfahrensordnung oder anderen Rechtsvorschriften nichts anderes be-
stimmt ist, darf der Auftraggeber keine von den Unternehmen übermittelten und von diesen 
als vertraulich gekennzeichneten Informationen weitergeben. Dazu gehören insbesondere 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse und die vertraulichen Aspekte der Angebote einschließ-
lich ihrer Anlagen. 

(2) Bei der gesamten Kommunikation sowie beim Austausch und der Speicherung von In-
formationen muss der Auftraggeber die Integrität der Daten und die Vertraulichkeit der Teil-
nahmeanträge und Angebote einschließlich ihrer Anlagen gewährleisten. Die Teilnahmean-
träge und Angebote einschließlich ihrer Anlagen sowie die Dokumentation über Öffnung und 
Wertung der Teilnahmeanträge und Angebote sind auch nach Abschluss des Vergabever-
fahrens vertraulich zu behandeln. 

(3) Der Auftraggeber kann Unternehmen Anforderungen vorschreiben, die auf den Schutz 
der Vertraulichkeit der Informationen im Rahmen des Vergabeverfahrens abzielen. Hierzu 
gehört insbesondere die Abgabe einer Verschwiegenheitserklärung. 

 

§ 4 

Vermeidung von Interessenkonflikten 
(1) Organmitglieder oder Mitarbeiter des Auftraggebers oder eines im Namen des Auftragge-
bers handelnden Beschaffungsdienstleisters, bei denen ein Interessenkonflikt besteht, dürfen 
in einem Vergabeverfahren nicht mitwirken.  

(2) Ein Interessenkonflikt besteht für Personen, die an der Durchführung des Vergabeverfah-
rens beteiligt sind oder Einfluss auf den Ausgang eines Vergabeverfahrens nehmen können 
und die ein direktes oder indirektes finanzielles, wirtschaftliches oder persönliches Interesse 
haben, das ihre Unparteilichkeit und Unabhängigkeit im Rahmen des Vergabeverfahrens 
beeinträchtigen könnte.  

(3) Es wird vermutet, dass ein Interessenkonflikt besteht, wenn die in Absatz 1 genannten 
Personen  

1. Bewerber oder Bieter sind, 

2. einen Bewerber oder Bieter beraten oder sonst unterstützen oder als gesetzliche Vertre-
ter oder nur in dem Vergabeverfahren vertreten, oder 

3. beschäftigt oder tätig sind 

a) bei einem Bewerber oder Bieter gegen Entgelt oder bei ihm als Mitglied des Vor-
standes, Aufsichtsrates oder gleichartigen Organs oder 

b) für ein in das Vergabeverfahren eingeschaltetes Unternehmen, wenn dieses Unter-
nehmen zugleich geschäftliche Beziehungen zum Auftraggeber und zum Bewerber 
oder Bieter hat. 

(4) Die Vermutung des Absatzes 3 gilt auch für Personen, deren Angehörige die Vorausset-
zungen nach Absatz 3 Nummer 1 bis 3 erfüllen. Angehörige sind Verlobte, Ehegatten, Le-
benspartner, Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, Geschwister, Kinder der Ge-
schwister, Ehegatten und Lebenspartner der Geschwister und Geschwister der Ehegatten 
und Lebenspartner, Geschwister der Eltern sowie Pflegeeltern und Pflegekinder. 
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§ 5 

Mitwirkung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens 
(1) Hat ein Unternehmen oder ein mit ihm in Verbindung stehendes Unternehmen den Auf-
traggeber beraten oder war auf andere Art und Weise an der Vorbereitung des Vergabever-
fahrens beteiligt (vorbefasstes Unternehmen), so ergreift der Auftraggeber angemessene 
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass der Wettbewerb durch die Teilnahme dieses Unter-
nehmens nicht verzerrt wird. 

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 umfassen insbesondere die Unterrichtung der anderen 
am Vergabeverfahren teilnehmenden Unternehmen in Bezug auf die einschlägigen Informa-
tionen, die im Zusammenhang mit der Einbeziehung des vorbefassten Unternehmens in der 
Vorbereitung des Vergabeverfahrens ausgetauscht wurden oder daraus resultieren, und die 
Festlegung angemessener Fristen für den Eingang der Angebote und Teilnahmeanträge. 

(3) Kann der Wettbewerbsvorteil eines vorbefassten Unternehmens nicht durch andere, we-
niger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden, so kann dieses Unternehmen vom 
Vergabeverfahren ausgeschlossen werden. Zuvor ist ihm die Möglichkeit zu geben nachzu-
weisen, dass seine Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens den Wettbewerb 
nicht verzerren kann. 

 

§ 6 

Dokumentation 
(1) Das Vergabeverfahren ist von Anbeginn fortlaufend in Textform nach § 126b des Bürger-
lichen Gesetzbuchs zu dokumentieren, sodass die einzelnen Stufen des Verfahrens, die ein-
zelnen Maßnahmen sowie die Begründung der einzelnen Entscheidungen festgehalten wer-
den. 

(2) Die Dokumentation sowie die Angebote, Teilnahmeanträge und ihre Anlagen sind min-
destens für drei Jahre ab dem Tag des Zuschlags aufzubewahren. Anderweitige Vorschriften 
zur Aufbewahrung bleiben unberührt. 

 

Unterabschnitt 2 
K o m m u n i k a t i o n  

§ 7 

Grundsätze der Kommunikation 
(1) Für das Senden, Empfangen, Weiterleiten und Speichern von Daten in einem Vergabe-
verfahren verwenden der Auftraggeber und die Unternehmen grundsätzlich Geräte und Pro-
gramme für die elektronische Datenübermittlung (elektronische Mittel) nach Maßgabe dieser 
Verfahrensordnung. 

(2) Die Kommunikation in einem Vergabeverfahren kann mündlich erfolgen, wenn sie nicht 
die Vergabeunterlagen, die Teilnahmeanträge oder die Angebote betrifft und wenn sie aus-
reichend und in geeigneter Weise dokumentiert wird. 

(3) Der Auftraggeber kann von jedem Unternehmen die Angabe einer eindeutigen Unter-
nehmensbezeichnung sowie einer elektronischen Adresse verlangen (Registrierung). Für 
den Zugang zur Auftragsbekanntmachung und zu den Vergabeunterlagen darf der Auftrag-
geber keine Registrierung verlangen; eine freiwillige Registrierung ist zulässig.  
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(4) Die §§ 10 bis 12 der Vergabeverordnung gelten für die Anforderungen an die verwende-
ten elektronischen Mittel und deren Einsatz entsprechend. 

 

A b s c h n i t t  2  
V e r g a b e v e r f a h r e n  

Unterabschnitt 1 

Verfahrensarten 

§ 8 

Wahl der Verfahrensart 
(1) Die Vergabe von öffentlichen Aufträgen erfolgt durch Öffentliche Ausschreibung, durch 
Beschränkte Ausschreibung mit oder ohne Teilnahmewettbewerb und durch Verhandlungs-
vergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb. 

(2) Dem Auftraggeber stehen die Öffentliche Ausschreibung und die Beschränkte Ausschrei-
bung mit Teilnahmewettbewerb nach seiner Wahl zur Verfügung. Die anderen Verfahrensar-
ten stehen nur zur Verfügung, soweit dies nach den Absätzen 3 und 4 gestattet ist. Abschnitt 
3 bleibt unberührt. 

(3) Der Auftraggeber kann Aufträge im Wege der Beschränkten Ausschreibung ohne Teil-
nahmewettbewerb vergeben, wenn 

1. eine Öffentliche Ausschreibung kein wirtschaftliches Ergebnis gehabt hat oder 

2. eine Öffentliche Ausschreibung oder eine Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahme-
wettbewerb für den Auftraggeber oder die Bewerber oder Bieter einen Aufwand verursa-
chen würde, der zu dem erreichten Vorteil oder dem Wert der Leistung im Missverhältnis 
stehen würde. 

(4) Der Auftraggeber kann Aufträge im Wege der Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teil-
nahmewettbewerb vergeben, wenn 

1. der Auftrag konzeptionelle oder innovative Lösungen umfasst, 

2. der Auftrag aufgrund konkreter Umstände, die mit der Art, der Komplexität oder dem 
rechtlichen oder finanziellen Rahmen oder den damit einhergehenden Risiken zusam-
menhängen, nicht ohne vorherige Verhandlungen vergeben werden kann, 

3. die Leistung nach Art und Umfang, insbesondere ihre technischen Anforderungen, vor 
der Vergabe nicht so eindeutig und erschöpfend beschrieben werden kann, dass hinrei-
chend vergleichbare Angebote erwartet werden können, 

4. nach Aufhebung einer Öffentlichen oder Beschränkten Ausschreibung eine Wiederho-
lung kein wirtschaftliches Ergebnis verspricht, 

5. die Bedürfnisse des Auftraggebers nicht ohne die Anpassung bereits verfügbarer Lö-
sungen erfüllt werden können, 

6. es sich um die Lieferung von Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen zur Erfül-
lung wissenschaftlich-technischer Fachaufgaben auf dem Gebiet von Forschung, Ent-
wicklung und Untersuchung handelt, die nicht der Aufrechterhaltung des allgemeinen 
Dienstbetriebs und der Infrastruktur einer Dienststelle des Auftraggebers dienen, 
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7. im Anschluss an Entwicklungsleistungen Aufträge im angemessenen Umfang und für 
angemessene Zeit an Unternehmen, die an der Entwicklung beteiligt waren, vergeben 
werden müssen, 

8. eine Öffentliche Ausschreibung oder eine Beschränkte Ausschreibung mit oder ohne 
Teilnahmewettbewerb für den Auftraggeber oder die Bewerber oder Bieter einen Auf-
wand verursachen würde, der zu dem erreichten Vorteil oder dem Wert der Leistung im 
Missverhältnis stehen würde, 

9. die Leistung aufgrund von Umständen, die der Auftraggeber nicht voraussehen konnte, 
besonders dringlich ist und die Gründe für die besondere Dringlichkeit nicht dem Verhal-
ten des Auftraggebers zuzurechnen sind, 

10. die Leistung nur von einem bestimmten Unternehmen erbracht oder bereitgestellt wer-
den kann, 

11. es sich um eine auf einer Warenbörse notierte und erwerbbare Lieferleistung handelt, 

12. Leistungen des ursprünglichen Auftragnehmers beschafft werden sollen,  

a) die zur teilweisen Erneuerung oder Erweiterung bereits erbrachter Leistungen be-
stimmt sind,  

b) bei denen ein Wechsel des Unternehmens dazu führen würde, dass der Auftragge-
ber eine Leistung mit unterschiedlichen technischen Merkmalen kaufen müsste und  

c) bei denen dieser Wechsel eine technische Unvereinbarkeit oder unverhältnismäßige 
technische Schwierigkeiten bei Gebrauch und Wartung mit sich bringen würde, 

13. Ersatzteile und Zubehörstücke zu Maschinen und Geräten vom Lieferanten der ur-
sprünglichen Leistung beschafft werden sollen und diese Stücke in brauchbarer Ausfüh-
rung von anderen Unternehmen nicht oder nicht unter wirtschaftlichen Bedingungen be-
zogen werden können, 

14. eine vorteilhafte Gelegenheit zu einer wirtschaftlicheren Beschaffung führt, als dies bei 
Durchführung einer Öffentlichen oder Beschränkten Ausschreibung der Fall wäre,  

15. es aus Gründen der Sicherheit oder Geheimhaltung erforderlich ist, 

16. der öffentliche Auftrag ausschließlich vergeben werden soll 

a) gemäß § 1 Absatz 3 an Werkstätten für Menschen mit Behinderungen oder an Un-
ternehmen, deren Hauptzweck die soziale und berufliche Integration von Menschen 
mit Behinderungen oder von benachteiligten Personen ist, oder 

b) an Justizvollzugsanstalten oder 

17. dies durch Ausführungsbestimmungen eines Bundes- oder Landesministeriums bis zu 
einem bestimmten Höchstwert (Wertgrenze) zugelassen ist; eine solche Wertgrenze 
kann auch festgesetzt werden für die Vergabe von Liefer- oder Dienstleistungsaufträgen 
einer Auslandsdienststelle im Ausland oder einer inländischen Dienststelle, die im Aus-
land für einen dort zu deckenden Bedarf beschafft. 

 

§ 9 

Öffentliche Ausschreibung 
(1) Bei einer Öffentlichen Ausschreibung fordert der Auftraggeber eine unbeschränkte An-
zahl von Unternehmen öffentlich zur Abgabe von Angeboten auf. Jedes interessierte Unter-
nehmen kann ein Angebot abgeben. 
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(2) Der Auftraggeber darf von den Bietern nur Aufklärung über ihre Eignung, das Vorliegen 
von Ausschlussgründen oder über das Angebot verlangen. Verhandlungen, insbesondere 
über Änderungen der Angebote oder Preise, sind unzulässig. 

 

§ 10 

Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb 
(1) Bei einer Beschränkten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb fordert der Auftragge-
ber eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmen im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs 
öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen auf. Jedes interessierte Unternehmen kann 
einen Teilnahmeantrag abgeben. Mit dem Teilnahmeantrag übermitteln die Unternehmen die 
vom Auftraggeber geforderten Informationen für die Prüfung ihrer Eignung und des Nichtvor-
liegens von Ausschlussgründen. 

(2) Nur diejenigen Unternehmen, die vom Auftraggeber nach Prüfung der übermittelten In-
formationen gemäß § 37 dazu aufgefordert werden, dürfen ein Angebot abgeben. Der Auf-
traggeber kann die Zahl der Bewerber, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, gemäß 
§ 36 begrenzen. 

(3) § 9 Absatz 2 gilt entsprechend. 

 

§ 11 

Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb 
(1) Bei einer Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb fordert der Auftrag-
geber ohne vorherige Durchführung eines Teilnahmewettbewerbs mehrere, grundsätzlich 
mindestens drei Unternehmen zur Abgabe eines Angebots auf.  

(2) Für die Auswahl darf der Auftraggeber nur geeignete Unternehmen auffordern, bei denen 
keine Ausschlussgründe vorliegen. Soweit der Auftraggeber die Erfüllung der Eignungskrite-
rien und das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen eines beteiligten Unternehmens im Vor-
feld nicht abschließend feststellen kann, darf er die notwendigen Nachweise und Erklärun-
gen auch noch mit oder nach Versendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe von dem 
betreffenden Unternehmen verlangen. 

(3) § 9 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(4) Der Auftraggeber soll zwischen den Unternehmen, die zur Abgabe eines Angebots aufge-
fordert werden, wechseln. 

 

§ 12 

Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb 
(1) Der Auftraggeber kann eine Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb 
durchführen. Bei einer Verhandlungsvergabe mit Teilnahmewettbewerb gilt § 10 Absatz 1 
und 2 entsprechend. 

(2) Bei einer Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb fordert der Auftraggeber 
mehrere, grundsätzlich mindestens drei Unternehmen zur Abgabe eines Angebots oder zur 
Teilnahme an Verhandlungen auf. § 11 Absatz 2 gilt entsprechend. Der Auftraggeber soll 
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zwischen den Unternehmen, die zur Abgabe eines Angebots oder zur Teilnahme an Ver-
handlungen aufgefordert werden, wechseln. 

(3) Im Falle einer Verhandlungsvergabe nach § 8 Absatz 4 Nummer 9 bis 14 darf auch nur 
ein Unternehmen zur Abgabe eines Angebots oder zur Teilnahme an Verhandlungen aufge-
fordert werden. 

(4) Es darf über den gesamten Angebotsinhalt verhandelt werden mit Ausnahme der vom 
Auftraggeber in der Leistungsbeschreibung festgelegten Mindestanforderungen und Zu-
schlagskriterien. Der Auftraggeber kann den Zuschlag, auch ohne zuvor verhandelt zu ha-
ben, unter Beachtung der Grundsätze nach § 2 Absatz 1 und 2 auf ein Angebot erteilen, 
wenn er sich dies in der Auftragsbekanntmachung, den Vergabeunterlagen oder bei der Auf-
forderung zur Abgabe des Angebots vorbehalten hat und die Bindefrist für den Bieter noch 
nicht abgelaufen ist. 

(5) Der Auftraggeber stellt sicher, dass alle Bieter bei den Verhandlungen gleich behandelt 
werden. Insbesondere enthält er sich jeder diskriminierenden Weitergabe von Informationen, 
durch die bestimmte Bieter gegenüber anderen begünstigt werden könnten. Er unterrichtet 
alle Bieter über etwaige Änderungen der Leistungsbeschreibung, insbesondere der techni-
schen Anforderungen oder anderer Bestandteile der Vergabeunterlagen. Der Auftraggeber 
darf vertrauliche Informationen eines an den Verhandlungen teilnehmenden Bieters nicht 
ohne dessen Zustimmung an die anderen Bieter, mit denen verhandelt wird, weitergeben. 
Eine solche Zustimmung darf nicht allgemein, sondern nur in Bezug auf die beabsichtigte 
Mitteilung bestimmter Informationen erteilt werden. 

(6) Beabsichtigt der Auftraggeber, nach geführten Verhandlungen diese abzuschließen, so 
unterrichtet er die Bieter und legt eine einheitliche Frist für die Einreichung der endgültigen 
Angebote, über die nicht mehr verhandelt werden darf, fest. 

 

§ 13 

Angemessene Fristsetzung; Pflicht zur Fristverlängerung 
(1) Der Auftraggeber legt angemessene Fristen für den Eingang der Teilnahmeanträge (Teil-
nahmefrist) und Angebote (Angebotsfrist) nach den §§ 9 bis 12 sowie für die Geltung der 
Angebote (Bindefrist) fest. Bei der Festlegung der Fristen sind insbesondere die Komplexität 
der Leistung, die beizubringenden Erklärungen und Nachweise (Unterlagen), die Zeit für die 
Ausarbeitung der Teilnahmeanträge und Angebote, die Zeit für die Auswertung der Teilnah-
meanträge und Angebote, die gewählten Kommunikationsmittel und die zuvor auf Beschaf-
ferprofilen veröffentlichten Informationen angemessen zu berücksichtigen. 

(2) Allen Bewerbern und Bietern sind gleiche Fristen zu setzen. 

(3) Können Angebote nur nach einer Besichtigung am Ort der Leistungserbringung oder 
nach Einsichtnahme in die Anlagen zu den Vergabeunterlagen vor Ort beim Auftraggeber 
erstellt werden, so sind die Angebotsfristen so festzulegen, dass alle Unternehmen von allen 
Informationen, die für die Erstellung des Angebots erforderlich sind, unter gewöhnlichen Um-
ständen Kenntnis nehmen können. 

(4) Die nach Absatz 1 gesetzten Fristen sind, soweit erforderlich, angemessen zu verlän-
gern, wenn 

1. zusätzliche wesentliche Informationen vom Auftraggeber vor Ablauf der Angebotsfrist 
zur Verfügung gestellt werden oder  

2. der Auftraggeber wesentliche Änderungen an den Vergabeunterlagen vornimmt. 
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§ 14 

Direktauftrag 
Leistungen bis zu einem voraussichtlichen Auftragswert von 1 000 Euro ohne Umsatz-steuer 
können unter Berücksichtigung der Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit ohne die Durchführung eines Vergabeverfahrens beschafft werden (Direktauftrag). 
Der Auftraggeber soll zwischen den beauftragten Unternehmen wechseln. 

 
 

Unterabschnitt 2 
Besondere Methoden und Instrumente in Vergabeverfahren 

§ 15 

Rahmenvereinbarungen 
(1) Rahmenvereinbarungen sind Vereinbarungen zwischen einem oder mehreren Auftragge-
bern und einem oder mehreren Unternehmen, die dazu dienen, die Bedingungen für die öf-
fentlichen Aufträge, die während eines bestimmten Zeitraums vergeben werden sollen, fest-
zulegen, insbesondere in Bezug auf den Preis. 

(2) Der Abschluss einer Rahmenvereinbarung erfolgt im Wege einer nach dieser Verfah-
rensordnung anwendbaren Verfahrensart. Das in Aussicht genommene Auftragsvolumen ist 
so genau wie möglich zu ermitteln und bekannt zu geben, braucht aber nicht abschließend 
festgelegt zu werden. Eine Rahmenvereinbarung darf nicht missbräuchlich oder in einer Art 
angewendet werden, die den Wettbewerb behindert, einschränkt oder verfälscht. 

(3) Auf einer Rahmenvereinbarung beruhende Einzelaufträge werden entsprechend den Be-
dingungen der Rahmenvereinbarung vergeben. Die Erteilung von Einzelaufträgen ist nur 
zulässig zwischen den in der Auftragsbekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen ge-
nannten Auftraggebern und den Unternehmen, mit denen Rahmenvereinbarungen abge-
schlossen wurden. Es dürfen keine wesentlichen Änderungen an den Bedingungen der 
Rahmenvereinbarung vorgenommen werden. 

(4) Die Laufzeit einer Rahmenvereinbarung darf höchstens sechs Jahre betragen, es sei 
denn, es liegt ein im Gegenstand der Rahmenvereinbarung begründeter Sonderfall vor. 

 

§ 16 

Gelegentliche gemeinsame Auftragsvergabe; zentrale Beschaffung 
Für die Nutzung zentraler Beschaffungsstellen und die gelegentliche gemeinsame Auftrags-
vergabe finden § 120 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen und § 4 
der Vergabeverordnung entsprechende Anwendung. 

 

§ 17 

Dynamische Beschaffungssysteme 
(1) Der Auftraggeber kann für die Beschaffung marktüblicher Leistungen ein dynamisches 
Beschaffungssystem nutzen. 
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(2) Bei der Auftragsvergabe über ein dynamisches Beschaffungssystem befolgt der Auftrag-
geber die Vorschriften für die Beschränkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb. 

(3) Ein dynamisches Beschaffungssystem wird ausschließlich mithilfe elektronischer Mittel 
eingerichtet und betrieben. Die §§ 11 oder 12 der Vergabeverordnung finden entsprechende 
Anwendung. 

(4) Ein dynamisches Beschaffungssystem steht im gesamten Zeitraum seiner Einrichtung 
allen Bietern offen, die die im jeweiligen Vergabeverfahren festgelegten Eignungskriterien 
erfüllen. Die Zahl der zum dynamischen Beschaffungssystem zugelassenen Bewerber darf 
nicht begrenzt werden. 

(5) Der Zugang zu einem dynamischen Beschaffungssystem ist für alle Unternehmen kos-
tenlos. 

(6) Für den Betrieb eines dynamischen Beschaffungssystems findet § 23 Absatz 1 und 3 bis 
6 der Vergabeverordnung entsprechende Anwendung. 

 

§ 18 

Elektronische Auktionen 
Der Auftraggeber kann im Rahmen einer Öffentlichen Ausschreibung oder einer Beschränk-
ten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb eine elektronische Auktion durchführen, sofern 
der Inhalt der Vergabeunterlagen hinreichend präzise beschrieben und die Leistung mithilfe 
automatischer Bewertungsmethoden eingestuft werden kann. Geistig-schöpferische Leistun-
gen können nicht Gegenstand elektronischer Auktionen sein. Eine elektronische Auktion 
kann mehrere, aufeinander folgende Phasen umfassen und findet unter entsprechender Be-
achtung der Grundsätze für die Durchführung elektronischer Auktionen gemäß § 25 Absatz 2 
bis 4 und § 26 der Vergabeverordnung statt. 

 

§ 19 

Elektronische Kataloge 
(1) Der Auftraggeber kann festlegen, dass Angebote in Form eines elektronischen Kataloges 
einzureichen sind oder einen elektronischen Katalog beinhalten müssen. Angeboten, die in 
Form eines elektronischen Kataloges eingereicht werden, können weitere Unterlagen beige-
fügt werden. 

(2) § 27 Absatz 2 bis 4 der Vergabeverordnung findet entsprechende Anwendung. 

 

Unterabschnitt 3 
Vorbereitung des Vergabeverfahrens 

§ 20 

Markterkundung 
(1) Vor der Einleitung eines Vergabeverfahrens darf der Auftraggeber Markterkundungen zur 
Vorbereitung der Auftragsvergabe und zur Unterrichtung der Unternehmen über seine Auf-
tragsvergabepläne und -anforderungen durchführen. 
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(2) Die Durchführung von Vergabeverfahren lediglich zur Markterkundung und zum Zwecke 
der Kosten- oder Preisermittlung ist unzulässig. 

 

§ 21 

Vergabeunterlagen 
(1) Die Vergabeunterlagen umfassen alle Angaben, die erforderlich sind, um dem Bewerber 
oder Bieter eine Entscheidung zur Teilnahme am Vergabeverfahren zu ermöglichen. Sie be-
stehen in der Regel aus 

1. dem Anschreiben, insbesondere der Aufforderung zur Abgabe von Teilnahmeanträgen 
oder Angeboten oder Begleitschreiben für die Abgabe der angeforderten Unterlagen, 

2. der Beschreibung der Einzelheiten der Durchführung des Verfahrens (Bewerbungsbe-
dingungen), einschließlich der Angabe der Eignungs- und Zuschlagskriterien, sofern 
nicht bereits in der Auftragsbekanntmachung genannt, und 

3. den Vertragsunterlagen, die aus der Leistungsbeschreibung und den Vertragsbedingun-
gen bestehen. 

(2) Der Teil B der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen in der bei Einleitung des 
Vergabeverfahrens jeweils geltenden Fassung ist in der Regel in den Vertrag einzubeziehen. 

(3) Vertragsstrafen sollen nur für die Überschreitung von Ausführungsfristen vereinbart wer-
den, wenn die Überschreitung erhebliche Nachteile verursachen kann. Die Strafe ist in an-
gemessenen Grenzen zu halten. 

(4) Andere Verjährungsfristen als die in Teil B der Vergabe- und Vertragsordnung für Leis-
tungen in der bei Einleitung des Vergabeverfahrens jeweils geltenden Fassung enthaltenen 
Verjährungsfristen sind nur vorzusehen, wenn dies nach der Eigenart der Leistung erforder-
lich ist. 

(5) Auf Sicherheitsleistungen soll ganz oder teilweise verzichtet werden, es sei denn, sie er-
scheinen ausnahmsweise für die sach- und fristgemäße Durchführung der verlangten Leis-
tung notwendig. Die Sicherheit für die Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen aus dem Vertrag 
soll fünf Prozent der Auftragssumme nicht überschreiten. 

 

§ 22 

Aufteilung nach Losen 
(1) Leistungen sind in der Menge aufgeteilt (Teillose) und getrennt nach Art oder Fachgebiet 
(Fachlose) zu vergeben. Bei der Vergabe kann auf eine Aufteilung oder Trennung verzichtet 
werden, wenn wirtschaftliche oder technische Gründe dies erfordern. Der Auftraggeber kann 
festlegen, ob die Angebote nur für ein Los, für mehrere oder für alle Lose eingereicht werden 
dürfen. Er kann, auch wenn Angebote für mehrere oder alle Lose eingereicht werden dürfen, 
die Zahl der Lose auf eine Höchstzahl beschränken, für die ein einzelner Bieter den Zu-
schlag erhalten kann. 

(2) Der Auftraggeber gibt die Vorgaben nach Absatz 1 bei Öffentlichen Ausschreibungen und 
Verfahrensarten mit Teilnahmewettbewerb bereits in der Auftragsbekanntmachung, ansons-
ten in den Vergabeunterlagen bekannt. Er gibt die objektiven und nichtdiskriminierenden Kri-
terien in den Vergabeunterlagen an, die er bei der Vergabe von Losen anzuwenden beab-
sichtigt, wenn die Anwendung der Zuschlagskriterien dazu führen würde, dass ein einzelner 
Bieter den Zuschlag für eine größere Zahl von Losen als die Höchstzahl erhält. 
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(3) In Fällen, in denen ein einziger Bieter den Zuschlag für mehr als ein Los erhalten kann, 
kann der Auftraggeber Aufträge über mehrere oder alle Lose vergeben, wenn er bei Öffentli-
chen Ausschreibungen und Verfahrensarten mit Teilnahmewettbewerb bereits in der Auf-
tragsbekanntmachung, ansonsten in den Vergabeunterlagen angegeben hat, dass er sich 
diese Möglichkeit vorbehält und die Lose oder Losgruppen angibt, die kombiniert werden 
können. 

 

§ 23 

Leistungsbeschreibung 
(1) In der Leistungsbeschreibung ist der Auftragsgegenstand so eindeutig und erschöpfend 
wie möglich zu beschreiben, sodass die Beschreibung für alle Unternehmen im gleichen 
Sinne verständlich ist und die Angebote miteinander verglichen werden können. Die Leis-
tungsbeschreibung enthält die Funktions- oder Leistungsanforderungen oder eine Beschrei-
bung der zu lösenden Aufgabe, deren Kenntnis für die Erstellung des Angebots erforderlich 
ist, sowie Umstände und Bedingungen der Leistungserbringung. 

(2) Die Leistungsbeschreibung kann auch Aspekte der Qualität sowie soziale, innovative und 
umweltbezogene Merkmale umfassen. Diese können sich auch auf den Prozess oder die 
Methode zur Herstellung oder Erbringung der Leistung oder auf ein anderes Stadium im Le-
benszyklus des Auftragsgegenstands einschließlich der Produktions- und Lieferkette bezie-
hen, auch wenn derartige Faktoren keine materiellen Bestandteile der Leistung sind, sofern 
diese Merkmale in Verbindung mit dem Auftragsgegenstand stehen und zu dessen Wert und 
Beschaffungszielen verhältnismäßig sind. 

(3) In der Leistungsbeschreibung kann ferner festgelegt werden, ob Rechte des geistigen 
Eigentums übertragen oder dem Auftraggeber daran Nutzungsrechte eingeräumt werden 
müssen.  

(4) Bei der Beschaffung von Leistungen, die zur Nutzung durch natürliche Personen vorge-
sehen sind, sind bei der Erstellung der Leistungsbeschreibung außer in ordnungsgemäß 
begründeten Fällen die Zugänglichkeitskriterien für Menschen mit Behinderungen oder die 
Konzeption für alle Nutzer zu berücksichtigen. 

(5) Bezeichnungen für bestimmte Erzeugnisse oder Verfahren wie beispielsweise Marken-
namen dürfen ausnahmsweise, jedoch nur mit dem Zusatz „oder gleichwertig“, verwendet 
werden, wenn eine hinreichend genaue Beschreibung durch verkehrsübliche Bezeichnungen 
nicht möglich ist. Der Zusatz „oder gleichwertig“ kann entfallen, wenn ein sachlicher Grund 
die Produktvorgabe ansonsten rechtfertigt. Ein solcher Grund liegt insbesondere dann vor, 
wenn die Auftraggeber Erzeugnisse oder Verfahren mit unterschiedlichen Merkmalen zu be-
reits bei ihnen vorhandenen Erzeugnissen oder Verfahren beschaffen müssten und dies mit 
unverhältnismäßig hohem finanziellen Aufwand oder unverhältnismäßigen Schwierigkeiten 
bei Integration, Gebrauch, Betrieb oder Wartung verbunden wäre. Die Gründe sind zu doku-
mentieren. 

 

§ 24 

Nachweisführung durch Gütezeichen 
(1) Als Beleg dafür, dass eine Leistung bestimmten, in der Leistungsbeschreibung geforder-
ten Merkmalen entspricht, kann der Auftraggeber die Vorlage von Gütezeichen nach Maß-
gabe der Absätze 2 bis 4 verlangen. 

(2) Das Gütezeichen muss allen folgenden Bedingungen genügen: 
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1. Die Anforderungen des Gütezeichens beruhen auf objektiv nachprüfbaren und nichtdis-
kriminierenden Kriterien, die für die Bestimmung der Merkmale der Leistung geeignet 
sind. 

2. Das Gütezeichen wurde im Rahmen eines offenen und transparenten Verfahrens entwi-
ckelt, an dem alle interessierten Kreise teilnehmen können. 

3. Alle betroffenen Unternehmen haben Zugang zum Gütezeichen.  

4. Die Anforderungen wurden von einem Dritten festgelegt, auf den das Unternehmen, das 
das Gütezeichen erwirbt, keinen maßgeblichen Einfluss ausüben konnte. 

(3) Für den Fall, dass die Leistung nicht allen Anforderungen des Gütezeichens entsprechen 
muss, hat der Auftraggeber die betreffenden Anforderungen anzugeben. 

(4)  Der Auftraggeber muss andere Gütezeichen akzeptieren, wenn der Bieter nachweist, 
dass diese gleichwertige Anforderungen an die Leistung stellen. 

(5) Hatte ein Unternehmen aus Gründen, die ihm nicht zugerechnet werden können, nach-
weislich keine Möglichkeit, das vom Auftraggeber angegebene oder ein gleichwertiges Güte-
zeichen innerhalb einer einschlägigen Frist zu erlangen, so muss der Auftraggeber andere 
geeignete Belege akzeptieren, sofern das Unternehmen nachweist, dass die von ihm zu er-
bringende Leistung die Anforderungen des geforderten Gütezeichens oder die vom Auftrag-
geber angegebenen spezifischen Anforderungen erfüllt. 

 

§ 25 

Nebenangebote 
Der Auftraggeber kann Nebenangebote bei Öffentlichen Ausschreibungen und Verfahrensar-
ten mit Teilnahmewettbewerb bereits in der Auftragsbekanntmachung, ansonsten in den 
Vergabeunterlagen zulassen. Fehlt eine entsprechende Angabe, sind keine Nebenangebote 
zugelassen. Nebenangebote müssen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen. 
Bei der Entscheidung über den Zuschlag sind die Grundsätze der Transparenz und Gleich-
behandlung zu beachten. 

 

§ 26 

Unteraufträge 
(1) Der Auftraggeber kann Unternehmen in der Auftragsbekanntmachung oder den Verga-
beunterlagen auffordern, bei Angebotsabgabe die Teile des Auftrags, die sie im Wege der 
Unterauftragsvergabe an Dritte zu vergeben beabsichtigen, sowie, falls zumutbar, die vorge-
sehenen Unterauftragnehmer zu benennen. Vor Zuschlagserteilung kann der Auftraggeber 
von den Bietern, deren Angebote in die engere Wahl kommen, verlangen, die Unterauftrag-
nehmer zu benennen und nachzuweisen, dass ihnen die erforderlichen Mittel dieser Unter-
auftragnehmer zur Verfügung stehen. Wenn ein Bewerber oder Bieter die Vergabe eines 
Teils des Auftrags an einen Dritten im Wege der Unterauftragsvergabe beabsichtigt und sich 
zugleich im Hinblick auf seine Leistungsfähigkeit gemäß § 34 Absatz 2 auf die Kapazitäten 
dieses Dritten beruft, ist auch § 35 anzuwenden. 

(2) Die Haftung des Hauptauftragnehmers gegenüber dem Auftraggeber bleibt von Absatz 1 
unberührt. 

(3) Für Unterauftragnehmer aller Stufen gilt § 128 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen entsprechend. 
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(4) Der Auftraggeber kann in den Vertragsbedingungen vorschreiben, dass der Auftragneh-
mer spätestens bei Beginn der Auftragsausführung die Namen, die Kontaktdaten und die 
gesetzlichen Vertreter seiner Unterauftragnehmer mitteilt und dass jede im Rahmen der Auf-
tragsausführung eintretende Änderung auf der Ebene der Unterauftragnehmer mitzuteilen 
ist. Des Weiteren können die Mitteilungspflichten des Auftragnehmers auch auf Lieferanten, 
die an Dienstleistungsaufträgen beteiligt sind, sowie auf weitere Stufen in der Kette der Un-
terauftragnehmer ausgeweitet werden. 

(5) Erhält der Auftraggeber Kenntnis darüber, dass Gründe für einen zwingenden Ausschluss 
eines Unterauftragnehmers nach § 31 vorliegen, so verlangt der Auftraggeber die Ersetzung 
des Unterauftragnehmers. Betrifft die Kenntnis fakultative Ausschlussgründe nach § 31, kann 
der Auftraggeber verlangen, dass dieser ersetzt wird. Der Auftraggeber setzt dem Bewerber 
oder Bieter dafür eine Frist. Die Frist ist so zu bemessen, dass dem Auftraggeber durch die 
Verzögerung keine Nachteile entstehen. Ist dem Bewerber oder Bieter ein Wechsel des Un-
terauftragnehmers innerhalb dieser Frist nicht möglich, wird das Angebot ausgeschlossen. 

(6) Der Auftraggeber kann vorschreiben, dass alle oder bestimmte Aufgaben bei der Leis-
tungserbringung unmittelbar vom Auftragnehmer selbst oder im Fall einer Bietergemein-
schaft von einem Teilnehmer der Bietergemeinschaft ausgeführt werden müssen. 

 

Unterabschnitt 4 
Veröffentlichungen; Transparenz 

§ 27 

Auftragsbekanntmachung; Beschafferprofil 
(1) Der Auftraggeber teilt seine Absicht, im Wege einer Öffentlichen Ausschreibung, einer 
Beschränkten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb oder einer Verhandlungsvergabe mit 
Teilnahmewettbewerb einen öffentlichen Auftrag zu vergeben oder eine Rahmenvereinba-
rung abzuschließen, in einer Auftragsbekanntmachung mit. 

(2) Der Auftraggeber kann im Internet zusätzlich ein Beschafferprofil einrichten. Es enthält 
die Veröffentlichung von Angaben über geplante oder laufende Vergabeverfahren, über ver-
gebene Aufträge oder aufgehobene Vergabeverfahren sowie alle sonstigen für die Auftrags-
vergabe relevanten Informationen wie zum Beispiel Kontaktstelle, Anschrift, E-Mail-Adresse, 
Telefon- und Telefaxnummer des Auftraggebers. 

 

§ 28 

Veröffentlichung von Auftragsbekanntmachungen 
(1) Auftragsbekanntmachungen sind auf den Internetseiten des Auftraggebers oder auf In-
ternetportalen zu veröffentlichen. Zusätzlich können Auftragsbekanntmachungen in Tages-
zeitungen, amtlichen Veröffentlichungsblättern oder Fachzeitschriften veröffentlicht werden. 
Auftragsbekanntmachungen auf Internetseiten des Auftraggebers oder auf Internetportalen 
müssen zentral über die Suchfunktion des Internetportals www.bund.de ermittelt werden 
können. 

(2) Aus der Auftragsbekanntmachung müssen alle Angaben für eine Entscheidung zur Teil-
nahme am Vergabeverfahren oder zur Angebotsabgabe ersichtlich sein. Sie enthält mindes-
tens:  
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1. die Bezeichnung und die Anschrift der zur Angebotsabgabe auffordernden Stelle, der 
den Zuschlag erteilenden Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teilnahme-
anträge einzureichen sind, 

2. die Verfahrensart, 

3. die Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzureichen sind, 

4. gegebenenfalls in den Fällen des § 29 Absatz 3 die Maßnahmen zum Schutz der Ver-
traulichkeit und die Informationen zum Zugriff auf die Vergabeunterlagen, 

5. Art und Umfang der Leistung sowie den Ort der Leistungserbringung, 

6. gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art der einzelnen Lose, 

7. gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten, 

8. etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist, 

9. die elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterlagen abgerufen werden können 
oder die Bezeichnung und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen abgibt o-
der bei der sie eingesehen werden können, 

10. die Teilnahme- oder Angebots- und Bindefrist, 

11. die Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen, 

12. die wesentlichen Zahlungsbedingungen oder die Angabe der Unterlagen, in denen sie 
enthalten sind, 

13. die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vorzulegenden Unterlagen, die der Auf-
traggeber für die Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters und des Nichtvor-
liegens von Ausschlussgründen verlangt, und 

14. die Angabe der Zuschlagskriterien, sofern diese nicht in den Vergabeunterlagen genannt 
werden. 

 

§ 29 

Bereitstellung der Vergabeunterlagen 
(1) Der Auftraggeber gibt in der Auftragsbekanntmachung eine elektronische Adresse an, 
unter der die Vergabeunterlagen unentgeltlich, uneingeschränkt, vollständig und direkt abge-
rufen werden können. 

(2) Der Auftraggeber kann die Vergabeunterlagen auf einem anderen geeigneten Weg 
übermitteln, wenn die erforderlichen elektronischen Mittel zum Abruf der Vergabeunterlagen 

1. aufgrund der besonderen Art der Auftragsvergabe nicht mit allgemein verfügbaren oder 
verbreiteten Geräten und Programmen der Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie kompatibel sind, 

2. Dateiformate zur Beschreibung der Angebote verwenden, die nicht mit allgemein verfüg-
baren oder verbreiteten Programmen verarbeitet werden können oder die durch andere 
als kostenlose und allgemein verfügbare Lizenzen geschützt sind, oder 

3. die Verwendung von Bürogeräten voraussetzen, die dem Auftraggeber nicht allgemein 
zur Verfügung stehen. 

(3) Der Auftraggeber gibt in der Auftragsbekanntmachung an, welche Maßnahmen er zum 
Schutz der Vertraulichkeit von Informationen anwendet und wie auf die Vergabeunterlagen 
zugegriffen werden kann. 
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§ 30 

Vergabebekanntmachung 
(1) Der Auftraggeber informiert nach der Durchführung einer Beschränkten Ausschreibung 
ohne Teilnahmewettbewerb oder einer Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb für 
die Dauer von drei Monaten über jeden so vergebenen Auftrag ab einem Auftragswert von 
25 000 Euro ohne Umsatzsteuer auf seinen Internetseiten oder auf Internetportalen. Diese 
Information enthält mindestens folgende Angaben: 

1. Name und Anschrift des Auftraggebers und dessen Beschaffungsstelle, 

2. Name des beauftragten Unternehmens; soweit es sich um eine natürliche Person han-
delt, ist deren Einwilligung einzuholen oder deren Name zu anonymisieren, 

3. Verfahrensart, 

4. Art und Umfang der Leistung, 

5. Zeitraum der Leistungserbringung. 

(2) Der Auftraggeber ist nicht verpflichtet, einzelne Angaben zu veröffentlichen, wenn deren 
Veröffentlichung  

1. den Gesetzesvollzug behindern,  

2. dem öffentlichen Interesse zuwiderlaufen,  

3. den berechtigten geschäftlichen Interessen eines Unternehmens schaden oder  

4. den lauteren Wettbewerb zwischen Unternehmen  

beeinträchtigen würde. 

 
 

Unterabschnitt 5 
Anforderungen an Unternehmen; Eignung 

§ 31 

Auswahl geeigneter Unternehmen; Ausschluss von Bewerbern und Bietern 
(1) Öffentliche Aufträge werden an fachkundige und leistungsfähige (geeignete) Unterneh-
men vergeben, die nicht in entsprechender Anwendung der §§ 123 oder 124 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen ausgeschlossen worden sind. 

(2) Der Auftraggeber überprüft die Eignung der Bewerber oder Bieter anhand der nach § 33 
festgelegten Eignungskriterien. Die Eignungskriterien können die Befähigung und Erlaubnis 
zur Berufsausübung oder die wirtschaftliche, finanzielle, technische oder berufliche Leis-
tungsfähigkeit betreffen. Bei Vorliegen von Ausschlussgründen sind § 125 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen zur Selbstreinigung und § 126 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen zur zulässigen Höchstdauer des Ausschlusses entsprechend 
anzuwenden. § 123 Absatz 1 Nummer 4 und 5 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen findet auch insoweit entsprechende Anwendung, soweit sich die Straftat gegen öf-
fentliche Haushalte richtet. § 124 Absatz 1 Nummer 7 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen findet mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass die mangelhafte 
Vertragserfüllung weder zu einer vorzeitigen Beendigung des Vertrags, noch zu Schadens-
ersatz oder einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt haben muss. 
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(3) Bei Verfahrensarten mit Teilnahmewettbewerb fordert der Auftraggeber nur solche Be-
werber zur Abgabe eines Angebots auf, die ihre Eignung nachgewiesen haben und nicht 
ausgeschlossen worden sind.  

(4) Bei einer Öffentlichen Ausschreibung kann der Auftraggeber entscheiden, ob er die An-
gebotsprüfung vor der Eignungsprüfung durchführt. 

 

§ 32 

Rechtsform von Unternehmen und Bietergemeinschaften 
(1) Bewerber oder Bieter, die gemäß den Rechtsvorschriften des Staates, in dem sie nieder-
gelassen sind, zur Erbringung der betreffenden Leistung berechtigt sind, dürfen nicht allein 
deshalb zurückgewiesen werden, weil sie gemäß den deutschen Rechtsvorschriften eine 
natürliche oder juristische Person sein müssten. Juristische Personen können jedoch bei 
Dienstleistungsaufträgen sowie bei Lieferaufträgen, die zusätzlich Dienstleistungen umfas-
sen, verpflichtet werden, in ihrem Antrag auf Teilnahme oder in ihrem Angebot die Namen 
und die berufliche Befähigung der Personen anzugeben, die für die Erbringung der Leistung 
als verantwortlich vorgesehen sind. 

(2) Bewerber- und Bietergemeinschaften sind wie Einzelbewerber und -bieter zu behandeln. 
Der Auftraggeber darf nicht verlangen, dass Gruppen von Unternehmen eine bestimmte 
Rechtsform haben müssen, um einen Antrag auf Teilnahme zu stellen oder ein Angebot ab-
zugeben. Sofern erforderlich, kann der Auftraggeber in den Vergabeunterlagen Bedingungen 
festlegen, wie Gruppen von Unternehmen die Eignungskriterien zu erfüllen und den Auftrag 
auszuführen haben; solche Bedingungen müssen durch sachliche Gründe gerechtfertigt und 
angemessen sein. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 kann der Auftraggeber verlangen, dass eine Bietergemein-
schaft nach Zuschlagserteilung eine bestimmte Rechtsform annimmt, soweit dies für die ord-
nungsgemäße Durchführung des Auftrags erforderlich ist. 

 

§ 33 

Eignungskriterien 
(1) Der Auftraggeber kann im Hinblick auf die Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung 
und die wirtschaftliche, finanzielle, technische und berufliche Leistungsfähigkeit Anforderun-
gen stellen, die sicherstellen, dass die Bewerber oder Bieter über die erforderliche Eignung 
für die ordnungsgemäße Ausführung des Auftrags verfügen. Die Anforderungen müssen mit 
dem Auftragsgegenstand in Verbindung und zu diesem in einem angemessenen Verhältnis 
stehen. Sie sind bei Öffentlichen Ausschreibungen und Verfahrensarten mit Teilnahmewett-
bewerb bereits in der Auftragsbekanntmachung, ansonsten in den Vergabeunterlagen aufzu-
führen. 

(2) Soweit eintragungs-, anzeige- oder erlaubnispflichtige Tätigkeiten Gegenstand der Leis-
tung sind, kann der Auftraggeber zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens entsprechende Nach-
weise der Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung verlangen. 
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§ 34 

Eignungsleihe 
(1) Ein Bewerber oder Bieter kann für einen bestimmten öffentlichen Auftrag im Hinblick auf 
die erforderliche wirtschaftliche, finanzielle, technische und berufliche Leistungsfähigkeit die 
Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch nehmen, wenn er nachweist, dass ihm die 
für den Auftrag erforderlichen Mittel tatsächlich zur Verfügung stehen werden, indem er bei-
spielsweise eine entsprechende Verpflichtungserklärung dieser Unternehmen vorlegt. Diese 
Möglichkeit besteht unabhängig von der Rechtsnatur der zwischen dem Bewerber oder Bie-
ter und den anderen Unternehmen bestehenden Verbindungen. Ein Bewerber oder Bieter 
kann jedoch im Hinblick auf Nachweise für die erforderliche berufliche Leistungsfähigkeit wie 
Ausbildungs- und Befähigungsnachweise oder die einschlägige berufliche Erfahrung die Ka-
pazitäten anderer Unternehmen nur dann in Anspruch nehmen, wenn diese die Leistung 
erbringen, für die diese Kapazitäten benötigt werden. 

(2) Der Auftraggeber überprüft im Rahmen der Eignungsprüfung, ob die Unternehmen, deren 
Kapazitäten der Bewerber oder Bieter für die Erfüllung bestimmter Eignungskriterien in An-
spruch nehmen will, die entsprechenden Eignungskriterien erfüllen und ob Ausschlussgrün-
de vorliegen. § 26 Absatz 5 gilt entsprechend. Legt der Bewerber oder Bieter eine Einheitli-
che Europäische Eigenerklärung nach § 50 der Vergabeverordnung vor, so muss diese auch 
die Angaben enthalten, die für die Überprüfung nach Satz 1 erforderlich sind. 

(3) Nimmt ein Bewerber oder Bieter die Kapazitäten eines anderen Unternehmens im Hin-
blick auf die erforderliche wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit in Anspruch, so 
kann der Auftraggeber eine gesamtschuldnerische Haftung des Bewerbers oder Bieters und 
des anderen Unternehmens für die Auftragsausführung entsprechend dem Umfang der Eig-
nungsleihe verlangen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Bewerber- oder Bietergemeinschaften. 

 

§ 35 

Beleg der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen 
(1) In der Auftragsbekanntmachung oder bei Verfahrensarten ohne Teilnahmewettbewerb in 
der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots ist neben den Eignungskriterien ferner anzu-
geben, mit welchen Unterlagen (Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen und sonstige 
Nachweise) Bewerber oder Bieter ihre Eignung gemäß den §§ 33 und 34 und das Nichtvor-
liegen von Ausschlussgründen zu belegen haben. 

(2) Der Auftraggeber fordert grundsätzlich die Vorlage von Eigenerklärungen an. 

(3) Als vorläufigen Beleg der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen kann 
der Auftraggeber die Vorlage einer Einheitlichen Europäischen Eigenerklärung nach § 50 der 
Vergabeverordnung verlangen. § 50 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 der Vergabever-
ordnung gelten entsprechend. 

(4) Der Auftraggeber kann Bewerber oder Bieter auffordern, die erhaltenen Unterlagen zu 
erläutern. 

(5) Kann ein Bewerber oder Bieter aus einem berechtigten Grund die geforderten Unterlagen 
nicht beibringen, so kann er die Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung oder seine 
wirtschaftliche, finanzielle, technische oder berufliche Leistungsfähigkeit durch Vorlage ande-
rer, vom Auftraggeber als geeignet angesehener Unterlagen belegen. 

(6) Sofern der Bewerber oder Bieter in einem amtlichen Verzeichnis eingetragen ist oder 
über eine Zertifizierung verfügt, die jeweils den Anforderungen des Artikels 64 der Richtlinie 
2014/24/EU entsprechen, werden die im amtlichen Verzeichnis oder dem Zertifizierungssys-
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tem niedergelegten Unterlagen und Angaben vom Auftraggeber nur in begründeten Fällen in 
Zweifel gezogen (Eignungsvermutung). Ein den Anforderungen des Artikels 64 der Richtlinie 
2014/24/EU entsprechendes amtliches Verzeichnis kann auch durch Industrie- und Handels-
kammern eingerichtet werden. Die Industrie- und Handelskammern bedienen sich bei der 
Führung des amtlichen Verzeichnisses einer gemeinsamen verzeichnisführenden Stelle. 

 

§ 36 

Begrenzung der Anzahl der Bewerber 
(1) Bei allen Verfahrensarten mit Teilnahmewettbewerb kann der Auftraggeber die Zahl der 
geeigneten Bewerber, die zur Abgabe eines Angebots oder zur Teilnahme an Verhandlun-
gen aufgefordert werden, begrenzen, sofern genügend geeignete Bewerber zur Verfügung 
stehen. Dazu gibt der Auftraggeber in der Auftragsbekanntmachung die von ihm vorgesehe-
nen objektiven und nichtdiskriminierenden Eignungskriterien für die Begrenzung der Zahl, die 
vorgesehene Mindestzahl und gegebenenfalls auch die Höchstzahl der aufzufordernden Be-
werber an. 

(2) Die vom Auftraggeber vorgesehene Mindestzahl der zur Angebotsabgabe oder zur Teil-
nahme an Verhandlungen aufzufordernden Bewerber darf nicht niedriger als drei sein. In 
jedem Fall muss die vorgesehene Mindestzahl ausreichend hoch sein, sodass der Wettbe-
werb gewährleistet ist. Sofern die Zahl geeigneter Bewerber unter der Mindestzahl liegt, 
kann der Auftraggeber das Vergabeverfahren fortführen, indem er alle Bewerber zur Ange-
botsabgabe oder zur Teilnahme an Verhandlungen auffordert, die über die geforderte Eig-
nung verfügen. Unternehmen, die sich nicht um die Teilnahme beworben haben, oder Be-
werber, die nicht über die geforderte Eignung verfügen, dürfen nicht zugelassen werden. 

 

 

Unterabschnitt 6 
Einreichung, Form und Umgang mit Teilnahmeanträgen und Angeboten 

§ 37 

Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zur Verhandlung nach Teilnahmewettbewerb 
(1) Ist ein Teilnahmewettbewerb durchgeführt worden, wählt der Auftraggeber alle geeigne-
ten, nicht ausgeschlossenen Bewerber oder gemäß § 36 eine begrenzte Anzahl an geeigne-
ten, nicht ausgeschlossenen Bewerbern aus, die er auffordert, ein Angebot einzureichen 
oder an Verhandlungen teilzunehmen. 

(2) Die Aufforderung nach Absatz 1, ein Angebot einzureichen, enthält mindestens: 

1. einen Hinweis auf die veröffentlichte Auftragsbekanntmachung, 

2. den Tag, bis zu dem ein Angebot eingehen muss, die Anschrift der Stelle, bei der es 
einzureichen ist, die Art der Einreichung sowie die Sprache, in der es abzufassen ist, 

3. die Bezeichnung der gegebenenfalls beizufügenden Unterlagen, sofern nicht bereits in 
der Auftragsbekanntmachung enthalten. 
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§ 38 

Form und Übermittlung der Teilnahmeanträge und Angebote 
(1) Der Auftraggeber legt fest, ob die Unternehmen ihre Teilnahmeanträge und Angebote in 
Textform nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs mithilfe elektronischer Mittel gemäß § 
7, auf dem Postweg, durch Telefax oder durch einen anderen geeigneten Weg oder durch 
Kombination dieser Mittel einzureichen haben. Dasselbe gilt für die sonstige Kommunikation 
nach § 7. 

(2) Ab dem 1. Januar 2019 akzeptiert der Auftraggeber die Einreichung von Teilnahmeanträ-
gen und Angeboten in Textform nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs mithilfe elektro-
nischer Mittel gemäß § 7, auch wenn er die Übermittlung auf dem Postweg, durch Telefax 
oder durch einen anderen geeigneten Weg oder durch Kombination dieser Mittel vorgegeben 
hat. Dasselbe gilt für die sonstige Kommunikation nach § 7. 

(3) Ab dem 1. Januar 2020 gibt der Auftraggeber vor, dass die Unternehmen ihre Teilnah-
meanträge und Angebote in Textform nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuchs aus-
schließlich mithilfe elektronischer Mittel gemäß § 7 übermitteln. Dasselbe gilt für die sonstige 
Kommunikation nach § 7. 

(4) 1Der Auftraggeber ist zur Akzeptanz oder Vorgabe elektronisch eingereichter Teilnahme-
anträge oder Angebote nach den Absätzen 2 und 3 nicht verpflichtet, wenn 

1. der geschätzte Auftragswert ohne Umsatzsteuer 25 000 Euro nicht überschreitet oder 

2. eine Beschränkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb oder eine Verhandlungs-
vergabe ohne Teilnahmewettbewerb durchgeführt wird. 

Dasselbe gilt für die sonstige Kommunikation nach § 7. 

(5) Eine Verpflichtung zur Einreichung von Angeboten mithilfe elektronischer Mittel gemäß § 
7 besteht nicht, wenn auf die zur Einreichung erforderlichen elektronischen Mittel einer der in 
§ 29 Absatz 2 genannten Gründe zutrifft oder wenn zugleich physische oder maßstabsge-
treue Modelle einzureichen sind, die nicht elektronisch übermittelt werden können. In diesen 
Fällen erfolgt die Kommunikation auf dem Postweg oder auf einem anderen geeigneten 
Weg. 

(6) Ist die Verwendung elektronischer Mittel vorgegeben, prüft der Auftraggeber, ob zu 
übermittelnde Daten erhöhte Anforderungen an die Sicherheit stellen. Soweit es erforderlich 
ist, kann der Auftraggeber verlangen, dass Teilnahmeanträge und Angebote  

1. mit einer fortgeschrittenen elektronischen Signatur gemäß Artikel 3 Nummer 11 der 
Verordnung (EU) Nr. 910/2014 oder mit einem fortgeschrittenen elektronischen Siegel 
gemäß Artikel 3 Nummer 26 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 oder 

2. mit einer qualifizierten elektronischen Signatur gemäß Artikel 3 Nummer 12 der 
Verordnung (EU) Nr. 910/2014 oder mit einem qualifizierten elektronischen Siegel ge-
mäß Artikel 3 Nummer 27 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 zu versehen sind. 

(7) Der Auftraggeber kann festlegen, dass Angebote mithilfe anderer als elektronischer Mittel 
einzureichen sind, wenn sie besonders schutzwürdige Daten enthalten, die bei Verwendung 

1 Amtliche Fußnote: Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird die Auswirkungen der 
Ausnahmen von der umfassenden Verpflichtung zur Übermittlung der Teilnahmeanträge und Angebo-
te in elektronischer Form auf die Vergabepraxis innerhalb von zwei Jahren nach dem in § 38 Absatz 3 
UVgO genannten Datum evaluieren. 
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allgemein verfügbarer oder alternativer elektronischer Mittel nicht angemessen geschützt 
werden können, oder wenn die Sicherheit der elektronischen Mittel nicht gewährleistet wer-
den kann. 

(8) Auf dem Postweg oder direkt übermittelte Teilnahmeanträge und Angebote sind in einem 
verschlossenen Umschlag einzureichen und als solche zu kennzeichnen. 

(9) Auf dem Postweg oder direkt übermittelte Teilnahmeanträge und Angebote müssen un-
terschrieben sein. Bei Abgabe mittels Telefax genügt die Unterschrift auf der Telefaxvorlage. 

(10) Änderungen an den Vergabeunterlagen sind unzulässig. Die Teilnahmeanträge und 
Angebote müssen vollständig sein und alle geforderten Angaben, Erklärungen und Preise 
enthalten. Nebenangebote müssen als solche gekennzeichnet sein. 

(11) Die Unternehmen haben anzugeben, ob für den Auftragsgegenstand gewerbliche 
Schutzrechte bestehen, beantragt sind oder erwogen werden. 

(12) Bewerber- oder Bietergemeinschaften haben im Teilnahmeantrag oder im Angebot je-
weils die Mitglieder sowie eines ihrer Mitglieder als bevollmächtigen Vertreter für den Ab-
schluss und die Durchführung des Vertrags zu benennen. Fehlt eine dieser Angaben, so ist 
sie vor der Zuschlagserteilung beizubringen. 

 

§ 39 

Aufbewahrung ungeöffneter Teilnahmeanträge und Angebote 
Elektronisch übermittelte Teilnahmeanträge und Angebote sind auf geeignete Weise zu 
kennzeichnen und verschlüsselt zu speichern. Auf dem Postweg und direkt übermittelte Teil-
nahmeanträge und Angebote sind ungeöffnet zu lassen, mit Eingangsvermerk zu versehen 
und bis zum Zeitpunkt der Öffnung unter Verschluss zu halten. Mittels Telefax übermittelte 
Teilnahmeanträge und Angebote sind ebenfalls entsprechend zu kennzeichnen und auf ge-
eignete Weise unter Verschluss zu halten. 

 

§ 40 

Öffnung der Teilnahmeanträge und Angebote 
(1) Der Auftraggeber darf vom Inhalt der Teilnahmeanträge und Angebote erst nach Ablauf 
der entsprechenden Fristen Kenntnis nehmen. Dies gilt nicht, wenn nach § 12 Absatz 3 nur 
ein Unternehmen zur Abgabe eines Angebots aufgefordert wurde. 

(2) Die Öffnung der Angebote wird von mindestens zwei Vertretern des Auftraggebers ge-
meinsam an einem Termin unverzüglich nach Ablauf der Angebotsfrist durchgeführt. Bieter 
sind nicht zugelassen. 
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Unterabschnitt 7 
Prüfung und Wertung der Teilnahmeanträge und Angebote; Zuschlag 

§ 41 

Prüfung der Teilnahmeanträge und Angebote; Nachforderung von Unterlagen 
(1) Die Teilnahmeanträge und Angebote sind auf Vollständigkeit und fachliche Richtigkeit, 
Angebote zudem auf rechnerische Richtigkeit zu prüfen. 

(2) Der Auftraggeber kann den Bewerber oder Bieter unter Einhaltung der Grundsätze der 
Transparenz und der Gleichbehandlung auffordern, fehlende, unvollständige oder fehlerhafte 
unternehmensbezogene Unterlagen, insbesondere Eigenerklärungen, Angaben, Bescheini-
gungen oder sonstige Nachweise, nachzureichen, zu vervollständigen oder zu korrigieren, 
oder fehlende oder unvollständige leistungsbezogene Unterlagen nachzureichen oder zu 
vervollständigen. Der Auftraggeber ist berechtigt, in der Auftragsbekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen festzulegen, dass er keine Unterlagen nachfordern wird.  

(3) Die Nachforderung von leistungsbezogenen Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeitsbewer-
tung der Angebote anhand der Zuschlagskriterien betreffen, ist ausgeschlossen. Dies gilt 
nicht für Preisangaben, wenn es sich um unwesentliche Einzelpositionen handelt, deren Ein-
zelpreise den Gesamtpreis nicht verändern oder die Wertungsreihenfolge und den Wettbe-
werb nicht beeinträchtigen. 

(4) Die Unterlagen sind vom Bewerber oder Bieter nach Aufforderung durch den Auftragge-
ber innerhalb einer von diesem festzulegenden angemessenen, nach dem Kalender be-
stimmten Frist vorzulegen. 

(5) Die Entscheidung zur und das Ergebnis der Nachforderung sind zu dokumentieren. 

 

§ 42 

Ausschluss von Teilnahmeanträgen und Angeboten 
(1) Angebote von Unternehmen, die gemäß § 31 die Eignungskriterien nicht erfüllen oder die 
wegen des Vorliegens von Ausschlussgründen ausgeschlossen worden sind, werden bei der 
Wertung nicht berücksichtigt. Darüber hinaus werden Angebote von der Wertung ausge-
schlossen, die nicht den Erfordernissen des § 38 genügen, insbesondere 

1. Angebote, die nicht form- oder fristgerecht eingegangen sind, es sei denn, der Bieter hat 
dies nicht zu vertreten, 

2. Angebote, die nicht die geforderten oder nachgeforderten Unterlagen enthalten, 

3. Angebote, in denen Änderungen des Bieters an seinen Eintragungen nicht zweifelsfrei 
sind, 

4. Angebote, bei denen Änderungen oder Ergänzungen an den Vergabeunterlagen vorge-
nommen worden sind, 

5. Angebote, die nicht die erforderlichen Preisangaben enthalten, es sei denn, es handelt 
sich um unwesentliche Einzelpositionen, deren Einzelpreise den Gesamtpreis nicht ver-
ändern oder die Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb nicht beeinträchtigen, oder 

6. nicht zugelassene Nebenangebote. 

(2) Hat der Auftraggeber Nebenangebote zugelassen und hierfür Mindestanforderungen vor-
gegeben, so berücksichtigt er nur die Nebenangebote, die die von ihm verlangten Mindest-
anforderungen erfüllen. 

 
Stand: 04/17  Anhang –UVgO– Seite 23 
 



HVA L – StB Anhang UVgO 

(3) Absatz 1 findet auf die Prüfung von Teilnahmeanträgen entsprechende Anwendung. 

 

§ 43 

Zuschlag und Zuschlagskriterien 
(1) Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. 

(2) Die Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots erfolgt auf der Grundlage des besten 
Preis-Leistungs-Verhältnisses. Neben dem Preis oder den Kosten können auch qualitative, 
umweltbezogene oder soziale Zuschlagskriterien berücksichtigt werden, insbesondere: 

1. die Qualität, einschließlich des technischen Werts, Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Zugäng-
lichkeit der Leistung insbesondere für Menschen mit Behinderungen, ihrer Übereinstim-
mung mit Anforderungen des "Designs für Alle", soziale, umweltbezogene und innovati-
ve Eigenschaften sowie Vertriebs- und Handelsbedingungen, 

2. die Organisation, Qualifikation und Erfahrung des mit der Ausführung des Auftrags be-
trauten Personals, wenn die Qualität des eingesetzten Personals erheblichen Einfluss 
auf das Niveau der Auftragsausführung haben kann, oder 

3. die Verfügbarkeit von Kundendienst und technischer Hilfe sowie Lieferbedingungen wie 
Liefertermin, Lieferverfahren sowie Liefer- oder Ausführungsfristen. 

Der Auftraggeber kann auch Festpreise oder Festkosten vorgeben, sodass das wirtschaft-
lichste Angebot ausschließlich nach qualitativen, umweltbezogenen oder sozialen Zu-
schlagskriterien nach Satz 2 bestimmt wird. 

(3) Die Zuschlagskriterien müssen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen. Diese 
Verbindung ist auch dann anzunehmen, wenn sich ein Zuschlagskriterium auf Prozesse im 
Zusammenhang mit der Herstellung, Bereitstellung oder Entsorgung der Leistung, auf den 
Handel mit der Leistung oder auf ein anderes Stadium im Lebenszyklus der Leistung bezieht, 
auch wenn sich diese Faktoren nicht auf die materiellen Eigenschaften des Auftragsgegen-
stands auswirken. 

(4) Der Auftraggeber kann vorgeben, dass das Zuschlagskriterium "Kosten" auf der Grundla-
ge der Lebenszykluskosten der Leistung in entsprechender Anwendung des § 59 der Verga-
beverordnung berechnet wird. 

(5) Die Zuschlagskriterien müssen so festgelegt und bestimmt sein, dass die Möglichkeit 
eines wirksamen Wettbewerbs gewährleistet wird, der Zuschlag nicht willkürlich erteilt wer-
den kann und eine wirksame Überprüfung möglich ist, ob und inwieweit die Angebote die 
Zuschlagskriterien erfüllen. 

(6) Der Auftraggeber gibt in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen an, 
wie er die einzelnen Zuschlagskriterien gewichtet, um das wirtschaftlichste Angebot zu ermit-
teln. Diese Gewichtung kann auch mittels einer Spanne angegeben werden, deren Bandbrei-
te angemessen sein muss. Ist die Gewichtung aus objektiven Gründen nicht möglich, so gibt 
der Auftraggeber die Zuschlagskriterien in absteigender Rangfolge an. 

(7) Für den Beleg, ob und inwieweit die angebotene Leistung den geforderten Zuschlagskri-
terien entspricht, gilt § 24 entsprechend. 

(8) An der Entscheidung über den Zuschlag sollen in der Regel mindestens zwei Vertreter 
des Auftraggebers mitwirken. 
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§ 44 

Ungewöhnlich niedrige Angebote 
(1) Erscheinen der Preis oder die Kosten eines Angebots, auf das der Zuschlag erteilt wer-
den soll, im Verhältnis zu der zu erbringenden Leistung ungewöhnlich niedrig, verlangt der 
Auftraggeber vom Bieter Aufklärung. 

(2) Der Auftraggeber prüft die Zusammensetzung des Angebots und berücksichtigt die 
übermittelten Unterlagen. Die Prüfung kann insbesondere betreffen:  

1. die Wirtschaftlichkeit des Fertigungsverfahrens einer Lieferleistung oder der Erbringung 
der Dienstleistung, 

2. die gewählten technischen Lösungen oder die außergewöhnlich günstigen Bedingun-
gen, über die das Unternehmen bei der Lieferung der Waren oder bei der Erbringung der 
Dienstleistung verfügt, 

3. die Besonderheiten der angebotenen Leistung, 

4. die Einhaltung der Verpflichtungen nach § 128 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen, insbesondere der für das Unternehmen geltenden umwelt-, so-
zial- und arbeitsrechtlichen Vorschriften, oder 

5. die etwaige Gewährung einer staatlichen Beihilfe an das Unternehmen. 

(3) Kann der Auftraggeber nach der Prüfung gemäß den Absätzen 1 und 2 die geringe Höhe 
des angebotenen Preises oder der angebotenen Kosten nicht zufriedenstellend aufklären, 
darf er den Zuschlag auf dieses Angebot ablehnen. Der Auftraggeber lehnt das Angebot ab, 
wenn er festgestellt hat, dass der Preis oder die Kosten des Angebots ungewöhnlich niedrig 
sind, weil Verpflichtungen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 nicht eingehalten werden. Der 
Auftraggeber lehnt das Angebot auch dann ab, wenn der Bieter an der Aufklärung nach den 
Absätzen 1 und 2 nicht mitwirkt. 

(4) Stellt der Auftraggeber fest, dass ein Angebot ungewöhnlich niedrig ist, weil der Bieter 
eine staatliche Beihilfe erhalten hat, so lehnt der Auftraggeber das Angebot nur dann ab, 
wenn der Bieter nicht innerhalb einer vom Auftraggeber gesetzten angemessenen Frist 
nachweisen kann, dass die staatliche Beihilfe rechtmäßig gewährt wurde. 

 

§ 45 

Auftragsausführung 
(1) Für die Ausführung von öffentlichen Aufträgen gilt § 128 Absatz 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entsprechend. 

(2) Auftraggeber können Bedingungen für die Ausführung eines Auftrags festlegen, sofern 
diese mit dem Auftragsgegenstand in entsprechender Anwendung des § 127 Absatz 3 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in Verbindung stehen. Die Ausführungsbe-
dingungen müssen sich aus der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen er-
geben. Sie können insbesondere wirtschaftliche, innovationsbezogene, umweltbezogene, 
soziale oder beschäftigungspolitische Belange oder den Schutz der Vertraulichkeit von In-
formationen umfassen. 

(3) Für den Beleg, dass die angebotene Leistung den geforderten Ausführungsbedingungen 
entspricht, gilt § 24 entsprechend. 
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§ 46 

Unterrichtung der Bewerber und Bieter 
(1) Der Auftraggeber unterrichtet jeden Bewerber und jeden Bieter unverzüglich über den 
Abschluss einer Rahmenvereinbarung oder die erfolgte Zuschlagserteilung. Gleiches gilt 
hinsichtlich der Aufhebung oder erneuten Einleitung eines Vergabeverfahrens einschließlich 
der Gründe dafür. Der Auftraggeber unterrichtet auf Verlangen des Bewerbers oder Bieters 
unverzüglich, spätestens innerhalb von 15 Tagen nach Eingang des Antrags die nicht be-
rücksichtigten Bieter über die wesentlichen Gründe für die Ablehnung ihres Angebots, die 
Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebots sowie den Namen des erfolgreichen Bie-
ters, und die nicht berücksichtigten Bewerber über die wesentlichen Gründe ihrer Nichtbe-
rücksichtigung. 

(2) § 30 Absatz 2 gilt für Informationen nach Absatz 1 Satz 3 entsprechend. 

§ 47 

Auftragsänderung  
(1) Für die Änderung eines öffentlichen Liefer- oder Dienstleistungsauftrags ohne Durchfüh-
rung eines neuen Vergabeverfahrens gilt § 132 Absatz 1, 2 und 4 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entsprechend.  

(2) Darüber hinaus ist die Änderung eines öffentlichen Auftrags ohne Durchführung eines 
neuen Vergabeverfahrens zulässig, wenn sich der Gesamtcharakter des Auftrags nicht än-
dert und der Wert der Änderung nicht mehr als 20 Prozent des ursprünglichen Auftragswer-
tes beträgt. Bei mehreren aufeinander folgenden Änderungen ist der Gesamtwert der Ände-
rungen maßgeblich. 

 
 

§ 48 

Aufhebung von Vergabeverfahren 
(1) Der Auftraggeber ist berechtigt, ein Vergabeverfahren ganz oder teilweise aufzuheben, 
wenn 

1. kein Teilnahmeantrag oder Angebot eingegangen ist, das den Bedingungen entspricht, 

2. sich die Grundlage des Vergabeverfahrens wesentlich geändert hat, 

3. kein wirtschaftliches Ergebnis erzielt wurde oder 

4. andere schwerwiegende Gründe bestehen. 

(2) Im Übrigen ist der Auftraggeber grundsätzlich nicht verpflichtet, den Zuschlag zu erteilen.  
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A b s c h n i t t  3  
V e r g a b e  v o n  A u f t r ä g e n  f ü r  b e s o n d e r e  L e i s t u n g e n ;  P l a -

n u n g s w e t t b e w e r b e  

§ 49 

Vergabe von öffentlichen Aufträgen über soziale und andere besondere Dienstleistun-
gen 

(1) Abweichend von § 8 Absatz 2 steht dem Auftraggeber für die Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge über soziale und andere besondere Dienstleistungen im Sinne von § 130 Absatz 1 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen neben der Öffentlichen Ausschreibung und 
der Beschränkten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb stets auch die Verhandlungs-
vergabe mit Teilnahmewettbewerb nach seiner Wahl zur Verfügung. In den Fällen, in denen 
die Voraussetzungen des § 8 Absatz 3 beziehungsweise Absatz 4 vorliegen, kann der Auf-
traggeber auf einen Teilnahmewettbewerb verzichten. Für soziale und andere besondere 
Dienstleistungen, die im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit erbracht oder im Wettbewerb 
mit freiberuflichen Tätigen angeboten werden, gilt § 50. 

(2) Bei der Bewertung der in § 43 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 genannten Zuschlagskriterien 
können insbesondere der Erfolg und die Qualität bereits erbrachter Leistungen des Bieters 
oder des vom Bieter eingesetzten Personals berücksichtigt werden. Bei Dienstleistungen 
nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozialgesetzbuch können für die Bewertung des Erfolgs 
und der Qualität bereits erbrachter Leistungen des Bieters insbesondere berücksichtigt wer-
den: 

1. Eingliederungsquoten, 

2. Abbruchquoten, 

3. erreichte Bildungsabschlüsse und 

4. Beurteilungen der Vertragsausführung durch den Auftraggeber anhand transparenter 
und nichtdiskriminierender Methoden. 

§ 50 

Sonderregelung zur Vergabe von freiberuflichen Leistungen 
Öffentliche Aufträge über Leistungen, die im Rahmen einer freiberuflichen Tätigkeit erbracht 
oder im Wettbewerb mit freiberuflich Tätigen angeboten werden,2 sind grundsätzlich im 

2 vgl. § 18 Absatz 1 Nummer 1 EStG: 
(1) Einkünfte aus selbständiger Arbeit sind: 1. Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit. Zu der freiberufli-
chen Tätigkeit gehören die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, künstlerische, schriftstellerische, 
unterrichtende oder erzieherische Tätigkeit, die selbständige Berufstätigkeit der Ärzte, Zahnärzte, 
Tierärzte, Rechtsanwälte, Notare, Patentanwälte, Vermessungsingenieure, Ingenieure, Architekten, 
Handelschemiker, Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, beratenden Volks- und Betriebswirte, vereidigten 
Buchprüfer (vereidigten Bücherrevisoren), Steuerbevollmächtigten, Heilpraktiker, Dentisten, Kranken-
gymnasten, Journalisten, Bildberichterstatter, Dolmetscher, Übersetzer, Lotsen und ähnlicher Berufe. 
Ein Angehöriger eines freien Berufs im Sinne der Sätze 1 und 2 ist auch dann freiberuflich tätig, wenn 
er sich der Mithilfe fachlich vorgebildeter Arbeitskräfte bedient; Voraussetzung ist, dass er auf Grund 
eigener Fachkenntnisse leitend und eigenverantwortlich tätig wird. Eine Vertretung im Fall vorüberge-
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Wettbewerb zu vergeben. Dabei ist so viel Wettbewerb zu schaffen, wie dies nach der Natur 
des Geschäfts oder nach den besonderen Umständen möglich ist. 

§ 51 

Vergabe von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen öffentlichen Aufträgen 
(1) Abweichend von § 8 Absatz 2 stehen dem Auftraggeber für die Vergabe von verteidi-
gungs- oder sicherheitsspezifischen öffentlichen Aufträgen im Sinne von § 104 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen die Beschränkte Ausschreibung mit oder ohne Teil-
nahmewettbewerb oder die Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb nach 
seiner Wahl zur Verfügung.  

(2) Im Falle eines verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen öffentlichen Auftrags im Sinne 
von § 104 Absatz 1 bis 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen gilt § 7 der 
Vergabeverordnung Verteidigung und Sicherheit entsprechend. 

(3) Auftraggeber legen in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen ihre 
Anforderungen an die Versorgungssicherheit fest. Auftraggeber können insbesondere ver-
langen, dass der Teilnahmeantrag oder das Angebot die in § 8 Absatz 2 der Vergabeverord-
nung Verteidigung und Sicherheit aufgeführten Angaben enthält. 

(4) § 31 Absatz 1 gilt bei verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen öffentlichen Aufträgen 
mit der Maßgabe, dass ein Unternehmen in entsprechender Anwendung des § 124 Absatz 1 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen auch dann von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausgeschlossen werden kann, wenn das Unternehmen nicht die erforder-
liche Vertrauenswürdigkeit aufweist, um Risiken für die nationale Sicherheit auszuschließen. 
Der Nachweis, dass Risiken für die nationale Sicherheit nicht auszuschließen sind, kann 
auch mit Hilfe geschützter Datenquellen erfolgen. 

§ 52 

Durchführung von Planungswettbewerben 
Planungswettbewerbe können insbesondere auf den Gebieten der Raumplanung, des Städ-
tebaus und des Bauwesens oder der Datenverarbeitung durchgeführt werden.  

A b s c h n i t t  4  
S c h l u s s b e s t i m m u n g e n  

§ 53 

Vergabe im Ausland 
Auslandsdienststellen oder inländische Dienststellen in den Fällen des § 8 Absatz 4 Nummer 
17 Halbsatz 2 sind bei der Vergabe von Liefer- und Dienstleistungsaufträgen im Ausland 
nicht verpflichtet, § 28 Absatz 1 Satz 1 und 3, § 29 Absatz 1, § 30 und § 38 Absatz 2 bis 4 
dieser Verfahrensordnung anzuwenden. 

hender Verhinderung steht der Annahme einer leitenden und eigenverantwortlichen Tätigkeit nicht 
entgegen; ... 
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§ 54 

Fristenbestimmung und -berechnung 
(1) Der Auftraggeber soll Fristen festlegen, die nach dem Kalendertag bestimmt sind. 

(2) Für die Berechnung der im Rahmen dieser Verfahrensordnung festgelegten Fristen gel-
ten die §§ 186 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 
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Allgemeine Vertragsbedingungen  

für die Ausführung von Leistungen 

 

(VOL/B) Fassung 2003 
 
 
 

Präambel  
Die nachstehenden Allgemeinen Vertragsbedingungen sind bestimmt für Verträge über Leis-
tungen, insbesondere für Dienst-, Kauf- und Werkverträge sowie für Verträge über die Lieferung 
herzustellender oder zu erzeugender beweglicher Sachen.  
 
 

§ 1 
Art und Umfang der Leistungen 

1. Art und Umfang der beiderseitigen Leistungen werden durch den Vertrag bestimmt.  
2. Bei Widersprüchen im Vertrag gelten nacheinander  

a) die Leistungsbeschreibung  
b) Besondere Vertragsbedingungen  
c) etwaige Ergänzende Vertragsbedingungen  
d) etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen  
e) etwaige allgemeine Technische Vertragsbedingungen  
f) die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B).  

§ 2 
Änderungen der Leistung 

1. Der Auftraggeber kann nachträglich Änderungen in der Beschaffenheit der Leistung im 
Rahmen der Leistungsfähigkeit des Auftragnehmers verlangen, es sei denn, dies ist für den 
Auftragnehmer unzumutbar.  

2. Hat der Auftragnehmer Bedenken gegen die Leistungsänderung, so hat er sie dem Auf-
traggeber unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Teilt der Auftraggeber die Bedenken des 
Auftragnehmers nicht, so bleibt er für seine Angaben und Anordnungen verantwortlich. Zu 
einer gutachtlichen Äußerung ist der Auftragnehmer nur aufgrund eines gesonderten 
Auftrags verpflichtet.  

3. Werden durch Änderung in der Beschaffenheit der Leistung die Grundlagen des Preises für 
die im Vertrag vorgesehene Leistung geändert, so ist ein neuer Preis unter 
Berücksichtigung der Mehr- und Minderkosten zu vereinbaren. In der Vereinbarung sind 
etwaige Auswirkungen der Leistungsänderung auf sonstige Vertragsbedingungen, 
insbesondere auf Ausführungsfristen, zu berücksichtigen. Diese Vereinbarung ist 
unverzüglich zu treffen.  
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4. (1) Leistungen, die der Auftragnehmer ohne Auftrag oder unter eigenmächtiger Abweichung 

vom Vertrag ausführt, werden nicht vergütet. Solche Leistungen hat er auf Verlangen 
innerhalb einer angemessenen Frist zurückzunehmen oder zu beseitigen, sonst können sie 
auf seine Kosten und Gefahr zurückgesandt oder beseitigt werden. Eine Vergütung steht 
ihm jedoch zu, wenn der Auftraggeber solche Leistungen nachträglich annimmt.  
(2) Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt.  

§ 3 
Ausführungsunterlagen  

1. Die für die Ausführung erforderlichen Unterlagen sind dem Auftragnehmer unentgeltlich und 
rechtzeitig zu übergeben, soweit sie nicht allgemein zugänglich sind.  

2. Die von den Vertragsparteien einander überlassenen Unterlagen dürfen ohne Zustimmung 
des Vertragspartners weder veröffentlicht, vervielfältigt noch für einen anderen als den 
vereinbarten Zweck genutzt werden. Sie sind, soweit nichts anderes vereinbart ist, auf Ver-
langen zurückzugeben.  

§ 4  
Ausführung der Leistung  

1. (1) Der Auftragnehmer hat die Leistung unter eigener Verantwortung nach dem Vertrag 
auszuführen. Dabei hat er die Handelsbräuche, die anerkannten Regeln der Technik sowie 
die gesetzlichen Vorschriften und behördlichen Bestimmungen zu beachten.  
(2) Der Auftragnehmer ist für die Erfüllung der gesetzlichen, behördlichen und berufs-
genossenschaftlichen Verpflichtungen gegenüber seinen Arbeitnehmern allein 
verantwortlich. Es ist ausschließlich seine Aufgabe, die Vereinbarungen und Maßnahmen zu 
treffen, die sein Verhältnis zu seinen Arbeitnehmern regeln.  

2. (1) Ist mit dem Auftraggeber vereinbart, dass er sich von der vertragsgemäßen Ausführung 
der Leistung unterrichten kann, so ist ihm innerhalb der Geschäfts- oder Betriebsstunden zu 
den Arbeitsplätzen, Werkstätten und Lagerräumen, in denen die Gegenstände der Leistung 
oder Teile von ihr hergestellt oder die hierfür bestimmten Stoffe gelagert werden, Zutritt zu 
gewähren. Auf Wunsch sind ihm die zur Unterrichtung erforderlichen Unterlagen zur 
Einsicht vorzulegen und die entsprechenden Auskünfte zu erteilen.  
(2) Dabei hat der Auftraggeber keinen Anspruch auf Preisgabe von Fabrikations- oder Ge-
schäftsgeheimnissen des Auftragnehmers.  
(3) Alle bei der Besichtigung oder aus den Unterlagen und der sonstigen Unterrichtung er-
worbenen Kenntnisse von Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnissen sind vertraulich zu 
behandeln. Bei Missbrauch haftet der Auftraggeber.  

3. Für die Qualität der Zulieferungen des Auftraggebers sowie für die von ihm vereinbarten 
Leistungen anderer haftet der Auftraggeber, soweit nichts anderes vereinbart ist. Der Auf-
tragnehmer hat die Pflicht, dem Auftraggeber die bei Anwendung der verkehrsüblichen 
Sorgfalt erkennbaren Mängel der Zulieferungen des Auftraggebers und der vom 
Auftraggeber vereinbarten Leistungen anderer unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
Unterlässt er dies, so übernimmt er damit die Haftung.  

4. Der Auftragnehmer darf die Ausführung der Leistung oder wesentlicher Teile davon nur mit 
vorheriger Zustimmung des Auftraggebers an andere übertragen. Die Zustimmung ist nicht 
erforderlich bei unwesentlichen Teilleistungen oder solchen Teilleistungen, auf die der 
Betrieb des Auftragnehmers nicht eingerichtet ist. Diese Bestimmung darf nicht zum 
Nachteil des Handels ausgelegt werden.  
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§ 5  
Behinderung und Unterbrechung der Leistung  

1. Glaubt sich der Auftragnehmer in der ordnungsgemäßen Ausführung der Leistung 
behindert, so hat er dies dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige 
kann unterbleiben, wenn die Tatsachen und deren hindernde Wirkung offenkundig sind.  

2. (1) Die Ausführungsfristen sind angemessen zu verlängern, wenn die Behinderung im Be-
trieb des Auftragnehmers durch höhere Gewalt, andere vom Auftragnehmer nicht zu ver-
tretende Umstände, Streik oder durch rechtlich zulässige Aussperrung verursacht worden 
ist. Gleiches gilt für solche Behinderungen von Unterauftragnehmern und Zulieferern, soweit 
und solange der Auftragnehmer tatsächlich oder rechtlich gehindert ist, 
Ersatzbeschaffungen vorzunehmen.  
 (2) Falls nichts anderes vereinbart ist, sind die Parteien, wenn eine nach Absatz 1 vom 
Auftragnehmer nicht zu vertretende Behinderung länger als drei Monate seit Zugang der 
Mitteilung gemäß Nr. 1 Satz 1 oder Eintritt des offenkundigen Ereignisses gemäß Nr. 1 Satz 
2 dauert berechtigt, binnen 30 Tagen nach Ablauf dieser Zeit durch schriftliche Erklärung 
den Vertrag mit sofortiger Wirkung zu kündigen oder ganz oder teilweise von ihm 
zurückzutreten.  

3. Sobald die hindernden Umstände wegfallen, hat der Auftragnehmer unter schriftlicher Mit-
teilung an den Auftraggeber die Ausführung der Leistung unverzüglich wieder aufzunehmen. 

§ 6 
Art der Anlieferung und Versand 

Der Auftragnehmer hat, soweit der Auftraggeber die Versandkosten gesondert trägt, unter 
Beachtung der Versandbedingungen des Auftraggebers dessen Interesse sorgfältig zu wahren. 
Dies bezieht sich insbesondere auf die Wahl des Beförderungsweges, die Wahl und die Aus-
nutzung des Beförderungsmittels sowie auf die tariflich günstigste Warenbezeichnung. 

§ 7 
Pflichtverletzungen des Auftragnehmers 

1. Im Fall von Pflichtverletzungen des Auftragnehmers finden vorbehaltlich der Regelungen 
des § 14 VOL/B die gesetzlichen Vorschriften nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
Anwendung.  

2. (1) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber im Fall leicht fahrlässig verursachter Schäden 
aufgrund von Pflichtverletzungen den entgangenen Gewinn des Auftraggebers nicht zu 
ersetzen. Die Pflicht zum Ersatz dieser Schäden ist ebenfalls ausgeschlossen, wenn der 
Verzug durch Unterauftragnehmer verursacht worden ist, die der Auftraggeber dem Auf-
tragnehmer vorgeschrieben hat.  
(2) Darüber hinaus kann die Schadensersatzpflicht im Einzelfall weiter begrenzt werden. 
Dabei sollen branchenübliche Lieferbedingungen z. B. dann berücksichtigt werden, wenn 
die Haftung summenmäßig oder auf die Erstattung von Mehraufwendungen für Ersatz-
beschaffungen beschränkt werden soll.  
(3) Macht der Auftraggeber Schadensersatz statt der ganzen Leistung oder anstelle davon 
Aufwendungsersatz geltend, so ist der Auftragnehmer verpflichtet, die ihm überlassenen 
Unterlagen (Zeichnungen, Berechnungen usw.) unverzüglich zurückzugeben. Der Auftrag-
geber hat dem Auftragnehmer unverzüglich eine Aufstellung über die Art seiner Ansprüche 
mitzuteilen. Die Mehrkosten für die Ausführung der Leistung durch einen Dritten hat der 
Auftraggeber dem Auftragnehmer innerhalb von 3 Monaten nach Abrechnung mit dem 
Dritten mitzuteilen. Die Höhe der übrigen Ansprüche hat der Auftraggeber dem 
Auftragnehmer unverzüglich anzugeben.  
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(4) Macht der Auftraggeber bei bereits teilweise erbrachter Leistung Ansprüche auf Scha-
densersatz statt der Leistung oder anstelle davon Aufwendungsersatz nur wegen des noch 
ausstehenden Teils der Leistung geltend, so hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber un-
verzüglich eine prüfbare Rechnung über den bereits bewirkten Teil der Leistung zu 
übermitteln. Im Übrigen findet Absatz 3 Anwendung.  

3. Übt der Auftraggeber ein Rücktrittsrecht aus, finden Nr. 2 Absatz 3 Sätze 1 und 4 entspre-
chende Anwendung; bei teilweisem Rücktritt gilt zusätzlich Nr. 2 Absatz 4 Satz 1 entspre-
chend.  

4. (1) Gerät der Auftragnehmer in Verzug, setzt der Auftraggeber dem Auftragnehmer vor 
Ausübung des Rücktrittsrechtes eine angemessene Frist zur Leistung oder Nacherfüllung.  
(2) Der Auftraggeber ist verpflichtet, auf Verlangen des Auftragnehmers zu erklären, ob er 
wegen der Verzögerung der Leistung vom Vertrag zurücktritt oder auf der Leistung besteht. 
Diese Anfrage ist vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 zu stellen. Bis zum Zugang der Antwort 
beim Auftragnehmer bleibt dieser zur Leistung berechtigt.  

§ 8 
Lösung des Vertrags durch den Auftraggeber 

 
1. Der Auftraggeber kann vom Vertrag zurücktreten oder den Vertrag mit sofortiger Wirkung 

kündigen, wenn über das Vermögen des Auftragnehmers das Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser 
Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist oder die ordnungsgemäße Abwicklung des 
Vertrags dadurch in Frage gestellt ist, dass er seine Zahlungen nicht nur vorübergehend 
einstellt. 

2. Der Auftraggeber kann auch vom Vertrag zurücktreten oder den Vertrag mit sofortiger 
Wirkung kündigen, wenn sich der Auftragnehmer in bezug auf die Vergabe an einer unzu-
lässigen Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen beteiligt hat. 

3. Im Falle der Kündigung ist die bisherige Leistung, soweit der Auftraggeber für sie Ver-
wendung hat, nach den Vertragspreisen oder nach dem Verhältnis des geleisteten Teils zu 
der gesamten vertraglichen Leistung auf der Grundlage der Vertragspreise abzurechnen; 
die nicht verwendbare Leistung wird dem Auftragnehmer auf dessen Kosten zurückgewährt.  

4. Die sonstigen gesetzlichen Rechte und Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt.  

§ 9 
Verzug des Auftraggebers, Lösung des Vertrags durch den Auftragnehmer 

1. Im Fall des Verzugs des Auftraggebers als Schuldner und als Gläubiger finden die gesetz-
lichen Vorschriften nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen Anwendung.  

2. (1) Unterlässt der Auftraggeber ohne Verschulden eine ihm nach dem Vertrag obliegende 
Mitwirkung und setzt er dadurch den Auftragnehmer außerstande, die Leistung 
vertragsgemäß zu erbringen, so kann der Auftragnehmer dem Auftraggeber zur Erfüllung 
dieser Mitwirkungspflicht eine angemessene Frist setzen mit der Erklärung, dass er sich 
vorbehalte, den Vertrag mit sofortiger Wirkung zu kündigen, wenn die Mitwirkungspflicht 
nicht bis zum Ablauf der Frist erfüllt werde.  
(2) Im Fall der Kündigung sind bis dahin bewirkte Leistungen nach den Vertragspreisen 
abzurechnen. Im Übrigen hat der Auftragnehmer Anspruch auf eine angemessene Entschä-
digung, deren Höhe in entsprechender Anwendung von § 642 Abs. 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches zu bestimmen ist.  
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3. Ansprüche des Auftragnehmers wegen schuldhafter Verletzung von Mitwirkungspflichten 

durch den Auftraggeber bleiben unberührt.  

§ 10 
Obhutspflichten 

Der Auftragnehmer hat bis zum Gefahrübergang die von ihm ausgeführten Leistungen und die 
für die Ausführung übergebenen Gegenstände vor Beschädigungen oder Verlust zu schützen.  

§ 11 
Vertragsstrafe  

1. Wenn Vertragsstrafen vereinbart sind, gelten die §§ 339 bis 345 des Bürgerlichen Gesetz-
buches. Eine angemessene Obergrenze ist festzulegen. 

2. Ist die Vertragsstrafe für die Überschreitung von Ausführungsfristen vereinbart, darf sie für 
jede vollendete Woche höchstens 1/2 vom Hundert des Wertes desjenigen Teils der 
Leistung betragen, der nicht genutzt werden kann. Diese beträgt maximal 8 %. Ist die 
Vertragsstrafe nach Tagen bemessen, so zählen nur Werktage; ist sie nach Wochen 
bemessen, so wird jeder Werktag einer angefangenen Woche als 1/6 Woche gerechnet. 
Der Auftraggeber kann Ansprüche aus verwirkter Vertragsstrafe bis zur Schlusszahlung 
geltend machen. 

§ 12 
Güteprüfung  

1. Güteprüfung ist die Prüfung der Leistung auf Erfüllung der vertraglich vereinbarten techni-
schen und damit verbundenen organisatorischen Anforderungen durch den Auftraggeber 
oder seinen gemäß Vertrag benannten Beauftragten. Die Abnahme bleibt davon unberührt. 

2. Ist im Vertrag eine Vereinbarung über die Güteprüfung getroffen, die Bestimmungen über 
Art, Umfang und Ort der Durchführung enthalten muss, so gelten ergänzend hierzu, falls 
nichts anderes vereinbart worden ist, die folgenden Bestimmungen: 
a) Auch Teilleistungen können auf Verlangen des Auftraggebers oder Auftragnehmers 

geprüft werden, insbesondere in den Fällen, in denen die Prüfung durch die weitere 
Ausführung wesentlich erschwert oder unmöglich würde.  

b) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber oder dessen Beauftragten den Zeitpunkt der 
Bereitstellung der Leistung oder Teilleistungen für die vereinbarten Prüfungen rechtzeitig 
schriftlich anzuzeigen. Die Parteien legen dann unverzüglich eine Frist fest, innerhalb 
derer die Prüfungen durchzuführen sind. Verstreicht diese Frist aus Gründen, die der 
Auftraggeber zu vertreten hat ungenutzt, kann der Auftragnehmer dem Auftraggeber 
eine angemessene Nachfrist setzen mit der Forderung, entweder innerhalb der Nachfrist 
die Prüfungen durchzuführen oder zu erklären, ob der Auftraggeber auf die Güteprüfung 
verzichtet. Führt der Auftraggeber die Prüfungen nicht innerhalb der Nachfrist durch und 
verzichtet der Auftraggeber auf die Prüfungen nicht, so hat er nach dem Ende der 
Nachfrist Schadensersatz nach den Vorschriften über den Schuldnerverzug zu leisten.  

c) Der Auftragnehmer hat die zur Güteprüfung erforderlichen Arbeitskräfte, Räume, 
Maschinen, Geräte, Prüf- und Messeinrichtungen sowie Betriebsstoffe zur Verfügung zu 
stellen.  

d) Besteht aufgrund der Güteprüfung Einvernehmen über die Zurückweisung der Leistung 
oder von Teilleistungen als nicht vertragsgemäß, so hat der Auftragnehmer diese durch 
vertragsgemäße zu ersetzen.  
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e) Besteht kein Einvernehmen über die Zurückweisung der Leistung aufgrund von Mei-
nungsverschiedenheiten über das angewandte Prüfverfahren, so kann der 
Auftragnehmer eine weitere Prüfung durch eine mit dem Auftraggeber zu vereinbarende 
Prüfstelle verlangen, deren Entscheidung endgültig ist. Die hierbei entstehenden Kosten 
trägt der unterliegende Teil.  

f) Der Auftraggeber hat vor Auslieferung der Leistung einen Freigabevermerk zu erteilen. 
Dieser ist die Voraussetzung für die Auslieferung an den Auftraggeber.  

g) Der Vertragspreis enthält die Kosten, die dem Auftragnehmer durch die vereinbarte Gü-
teprüfung entstehen. Entsprechend der Güteprüfung unbrauchbar gewordene Stücke 
werden auf die Leistung nicht angerechnet.  

§ 13 
Abnahme  

1. (1) Für den Übergang der Gefahr gelten, soweit nichts anderes vereinbart ist, die gesetz-
lichen Vorschriften.  
(2) Wenn der Versand oder die Übergabe der fertig gestellten Leistung auf Wunsch des 
Auftraggebers über den im Vertrag vorgesehenen Termin hinausgeschoben wird, so geht, 
sofern nicht ein anderer Zeitpunkt vereinbart ist, für den Zeitraum der Verschiebung die 
Gefahr auf den Auftraggeber über.  

2. (1) Abnahme ist die Erklärung des Auftraggebers, dass der Vertrag der Hauptsache nach 
erfüllt ist. Ist eine Abnahme gesetzlich vorgesehen oder vertraglich vereinbart, hat der Auf-
traggeber innerhalb der vorgesehenen Frist zu erklären, ob er die Leistung abnimmt. Liegt 
ein nicht wesentlicher Mangel vor, so kann der Auftraggeber die Abnahme nicht verweigern, 
wenn der Auftragnehmer seine Pflicht zur Beseitigung des Mangels ausdrücklich anerkennt. 
Bei Nichtabnahme gibt der Auftraggeber dem Auftragnehmer die Gründe bekannt und setzt, 
sofern insbesondere eine Nacherfüllung möglich und beiden Parteien zumutbar ist, eine 
Frist zur erneuten Vorstellung zur Abnahme, unbeschadet des Anspruchs des 
Auftraggebers aus der Nichteinhaltung des ursprünglichen Erfüllungszeitpunkts.  
(2) Mit der Abnahme entfällt die Haftung des Auftragnehmers für erkannte Mängel, soweit 
sich der Auftraggeber nicht die Geltendmachung von Rechten wegen eines bestimmten 
Mangels vorbehalten hat.  
(3) Hat der Auftraggeber die Leistung in Benutzung genommen, so gilt die Abnahme mit 
Beginn der Benutzung als erfolgt, soweit nichts anderes vereinbart ist.  
(4) Bei der Abnahme von Teilen der Leistung gelten die vorstehenden Absätze 
entsprechend. 

3. Der Auftraggeber kann dem Auftragnehmer eine angemessene Frist setzen um Sachen, die 
der Auftraggeber als nicht vertragsgemäß zurückgewiesen hat, fortzuschaffen. Nach Ablauf 
der Frist kann er diese Sachen unter möglichster Wahrung der Interessen des 
Auftragnehmers auf dessen Kosten veräußern.  

§ 14 
Mängelansprüche und Verjährung  

1. Ist ein Mangel auf ein Verlangen des Auftraggebers nach Änderung der Beschaffenheit der 
Leistung (§ 2 Nr. 1), auf die von ihm gelieferten oder vorgeschriebenen Stoffe oder von ihm 
geforderten Vorlieferungen eines anderen zurückzuführen, so ist der Auftragnehmer von 
Ansprüchen aufgrund dieser Mängel frei, wenn er die schriftliche Mitteilung nach § 2 Nr. 2 
oder § 4 Nr. 3 erstattet hat oder wenn die vom Auftraggeber gelieferten Stoffe mit Mängeln 
behaftet sind, die bei Anwendung verkehrsüblicher Sorgfalt nicht erkennbar waren.  
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2. Für die Mängelansprüche gelten die gesetzlichen Vorschriften mit folgenden Maßgaben:  

a) Weist die Leistung Mängel auf, so ist dem Auftragnehmer zunächst Gelegenheit zur 
Nacherfüllung innerhalb angemessener Frist zu gewähren. Alle diejenigen Teile oder 
Leistungen sind nach Wahl des Auftragnehmers unentgeltlich nachzubessern, neu zu liefern 
oder neu zu erbringen, die innerhalb der Verjährungsfrist einen Sachmangel aufweisen, 
soweit dessen Ursache bereits im Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag.  
Nach Ablauf der Frist zur Nacherfüllung kann der Auftraggeber die Mängel auf Kosten des 
Auftragnehmers selbst beseitigen oder durch einen Dritten beseitigen lassen.  
Der Auftraggeber kann eine angemessene Frist auch mit dem Hinweis setzen, dass er die 
Beseitigung des Mangels nach erfolglosem Ablauf der Frist ablehne; in diesem Fall kann der 
Auftraggeber nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen  
1. die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten sowie  
2. Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher Aufwendungen verlangen.  
b) Ein Anspruch des Auftraggebers auf Schadensersatz bezieht sich auf den Schaden am 

Gegenstand des Vertrages selbst, es sei denn,  
aa) der entstandene Schaden ist durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Auftrag-

nehmers selbst, seiner gesetzlichen Vertreter oder seiner Erfüllungsgehilfen (§ 278 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches) verursacht,  

bb) der Schaden ist durch die Nichterfüllung einer Garantie für die Beschaffenheit der 
Leistung verursacht oder  

cc) der Schaden resultiert aus einer Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Ge-
sundheit. 

 
Soweit der Auftragnehmer nicht nach aa) – cc) haftet, ist der Anspruch auf Ersatz 
vergeblicher Aufwendungen begrenzt auf den Wert der vom Mangel betroffenen Leistung. 
Die Schadens- und Aufwendungsersatzpflicht gemäß aa) entfällt, wenn der Auftragnehmer 
nachweist, dass Sabotage vorliegt, oder wenn der Auftraggeber die Erfüllungsgehilfen 
gestellt hat oder wenn der Auftragnehmer auf die Auswahl der Erfüllungsgehilfen einen 
entscheidenden Einfluss nicht ausüben konnte.  
c) Der Auftraggeber kann dem Auftragnehmer eine angemessene Frist setzen, 

mangelhafte Sachen fortzuschaffen. Nach Ablauf der Frist kann er diese Sachen unter 
möglichster Wahrung der Interessen des Auftragnehmers auf dessen Kosten veräußern. 

d) Für vom Auftraggeber unsachgemäß und ohne Zustimmung des Auftragnehmers vor-
genommene Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten und deren Folgen haftet der 
Auftragnehmer nicht.  

 
3. Soweit nichts anderes vereinbart ist, gelten für die Verjährung der Mängelansprüche die 

gesetzlichen Fristen des Bürgerlichen Gesetzbuches. Andere Regelungen sollen vorge-
sehen werden, wenn dies wegen der Eigenart der Leistung erforderlich ist; hierbei können 
die in dem jeweiligen Wirtschaftszweig üblichen Regelungen in Betracht gezogen werden. 
Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer Mängel unverzüglich schriftlich anzuzeigen.  

§ 15 
 Rechnung  

1. (1) Der Auftragnehmer hat seine Leistung nachprüfbar abzurechnen. Er hat dazu 
Rechnungen übersichtlich aufzustellen und dabei die im Vertrag vereinbarte Reihenfolge 
der Posten einzuhalten, die in den Vertragsbestandteilen enthaltenen Bezeichnungen zu 
verwenden sowie gegebenenfalls sonstige im Vertrag festgelegte Anforderungen an 
Rechnungsvordrucke zu erfüllen und Art und Umfang der Leistung durch Belege in 
allgemein üblicher Form nachzuweisen. Rechnungsbeträge, die für Änderungen und 
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Ergänzungen zu zahlen sind, sollen unter Hinweis auf die getroffenen Vereinbarungen von 
den übrigen getrennt aufgeführt oder besonders kenntlich gemacht werden.  
(2) Wenn vom Auftragnehmer nicht anders bezeichnet, gilt diese Rechnung als Schluss-
rechnung.  
 

2. Wird eine prüfbare Rechnung gemäß Nr. 1 trotz Setzung einer angemessenen Frist nicht 
eingereicht, so kann der Auftraggeber die Rechnung auf Kosten des Auftragnehmers für 
diesen aufstellen, wenn er dies angekündigt hat.  

 
 

§ 16 
Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen  

1. Leistungen werden zu Stundenverrechnungssätzen nur bezahlt, wenn dies im Vertrag 
vorgesehen ist oder wenn sie vor Beginn der Ausführung vom Auftraggeber in Auftrag 
gegeben worden sind.  

2. Dem Auftraggeber sind Beginn und Beendigung von derartigen Arbeiten anzuzeigen. Soweit 
nichts anderes vereinbart ist, sind über die Arbeiten nach Stundenverrechnungssätzen 
wöchentlich Listen einzureichen, in denen die geleisteten Arbeitsstunden und die etwa 
besonders zu vergütenden Roh- und Werkstoffe, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie besonders 
vereinbarte Vergütungen für die Bereitstellung von Gerüsten, Werkzeugen, Geräten, 
Maschinen und dergleichen aufzuführen sind.  

3. Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind Listen wöchentlich, erstmalig 12 Werktage nach 
Beginn, einzureichen.  

§ 17 
Zahlung  

1. Die Zahlung des Rechnungsbetrages erfolgt nach Erfüllung der Leistung. Sie kann früher 
gemäß den vereinbarten Zahlungsbedingungen erfolgen. Fehlen solche Vereinbarungen, so 
hat die Zahlung des Rechnungsbetrages binnen 30 Tagen nach Eingang der prüfbaren 
Rechnung zu erfolgen. Die Zahlung geschieht in der Regel bargeldlos. Maßgebend für die 
Rechtzeitigkeit ist der Zugang des Überweisungsauftrages beim Zahlungsinstitut des 
Auftraggebers.  

2. Sofern Abschlagszahlungen vereinbart sind, sind sie in angemessenen Fristen auf Antrag 
entsprechend dem Wert der erbrachten Leistungen in vertretbarer Höhe zu leisten. Die 
Leistungen sind durch nachprüfbare Aufstellungen nachzuweisen. Abschlagszahlungen 
gelten nicht als Abnahme von Teilen der Leistung.  

3. Bleiben bei der Schlussrechnung Meinungsverschiedenheiten, so ist dem Auftragnehmer 
gleichwohl der ihm unbestritten zustehende Betrag auszuzahlen.  

4. Die vorbehaltlose Annahme der als solche gekennzeichneten Schlusszahlung schließt 
Nachforderungen aus. Ein Vorbehalt ist innerhalb von zwei Wochen nach Eingang der 
Schlusszahlung zu erklären. Ein Vorbehalt wird hinfällig, wenn nicht innerhalb eines 
weiteren Monats eine prüfbare Rechnung über die vorbehaltenen Forderungen eingereicht 
oder, wenn dies nicht möglich ist, der Vorbehalt eingehend begründet wird.  

5. Werden nach Annahme der Schlusszahlung Fehler in den Unterlagen der Abrechnung 
festgestellt, so ist die Schlussrechnung zu berichtigen. Solche Fehler sind Fehler in der 
Leistungsermittlung und in der Anwendung der allgemeinen Rechenregeln, Komma- und 
Übertragungs- einschließlich Seitenübertragungsfehler. Auftraggeber und Auftragnehmer 
sind verpflichtet, die sich daraus ergebenden Beträge zu erstatten.  
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§ 18 
Sicherheitsleistung  

1. (1) Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind Sicherheitsleistungen unter den Voraus-
setzungen des § 14 VOL/A erst ab einem Auftragswert von 50.000,-- Euro zulässig. Wenn 
eine Sicherheitsleistung vereinbart ist, gelten die §§ 232 - 240 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches, soweit sich aus den nachstehenden Bestimmungen nichts anderes ergibt.  
(2) Die Sicherheit dient dazu, die vertragsgemäße Ausführung der Leistung und die Durch-
setzung von Mängelansprüchen sicherzustellen.  

2. (1) Wenn im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, kann Sicherheit durch Hinterlegung von 
Geld oder durch Bürgschaft eines in der Europäischen Union oder in einem Staat, der 
Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder Mitglied des 
WTO-Dienstleistungsübereinkommens (GATS) ist, zugelassenen Kreditinstituts oder 
Kreditversicherers geleistet werden. Sofern der Auftraggeber im Einzelfall begründete 
Bedenken gegen die Tauglichkeit des Bürgen hat, hat der Auftragnehmer die Tauglichkeit 
nachzuweisen. 
(2) Der Auftragnehmer hat die Wahl unter den verschiedenen Arten der Sicherheit; er kann 
eine Sicherheit durch eine andere ersetzen.  

3. Bei Bürgschaft durch andere als zugelassene Kreditinstitute oder Kreditversicherer ist Vor-
aussetzung, dass der Auftraggeber den Bürgen als tauglich anerkannt hat.  

4. (1) Die Bürgschaftserklärung ist schriftlich mit der ausdrücklichen Bestimmung, dass die 
Bürgschaft deutschem Recht unterliegt, unter Verzicht auf die Einreden der 
Aufrechenbarkeit, der Anfechtbarkeit und der Vorausklage abzugeben (§§ 770, 771 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches); sie darf nicht auf bestimmte Zeit begrenzt und muss nach 
Vorschrift des Auftraggebers ausgestellt sein. Die Bürgschaft muss unter den 
Voraussetzungen von § 38 der Zivilprozessordnung die ausdrückliche Vereinbarung eines 
vom Auftraggeber gewählten inländischen Gerichtsstands für alle Streitigkeiten über die 
Gültigkeit der Bürgschaftsvereinbarung sowie aus der Vereinbarung selbst enthalten.  
(2) Der Auftraggeber kann als Sicherheit keine Bürgschaft fordern, die den Bürgen zur 
Zahlung auf erstes Anfordern verpflichtet.  

5. Wird Sicherheit durch Hinterlegung von Geld geleistet, so hat der Auftragnehmer den Betrag 
bei einem zu vereinbarenden Geldinstitut auf ein Sperrkonto einzuzahlen, über das beide 
Parteien nur gemeinsam verfügen können. Etwaige Zinsen stehen dem Auftragnehmer zu.  

6. Der Auftragnehmer hat die Sicherheit binnen 18 Werktagen nach Vertragsschluss zu 
leisten, wenn nichts anderes vereinbart ist.  

7. Der Auftraggeber hat eine Sicherheit entsprechend dem völligen oder teilweisen Wegfall 
des Sicherungszwecks unverzüglich zurückzugeben.  

§ 19 
Streitigkeiten 

1. Bei Meinungsverschiedenheiten sollen Auftraggeber und Auftragnehmer zunächst 
versuchen, möglichst binnen zweier Monate eine gütliche Einigung herbeizuführen.  

2. Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandsvereinbarung nach § 38 der 
Zivilprozessordnung vor, richtet sich der Gerichtsstand für alle Streitigkeiten über die 
Gültigkeit des Vertrages und aus dem Vertragsverhältnis ausschließlich nach dem Sitz der 
für die Prozessvertretung des Auftraggebers zuständigen Stelle, soweit nichts anderes 
vereinbart ist. Die auftraggebende Stelle ist auf Verlangen verpflichtet, die den Auftraggeber 
im Prozess vertretende Stelle mitzuteilen.  

3. Streitfälle berechtigen den Auftragnehmer nicht, die übertragenen Leistungen einzustellen, 
wenn der Auftraggeber erklärt, dass aus Gründen besonderen öffentlichen Interesses eine 
Fortführung der Leistung geboten ist.  
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Die Paragraphen beziehen sich auf die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistun-

gen (VOL/B). 
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1 Preise 
 
1.1 Der Einheitspreis ist der vertragliche Preis, auch wenn im Angebot der Gesamtbetrag einer Ordnungs-

zahl (Position) nicht dem Ergebnis der Multiplikation von Mengenansatz und Einheitspreis entspricht. 
 
1.2 Die vereinbarten Preise beinhalten auch die Kosten für Verpackung, Aufladen, Beförderung bis zur 

Anlieferungs- oder Annahmestelle und Abladen, wenn in der Leistungsbeschreibung nichts anderes 
angegeben ist. 

 
1.3 Etwaige Patentgebühren und Lizenzvergütungen sind durch den Preis für die Leistung abgegolten. 
 
2 Technische Regelwerke (§ 1 Nr. 2) 
 
 In den Vergabeunterlagen genannte technische Regelwerke sind Ergänzende Vertragsbedingungen 

im Sinne von § 1 Nr. 2c. 
 
3 Ausführung der Leistungen (§ 4) 
 
3.1 Der Auftragnehmer hat alle für die Verkehrssicherung im Bereich der Leistungserbringung und ihrer 

Nebenanlagen (z. B. Lagerplätze, Arbeitsplätze, Zufahrtswege) erforderlichen Maßnahmen unter sei-
ner Verantwortung durchzuführen. Er hat dabei Anweisungen des Auftraggebers zu beachten und un-
terliegt bei Leistungserbringung im Bereich von Verkehrsanlagen auch den verkehrsrechtlichen Vor-
schriften. 

 
3.2 Betriebs-, Bedienungs-, Gebrauchsanweisungen und dergleichen sind auch ohne besondere Verein-

barung der zu erbringenden Leistung beizufügen. 
 
3.3 Der Auftragnehmer darf Veröffentlichungen über die Leistung nur mit vorheriger schriftlicher Zustim-

mung des Auftraggebers vornehmen. 
 
4 Unterauftragnehmer (andere Unternehmer) (§ 4 Nr. 4) 
 
4.1 Der Auftragnehmer darf Leistungen nur an Unterauftragnehmer übertragen, die geeignet im Sinne der 

§§ 122 und 128 GWB sind. 
 
4.2 Der Auftragnehmer hat vor der beabsichtigten Übertragung Art und Umfang der Leistungen sowie 

Name und Anschrift des hierfür vorgesehenen Unterauftragnehmers in Textform bekannt zu geben.  
 
4.3 Sollen Leistungen, die Unterauftragnehmern übertragen sind, weiter vergeben werden, ist dies dem 

Auftraggeber vor der beabsichtigten Übertragung in Textform bekannt zu geben; die Nummern 4.1 
und 4.2 gelten entsprechend. 

 
5 Sprache 
 
 Alle Unterlagen und Äußerungen des Auftragnehmers müssen in deutscher Sprache abgefasst sein. 

Fremdsprachliche  Äußerungen Dritter (z. B. Bescheinigungen, sonstige Unterlagen von Behörden 
und Privaten) sind mit deutscher Übersetzung einzureichen. 

 
6 Wettbewerbsbeschränkungen (§ 8 Nr. 2) 
 
 Wenn der Auftragnehmer aus Anlass der Vergabe nachweislich eine Abrede getroffen hat, die eine 

unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt, hat er 15 % der Abrechnungssumme an den Auf-
traggeber zu zahlen, es sei denn, dass ein Schaden in anderer Höhe nachgewiesen wird. Dies gilt 
auch, wenn der Vertrag gekündigt wird oder bereits erfüllt ist. Sonstige vertragliche oder gesetzliche 
Ansprüche des Auftraggebers, insbesondere solche aus § 8 Nr. 2, bleiben unberührt. 

 
7 Abrechnung (§ 15) 
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7.1 Rechnungen sind ihrem Zweck nach als Abschlags-, Teilschluss- oder Schlussrechnung zu bezeich-

nen; die Abschlags- und Teilschlussrechnungen sind fortlaufend zu nummerieren. 
 
 
7.2 In den Rechnungen sind Umfang und Wert aller bisherigen Leistungen nach den Ordnungszahlen 

(Positionen) des Leistungsverzeichnisses aufzuführen und mit Nettopreisen anzuzeigen. Der Umsatz-
steuerbetrag ist mit dem Steuersatz hinzuzusetzen, der zum Zeitpunkt des Entstehens der Steuer, bei 
Schlussrechnungen zum Zeitpunkt des Bewirkens der Leistung, gilt. Beim Überschreiten von Vertrags-
fristen, die der Auftragnehmer zu vertreten hat, gilt der bei Fristablauf maßgebende Steuersatz. 

 
7.3 In jeder Rechnung sind Umfang und Wert aller bisherigen Leistungen und die bereits erhaltenen Zah-

lungen mit gesondertem Ausweis der darin enthaltenen Umsatzsteuerbeträge anzugeben. 
 
8 Nachweis der Massen (§ 15) 
 
8.1 Wenn für die Abrechnung von Stoffen nach Massen im Vertrag keine andere Regelung getroffen ist, 

so sind die Massen durch Vorlage der Wiegescheine einer geeichten Waage mit Druckwerk (in der 
Regel Fahrzeugwaage) laufend nachzuweisen. 

 Die Wiegescheine müssen die folgenden Angaben aufgedruckt enthalten: 
 – Lieferwerk, 
 – Name des Empfängers, 
 – Bezeichnung des Wägegutes, 
 – Nummer des Wiegescheins, 
 – Datum und Uhrzeit der Wägung, 
 – Taramasse (T), kein gespeicherter mittlerer Tarawert (PT), 
 – Bruttomasse (B), 
 – Nettomasse (N), 
 – Kennzeichnung des Fahrzeugs (betriebseigene Bezeichnung/amtliches Kennzeichen). 
 
 Die Wiegescheine sind bei der Anlieferung an der Verwendungsstelle vom Auftragnehmer abzuzeich-

nen und unverzüglich in doppelter Ausfertigung dem Auftraggeber zu übergeben. 
 Die Originale der Wiegescheine erhält der Auftraggeber, die bestätigten Durchschriften erhält der Auf-

tragnehmer. 

 Bei schüttfähigem Gut, das nicht zum Anhaften neigt, wie z. B. Sand, Kies, wiederaufbereitete (Recyc-
ling-) Stoffe, kann der Nachweis der Masse durch Wiegescheine von geeichten Schaufellader- bzw. 
Förderband-Waagen erfolgen. 

 Beim Einsatz von Schaufellader- bzw. Förderband-Waagen gelten zusätzlich folgende Bedingungen: 
 – Der Wiegeschein muss eine Erklärung enthalten, dass es sich um eine geeichte Waage handelt. 
 – Anstelle des Ausdruckes von Tara- und Bruttomasse tritt die Nettogesamtmasse des Ladegutes 

sowie zusätzlich bei Schaufellader-Waagen die Anzahl der geladenen Schaufeln (Ladevorgänge). 
 – Die Wiegescheine sind vom Bedienungspersonal der Schaufellader- bzw. Förderband-Waagen zu 

unterschreiben. 
 
8.2 Der Auftraggeber kann stichprobenartig die Masse einzelner Lieferungen durch Nachwiegen des be-

ladenen und leeren Fahrzeugs nachprüfen (Kontrollwägung). 
Wird die Masse des Ladegutes durch Schaufellader- bzw. Förderband-Waagen ermittelt, ist der Auf-
traggeber berechtigt, kontinuierlich über den Zeitraum der Lieferungen, bei 10 % der Lieferungen Kon-
trollwägungen durchführen zu lassen. 

 
8.3 Wird bei einer Kontrollwägung eine Unterschreitung von mehr als 1 % festgestellt, erfolgt ein entspre-

chender Abzug bei den letzten zehn Wiegescheinen, soweit nicht insgesamt eine geringere Abwei-
chung nachgewiesen wird. Diese Kontrollwägungen werden dem Auftragnehmer nicht vergütet. Ande-
re Kontrollwägungen werden vom Auftraggeber vergütet. 

 Zu den Kosten der Kontrollwägung rechnen alle unmittelbar (Transportkosten, Wiegegebühren usw.) 
und mittelbar (Wertminderung der Ladung, Einfluss auf den Baustellenbetrieb usw.) durch die Kon-
trollwägung entstehenden Kosten, jedoch nicht die Kosten für die Beaufsichtigung der Kontrollwägung 
durch den Beauftragten des Auftraggebers. Sofern die Kosten nach Absatz 1 besonders zu vergüten 
sind, sind sie im Einzelnen nachzuweisen. 
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 Beim Einsatz von Schaufellader- bzw. Förderband-Waagen erfolgt bei einer Unterschreitung von mehr 

als 1 % ein entsprechender Abzug bei allen Lieferungen seit der letzten Kontrollwägung, soweit nicht 
insgesamt eine geringere Abweichung nachgewiesen wird. Die Kosten für diese Kontrollwägung trägt  

 

 

 der Auftragnehmer. Kosten für Kontrollwägungen ohne Beanstandungen tragen der Auftragnehmer 
und Auftraggeber je zur Hälfte. 
 

9 Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen (§ 16) 
 
9.1 Der Auftragnehmer hat für Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen arbeitstäglich Stundennach-

weise einzureichen. Die müssen außer den Angaben nach § 16 Nr. 2 
 – das Datum, 
 – die Bezeichnung der Leistungsstelle, 
 – die genaue Bezeichnung des Ausführungsortes innerhalb der Leistungsstelle, 
 – die Art der Leistung, 
 – die Namen der Arbeitskräfte und deren Berufs-, Lohn- oder Gehaltsgruppe, 
 – die geleisteten Arbeitsstunden je Arbeitskraft, ggf. aufgegliedert nach Mehr-, Nacht-, Sonntags- 

und Feiertagsarbeit, sowie nach im Verrechnungssatz nicht enthaltenen Erschwernissen und ggf. 
 – die Gerätekenngrößen 
 enthalten. 
 
 Rechnungen für Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen müssen entsprechend  aufgegliedert 

werden. 
 
9.2 Sind Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen mit anderen Leistungen verbunden, so sind keine 

getrennten Rechnungen aufzustellen. 
 
10 Bürgschaften (§ 18) 
 
10.1 Wird Sicherheit durch Bürgschaft geleistet, sind die Formblätter des Auftraggebers zu verwenden. 
 
10.2 Die Bürgschaft ist von einem 

 – in den Europäischen Gemeinschaften oder in einem Staat der Vertragsparteien des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder 

 – in einem Staat der Vertragsparteien des WTO-Abkommens über das öffentliche Beschaffungswe-
sen  

 zugelassenen Kreditinstitut bzw. Kredit- oder Kautionsversicherer zu stellen. 
 
 Die Bürgschaftsurkunden enthalten folgende Erklärung des Bürgen: 
 – „Der Bürge übernimmt für den Auftragnehmer die selbstschuldnerische Bürgschaft nach deut-

schem Recht. 
 – Auf die Einreden der Aufrechenbarkeit sowie der Vorausklage gemäß §§ 770, 771 BGB wird ver-

zichtet. Der Verzicht auf die Einrede der Aufrechenbarkeit gilt nicht für unbestrittene oder rechts-
kräftig festgestellte Gegenforderungen des Hauptschuldners. 

 –  Die Bürgschaft ist unbefristet; sie erlischt mit der Rückgabe dieser Bürgschaftsurkunde. 
 – Die Bürgschaftsforderung verjährt nicht vor der gesicherten Hauptforderung. Nach Abschluss des 

Bürgschaftsvertrages getroffene Vereinbarungen über die Verjährung der Hauptforderung zwi-
schen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer sind für den Bürgen nur im Falle seiner schriftli-
chen Zustimmung bindend. 

 – Gerichtsstand ist der Sitz der zu Prozessvertretung des Auftraggebers zuständigen Stelle“. 
 
10.3 Die Bürgschaft ist über den Gesamtbetrag der Sicherheit in nur  e i n e r  Urkunde zu stellen. 
 
10.4 Die Urkunde über die Abschlagszahlungsbürgschaft wird zurückgegeben, wenn die Leistung für die 

die Sicherheit geleistet worden ist, erfüllt ist. 
 
10.5 Die Urkunde über die Vorauszahlungsbürgschaft wird zurückgegeben, wenn die Vorauszahlung auf 

fällige Zahlungen angerechnet worden ist.  
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